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HANSEATISCHES OBERLANDESGERICHT

URTEIL
IM NAMEN DES VOLKES

3 U 211/02 .
312 0 366/02 In dem Rechtsstreit
Verkiindet am: A GmbH,
3. Juli 2003 vertreten durch,
Freese
Justizangestellte Klagerin
als Urkundsbeamtin '
der Geschéftsstelle. Berufungsbeklagte,
Prozessbevollmachtigte:
gegen
1. H,
2. A
Beklagte,

Beklagter zu 2) Berufungsklager,

Dr.L5./Du. Prozessbevollmachtigte: Rechtsanwalte

hat das Hanseatische Oberlandesgericht Hamburg, 3. Zivilsenat, durch die Richter
Gartner, v. Franqué, Dr. Loffler

nach der am 12. Juni 2003 geschlossenen mundlichen Verhandlung fur Recht erkannt:

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Landgerichts Hamburg,
Zivilkammer 12, vom 12. November 2002 (312 O 366/02) abgeandert und zur
Klarstellung insgesamt wie folgt neu gefasst:

l. Die Beklagten werden verurteilt, es bei Vermeidung der vom
Landgericht angedrohten Ordnungsmittel zu unterlassen,

a) im geschéftlichen Verkehr zum Zwecke des Wettbewerbs die
Behauptung aufzustellen undloder aufstellen zu lassen, zu verbreiten

Internet-Zeitschrift fir Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de


Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de - Internet-Zeitschrift fuer Rechtsinformatik und Informationsrecht (Download am: 20.05.2024)

Internet-Zeitschrift fir Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

und/oder verbreiten zu lassen, die Kldgerin schulde der Beklagten zu
1) Provisionen.

b)  Dritten gegeniiber im geschéftlichen Verkehr zum Zwecke des
Wettbewerbs folgendes zu behaupten undl/oder behaupten zu lassen
undloder zu verbreiten undloder verbreiten zu lassen:

minsolvenzantrag gegen a.-xxxxx

Guten Tag,

der Hamburger Veranstalter a.-xxxxx schuldet uns Provisionen.
Schuldet a.-xxxxx lhnen auch Provisionen?

Wenn ja, wurden Sie sich unserem Insolvenzantrag anschliel3en,
damit wir retten, was zu retten ist. Selbst wenn es nur um einige
Euros geht?”

1. Die Beklagten werden verurteilt Auskunft dartber zu
erteilen, bis zu welchem Zeitpunkt die Behauptungen geméan Ziffer |.
im Internet auf der Homepage www.kn.-xxxxx.de verbreitet wurden,
wie viele potentielle Nutzer es fiir die Homepage gibt und in welchem
Umfang auf die Homepage Zugriffe in dem Zeitpunkt von der
Einstellung der Behauptungen in die Homepage bis zu deren
Entfernung erfolgt sind, des weiteren Auskunft dariiber zu erteilen,
wem gegentiber die Behauptungen gemdl3 Ziffer . aullerhalb der
Homepage www.kn.-xxxxx.de aufgestellt wurden.

1. Es wird festgestellt, dass die Beklagten wie Gesamt-
schuldner verpflichtet sind, der Kldgerin alle Schdden zu ersetzen, die
dieser durch die in Ziffer |. beschriebenen Handlungen bisher
entstanden sind und/oder noch entstehen werden.

V. Im (brigen wird die Klage abgewiesen.

Im Gbrigen wird die Berufung der Beklagten zurlickgewiesen.

Von den Kosten des Rechtsstreits in beiden Instanzen tragen die Klagerin
40 % und die Beklagten wie Gesamtschuldner 60 %.

Das Urteil ist vorlaufig vollstreckbar.

Die Beklagten kdnnen die Zwangsvollstreckung durch eine Sicherheitsleis-
tung von € 35.000,- abwenden, wenn nicht die Klagerin vor der Vol
streckung Sicherheit in gleicher Hohe leistet.

Die Klagerin kann die Zwangsvollstreckung durch eine Sicherheitsleistung
von € 2.900,- abwenden, wenn nicht die Beklagten vor der Vollstreckung
Sicherheit in gleicher Hohe leisten.

Internet-Zeitschrift fir Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de


Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de - Internet-Zeitschrift fuer Rechtsinformatik und Informationsrecht (Download am: 20.05.2024)

Internet-Zeitschrift fir Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

Die Revision wird nicht zugelassen.

und beschlossen:

Der Streitwert wird auch fur das Berufungsverfahren auf € 50.000
(Unterlassungsantrag zu |.: € 40.000; Antrage zu Il. und lll. betreffend
Auskunft und Schadensersatzfeststellung je € 5.000) festgesetzt.
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Griinde:

Die Klagerin wendet sich mit der Klage gegen angeblich geschéftsschadigende AuRe-
rungen der Beklagten, die in einem Internet-Kommunikationsforum getatigt wurden.

Die Klagerin ist seit Anfang 2002 als Reiseveranstalterin tatig. Vor Aufnahme ihres
Geschéftsbetriebes, namlich im Dezember 2001, Ubersandte die Klagerin an Reisebu-
ros, unter anderem auch an das Reisebiro ,T.-xxxx Tours“ in W., einen
Agenturfragebogen. Dieser wurde am 24.12.2001 von ,T.-xxxx Tours®, deren Inhaberin
die Beklagte zu 1) ist, zuriickgesandt. Der Fragebogen war von dem Beklagten zu 2)
unterzeichnet. Dieser war dort als Geschéaftsfuhrer bzw. Inhaber von ,T.-xxxx Tours*
bezeichnet.

Am 16.02.2002 schloss die Klagerin mit ,T.-xxxx Tours“ den aus der Anlage K 1 er-
sichtlichen Agenturvertrag, in dem die Klagerin ,I.-xxxx Tours® als Agentur mit der
Vermittlung von Reiseleistungen beauftragte. Fur ,T.-xxxx Tours® unterschrieb der Be-
klagte zu 2) mit dem Zusatz ,j.a.“

In § 7 des Vertrages heilt es unter der Uberschrift ,Provisionsregelung®:

»7-1 Die Agentur hat fiir alle wéhrend der Laufzeit dieses Vertrages fiir den Ver-
anstalter vermittelten und zustande gekommenen Buchungen und durchgefiihr-
ten Reisen Anspruch auf Provision. Die Hbhe der Provision wird durch die jeweils
vereinbarte Provisionsliste festgelegt .... Die Provision ist mit der Bezahlung des
Reisepreises féllig.“

Anfang Februar 2002 buchte ,T.-xxxx Tours® fur die Kunden H.-xxxx bei der
Klagerin eine Reise fur die Zeit vom 05.03.2002 — 22.03.2002 nach Bangkok und
Dubai zu einem Preis von insgesamt € 2.502,00,-. Unter dem 06.02.2002 Uber-
sandte die Klagerin der Kundin H.-xxxx eine Rechnung Uber den Reisepreis
(Anlage K 2). Als Falligkeitsdatum wurde der 12.02.2002 angegeben. Weiter
heif3t es am Ende der Rechnung:

,Der Unterlagenversand erfolgt nach Restzahlung.*”

Zwischen den Parteien ist streitig, ob die Kunden die Rechnung gegenuber der
Klagerin bereits am 15.02.2002 (so die Behauptung der Beklagten) oder erst kurz
vor Reiseantritt Anfang Marz 2002 bezahlten (so der Vortrag der Klagerin). Wei-
ter ist zwischen den Parteien streitig, ob die Klagerin ,I.-xxxx Tours® zwecks
Vergutung der Vermittlungsleistung H.-xxxx mit Schreiben vom 02.04.2002
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(Anlage K 3) einen aus der Anlage K 4 ersichtlichen Scheck tber € 348,28,-
Ubersandte und diesen spéater wieder sperren lie}, nachdem Zweifel am Zugang
des Schecks entstanden waren.

Mit Ausnahme der Reise H.-xxxx vermittelte das Reiseblro ,T.-xxxx Tours" bzw.
die Beklagten keine weiteren Reisen flr die Klagerin; Gber de Forderung aus
dieser Reise hinaus bestanden keine weiteren Provisionsforderungen des
Reiseblros bzw. der Beklagten gegen die Klagerin.

Am 08.04.2002 erhielt die Klagerin von einem nicht bekannten Absender ein
Telefax, welches den Ausdruck einer Internetseite enthielt. Die Seite bildete ein
.Kooperation Forum“ mit der Adresse ,www.kn.-xxxxxx.de“ ab. Dabei handelt es
sich um eine Seite fiir Reisevermittler und Reiseveranstalter, in der nach Eingabe
eines Passwortes Informationen verbreitet und bezogen werden kénnen. Dem
per Telefax Ubermittelten Ausdruck der Seite lasst sich eingangs die Information
LUser: G. La.-xxxxx/Letzte Login: 08.04.2002, 11:49“ entnehmen. Weiter findet
sich dort unter der durch Fettdruck hervorgehobenen Uberschrift ,/nsol-
venzantrag gegen a.-xxxxx“ der folgende Eintrag:

sInsolvenzantrag gegen a.-xxxxx-08.04.2002, 12:10

Guten Tag,

der Hamburger Veranstalter a.-xxxxx schuldet uns Provisionen. Schuldet a.-
xxxxx lhnen auch Provisionen?

Wenn ja, wirden Sie sich unserem Insolvenzantrag anschlie3en, damit wir
retten, was zu retten ist. Selbst wenn es nur um einige Euros geht?

P. Ze.-xxxxx

T.-xxxx Tours

(Strasse, Ort, Telefon)

T.-xxxx@yyyreisen.de

G. La.-xxxxx A.
Unter der Nachricht war ein vorbereitetes Feld fir eine Antwortnachricht eingefiigt.
Als Empfanger der Antwort war dort der Beklagte zu 2) vorgesehen. Auf die Anlage

K 5 wird hinsichtlich der weiteren Einzelheiten Bezug genommen.

Unmittelbar nach Erhalt des Telefaxes rief der stellvertretende Geschéftsfuhrer der
Klagerin unter der in der Nachricht angegebenen Telefonnummer an und erreichte
dort den Beklagten zu 2). Der Beklagte zu 2) duRRerte sich dahingehend, dass Provi-
sionen nicht bezahlt worden seien und die Buchung der Reise bei der Klagerin ein
Testballon gewesen sei. FUr ihn stehe fest, dass dieser ,Turkenverein® fast pleite sei.
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Er sei Geschaftsfihrer von 144 Reiseblros, die er alle davon in Kenntnis gesetzt
habe. Einen Scheck habe er nicht erhalten.

Am selben Tag (08.04.2002) stellte die Klagerin den aus der Anlage B 1 ersichtlichen
Scheck Uber 348,28 Euro aus und Ubersandte ihn dem Reisebiiro der Beklagten.
Dort kam er spatestens am 10.04.2002 an.

Ebenfalls noch am 08.04.2002 mahnte die Kldgerin den Beklagten zu 2) unter der
Betreffzeile ,a.-xxxxx travel GmbH ./. A, G. La.-xxxxx (T.-xxxx Tours)“ wie aus der
Anlage K 6 ersichtlich ab. Der Beklagte zu 2) sandte die vorbereitete Unter-
lassungserklarung von ihm unterschrieben mit aus der Anlage K 7 ersichtlichen
handschriftlichen Anderungen am Folgetag zuriick. So setzte der Beklagte zu 2) das
Wort ,nicht vor ,zu unterlassen®, die Randbemerkung ,bleibt bestehen neben die
Umschreibung der angegriffenen AuRerung sowie die Anmerkung ,Beweisen Sie das
Gegenteil® zum Text hinzu, in dem auf den erweckten Eindruck der Zahlungsunfa-
higkeit hingewiesen wird. Weiterhin wies eine Anmerkung darauf hin, dass der Be-
klagte zu 2) nicht Inhaber der ,T.-xxxx Tours“ sei. Nach einer Handelsregisteran-
frage, die als Geschaftsinhaberin der ,T.-xxxx Tours“ die Beklagte zu 1) ergab,
mahnte die Klagerin unter dem 09.04.2002 nunmehr die ,Firma T.-xxxx Tours
Europe e.K.“ ab (Anlage K 8). Die vorbereitete Unterlassungsverpflichtungserklarung
wurde ohne Unterschrift mit dem handschriftlichen Vermerk ,NEIN“ und ,Klagen Sie!*
an die Klagerin zurlickgesandt (Anlage K 8).

Am 10.04.2002 wurde auf der Internetseite ,Kooperation Forum® unter der wiederum
durch Fettdruck hervorgehobenen Uberschrift ,Insolvenzantrag gegen a.-xxxxx“ fol-
gender Eintrag ins Netz gestellt (Anlage K 13):

»RE Insolvenzantrag gegen a.-xxxxx-10.04.2002, 11:05

Guten Tag,

heute erhielten wir einen auf den 08.04.02 datierten Provisionsscheck von a.-
xxxxx. Der Scheckzusendung gingen massive Telefongesprdche beider Seiten
voraus. A.-xxxxx hat nun per Kopie den Nachweis versucht, dass mit Datum
von 02.04.02 bereits ein Provisionsscheck ausgestellt worden sei. Interessant
finden wir, dass der vom 02.04.02 ausgestellte Provisionsscheck, der uns nicht
erreichte, die Endnummer 330 hat. Der am 08.04.02 ausgestellte
Provisionsscheck hat die Endnummer 331. Entweder sind wir die einzigen
Kunden bei a.-xxxxx gewesen oder andere Reisebliros warten immer noch auf
ihre Provision.

Empfehlung: Am schnellsten kommt man an ausstehende Provisionen, wenn
man gegen den jeweiligen Schuldner einen Insolvenzantrag stellt. Oder eine
Insolvenzantragsdrohung
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P. Ze.-xxxxx
G. La.-xxxxxA.

Das Landgericht erlie3 im vorangegangenen Verfugungsverfahren (312 O 200/02)
am 17. April 2002 eine einstweiligen Verfigung, mit der den Beklagten verboten wur-
de, die Behauptung aufzustellen oder aufstellen zu lassen, zu verbreiten und/oder
verbreiten zu lassen,
a) die Antragstellerin schulde der Antragsgegnerin zu 1) Provision-
en;

b) die Antragstellerin sei méglicherweise insolvent,

Auf den Widerspruch der Beklagten bestatigte das Landgericht die einstweilige Ver-
figung mit Urteil vom 4. Juni 2002. Auf die Akte des Landgerichts Hamburg (312 O
200/02), die zum Gegenstand der Verhandlung gemacht wurde, wird Bezug ge-
nommen. Dem Verlangen der Kl&gerin nach Abgabe einer Abschlusserklarung ka-
men die Beklagten nicht nach.

Die Kl&gerin hat geltend gemacht:

Die angegriffenen AuBerungen seien unwahr und geschéftsschadigend. Sie, die Kl&-
gerin, arbeite mit einer Vielzahl von Reisebiros zusammen und komme ihren ver-
traglichen Verpflichtungen diesen Geschéftspartnern gegentber vollen Umfangs
nach. Die streitgegenstandlichen Behauptungen seien geeignet, sie bei ihren Ge-
schéaftspartnern zu diskreditieren.

Die Klagerin hat beantragt,

1. den Beklagten bei Vermeidung der gesetzlichen Ordnungsmittel
Zu verbieten,

die Behauptung aufzustellen oder aufstellen zu lassen, zu ver-
breiten und/oder verbreiten zu lassen,

a) die Klagerin schulde der Beklagten zu 1) Provisionen;
b) die Kidgerin sei moglicherweise insolvent,
c) entweder sei die Beklagte zu 1) der einzige Kunde bei

der Kldgerin oder anderer Reisebliros warten noch immer
auf ihre Provision.
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2. Auskunft dariiber zu erteilen, bis zu welchem Zeitpunkt die Be-
hauptungen gemafR Ziffer 1 im Internet auf der Homepage
www.Kn.-xxxxx.de verbreitet wurden, wie viele potentielle Nutzer es
fur die Homepage gibt und in welchem Umfang auf die Homepage
Zugriffe in dem Zeitpunkt von der Einstellung der Behauptungen in
die Homepage bis zu deren Entfernung erfolgt sind, des weiteren
Auskunft darliber zu erteilen, wem gegeniber die Behauptungen
gemal Ziffer 1 aullerhalb der Homepage www.kn.-xxxxx.de
aufgestellt wurden.

3. Festzustellen, dass die Beklagten wie Gesamtschuldner ver-
pflichtet sind, der Klagerin alle Schaden zu ersetzen, die dieser
durch die in Ziffer 1 beschriebenen Handlungen bisher entstanden
sind und/oder noch entstehen werden.

Die Beklagten haben beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie haben geltend gemacht:

den am 08.04.2002 ausgestellten Provisions scheck habe sie erst am 10.04.2002 er-
halten. Bis zu diesem Zeitpunkt habe der Beklagte zu 2) die Klagerin mehrfach tele-
fonisch abgemahnt. Da trotzdem die Zahlung nicht eingegangen sei, héatten sie, die
Beklagten, angenommen, die Klagerin sei moglicherweise zahlungs unfahig.

Die angegriffenen Textmitteilungen habe nicht der Beklagte zu 2), sondern eine Mit-
arbeiterin der Beklagten zu 1), Frau P.Ze.-xxxxx, in das Kommunikationsforum
gestellt. Der Beklagte zu 2) sei lediglich Inhaber der E-Mail Adresse bei dem
Kommunikationsforum.

Die Beklagten hatten auch nicht das Ansehen der Klagerin durch die Behauptungen
im Kommunikationsforum schmalern wollen, um als Wettbewerber hieraus Vorteile
zu ziehen. Dass Kommunikationsforum diene hauptséchlich dem Erfahrungsaus-
tausch unter Reiseblirobetreibern und habe in erster Linie das Ziel, (ber Entwicklun-
gen auf dem Reisemarkt auf dem Laufenden zu halten, um bei Negativentwicklungen
rechtzeitig im Interesse der Kunden handeln zu kdnnen. Die Klagerin habe keinen
Anspruch darauf, dass Meinungséaufierungen im Kommunikationsforum unterblieben,
wenn sie durch ihr Verhalten selbst Anlass zu Spekulationen gegeben habe. Es sei
das Uberwiegende Recht der freien Meinungsaullerung der Beklagten zu beachten.
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Angesichts des Verhaltens der Klagerin und der Flaute in der Reisebranche hatten
die Beklagten zu Recht annehmen konnen, dass die Klagerin sich in finanziellen
Schwierigkeiten befinde. Gerade die Welle von Insolvenzen bei Reiseblros und Rei-
severanstaltern habe deutlich gemacht, dass solche Annahmen nicht unbegriindet
seien. Nach Kenntnis der Beklagten habe sich die Klagerin tatsachlich in Zahlungs-
schwierigkeiten befunden. So habe der Beklagte zu 2) Kenntnis davon gehabt, dass
die Geschéftsfiihrung oder ein Teil der Geschaftsfihrung der Klagerin zuvor fir die
Firma Wor.-xxx tatig gewesen sei, welche sich in der Insolvenz befunden habe.
Zudem seien von der Klagerin entgegen den sonstigen Gepflogenheiten schon lan-
ger keine wochentlichen Werbemails (sog. ,Flyer) mehr eingegangen. Die Klagerin
trage die Beweislast fUr ihre Zahlungsfahigkeit und fir die Frage, ob es sich bei den
Beklagten tatsachlich nicht um die einzigen Kunden der Klagerin gehandelt habe.
Die Beklagten hatten nach Falligkeit der Provisionsforderung bis zum Eingang des
Schecks jederzeit einen Insolvenzantrag gegen die Klagerin stellen kdnnen. Eine
nicht sofortige Weiterleitung der Provision nach Falligkeit erflille zudem den Tatbe-
stand der Untreue.

SchlieRlich sei zu bericksichtigen, dass der Zutritt zum Kommunikationsforum pass-
wortgeschutzt sei und die dortigen Inhalte daher nicht fir jedermann zuganglich
seien.

Einem Unterlassungsanspruch stehe weiter entgegen, dass der Beklagte zu 2) nicht
ordnungsgemanl abgemahnt worden sei. Zudem sei nach der erfolgten Zahlung
durch die Klagerin eine Wiederholungsgefahr nicht gegeben. Die Seite gemaly An-
lage K 5 sei zwischenzeitlich entfernt worden. Der Klagerin sei kein Schaden ent-
standen. Nach den Unterlagen der Beklagten sei die streitgegenstandliche Seite ge-
maf Anlage K 5 nur einmal aufgerufen worden. Zudem sei zu berlcksichtigen, dass
potentielle Kunden der Zutritt zum Kommunikationsforum nicht mdglich sei. Auch
hatten nur eine geringe Anzahl von Reisebliros die Méglichkeit, auf das Forum zuzu-
greifen.

Durch Urteil vom 12. November 2002 hat das Landgericht die Beklagten gemaf dem
Antrag der Klagerin verurteilt.

Gegen dieses Urteil, auf das Bezug genommen wird, wenden sich die Beklagten mit
der Berufung, die sie form- und fristgerecht eingelegt und begriindet haben.
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-10 -

Die Beklagten wiederholen und vertiefen ihr erstinstanzliches Vorbringen. Ergénzend
tragen sie vor:

Jeder, der Zugriff auf das Kommunikationsforum habe, kdnne unter dem Pseudonym
des Beklagten zu 2) einen Text in das Kommunikationsforum einstellen. Die streit-
gegenstandlichen Texte seien von P. Ze-xxxxx eigenméachtig in das Forum gestellt
worden. Es treffe auch nicht zu, dass der Beklagte zu 2) sich die Behauptungen aus
dem Text im Kommunikationsforum durch die handschriftichen Zusatze in der
Unterlassungsverpflichtungserklarung zu eigen gemacht habe. Da der Beklagte zu 2)
weder Angestellter noch Inhaber der Fa. T.-xxxx Tours sei, kdnne eine solche Er-
klarung durch ihn gar nicht erfolgen.

Die Beklagten beantragen,

unter Abanderung des am 12.11.2002 verkiindeten und
am 18.11.2002 zugestellten Urteils des Landgerichts
Hamburg (Az.: 312 O 366/02) die Klage abzuweisen.

Die Kl&gerin beantragt,
die Berufung mit den MaRgaben zuriickzuweisen, dass

1. die beanstandeten AuRerungen im geschéft-
lichen Verkehr zum Zwecke des Wettbewerbs
nicht verbreiteten werden sollen;

2. der Antrag zu b) nur in der konkreten Ver-
letzungsform der vollstandigen Mitteilung aus
der Anlage K 5 und der Antrag zu c) nur in der
vollstandigen Beanstandungsform gemaR Anla-
ge K 13 verteidigt werden soll; die gleichen Ein-
schrankungen sollen fir die auf den Unter-
lassungsanspruch rickbezogenen Folgeantrage
gelten.
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Die Klagerin verteidigt das landgerichtliche Urteil und wiederholt und vertieft ihr erst
instanzliches Vorbringen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die angefoch-
tene Entscheidung, die von den Parteien zur Akte gereichten Schriftsatze nebst
Anlagen sowie auf den Inhalt der Beiakte Landgericht Hamburg 312 O 200/02 Bezug
genommen.

Die zulassige Berufung der Beklagten hat in der Sache teilweise Erfolg.

1. Der Unterlassungsantrag zu 1. a) ist in vollem Umfang begriindet. Dage-
gen ist der Unterlassungsantrag zu 1 b) nur in Form des in der Berufungsinstanz
erstmalig gestellten, auf die konkrete Verletzungsform bezogenen Antrags begrin-
det. Der Unterlassungsantrag zu 1 c) ist unbegriindet.

a) Die Klagerin kann Unterlassung der Behauptung verlangen, ,die Klagerin
schulde der Beklagten zu 1) Provisionen®. Der Unterlassungsanspruch ergibt sich
aus § 14 Abs. 1 Satz 2 UWG. Voraussetzung fur einen Unterlassungsanspruch nach
dieser Vorschrift ist, dass der Verletzer gemaR § 14 Abs. 1 Satz 1 UWG zu Zwecken
des Wettbewerbs lber das Erwerbsgeschaft eines anderen Tatsachen behauptet
oder verbreitet, die geeignet sind, den Betrieb des Geschafts oder den Kredit des
Inhabers zu schadigen, sofern die Tatsachen nicht erweislich wahr sind. Diese Vor-
aussetzungen sind hier erfillt.

aa) Die von der Klagerin angegriffenen Behauptungen erfolgten zu Zwecken
des Wettbewerbs. Von einem Handeln zu Zwecken des Wettbewerbs ist auszuge-
hen, wenn in objektiver Hinsicht ein Verhalten vorliegt, das geeignet ist, den Absatz
oder Bezug einer Person zum Nachteil einer anderen zu beglinstigen, und wenn in
subjektiver Hinsicht der Handelnde von einer das objektive Geschehen begleitenden
Absicht bestimmt ist, d.h. von der Absicht, den eigenen — oder einen fremden —
Wettbewerb zum Nachteil des Wettbewerbs des anderen zu fordern, sofern diese
Absicht nicht vdllig hinter sonstigen Beweggrinden zuricktritt. Nachteilig flr den
Wettbewerb des Betroffenen ist — auch ohne eine effektive Verletzung — bereits die
konkrete Gefahrdung seiner wettbewerblichen Interessen (Kohler/Piper, UWG, 2.
Aufl. 2001, Einf. Rn.210 m.w.N.).
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Die objektive Eignung zur Wettbewerbsforderung ergibt sich hier jedenfalls aus dem
Gesichtspunkt der Foérderung fremden Wettbewerbs. Die vorliegend relevanten
AuRerungen wurden in einem Internetforum gemacht, welches unter anderem von
Reiseblros frequentiert wird. lhre Kundenauftrage bekommt die Klagerin in ihrer
Eigenschaft als Reiseveranstalterin jedoch unter anderem von Reiseburos vermittelt.
Die angegriffene Behauptungen setzen sich, wie noch dargelegt werden wird, in ne-
gativer Weise mit den geschéftlichen Verhaltnissen der Klagerin auseinander und
sind deshalb geeignet zu bewirken, dass Reiseblros andere Reiseveranstalter bei
der Vermittlung von Reisen der Klagerin vorziehen. Ob die Beklagten darlber hinaus
auch die eigene wettbewerbliche Position fordern wollten, etwa durch eine Eigen-
darstellung als tatkraftiges Unternehmen, welches zum Wohle der gesamten
Branche gegen saumige Schuldner vorgeht, kann dahinstehen.

Auch eine Wettbewerbsabsicht liegt vor. Zwar wird eine solche Absicht bei Fallges-
taltungen, wo es um die Forderung fremden Wettbewerbs geht, nicht vermutet, son-
dern muss positiv festgestellt werden (Kohler/Piper, UWG, 2. Aufl. 2001, Einf Rn.
226). Dies gilt hier umso mehr, als die streitgegenstandliche AuRerung in einem
Internetforum aufgestellt wurde, welches dem Austausch von Erfahrungen und Mei-
nungen verschiedener Personen und Unternehmen dient. Dadurch gewinnt auch der
Umstand Gewicht, dass der Begriff des Handelns zu Zwecken des Wettbewerbs im
Lichte des Art. 5 GG auszulegen ist (Baumbach/Hefermehl, Wettbewerbsrecht, 22.
Aufl. 2001, Einl UWG Rn. 237 m.w.N.). Eine Wettbewerbsabsicht kann sich jedoch
aus dem Inhalt der AuRerung ergeben. AuRerdem ist das Bewusstsein des Han-
delnden, dass sein Tun den Wettbewerb beeinflusst oder fremden Wettbewerb for-
dert, daflr ein Beweisanzeichen (Kohler/Piper, UWG, 2. Aufl. 2001, § Rn.234).

Hier ist die Au[&erung im Kommunikations-Forum mit dem Ziel verbreitet worden,
andere Reiseblros vor Geschaftsbeziehungen mit der Klagerin zu warnen, also
letztlich Reiseblros von der Erteilung von Auftrdgen an die Klagerin abzuhalten. Dies
ergibt sich nicht nur aus dem Inhalt des Internetschreibens vom 08.04.2002 selbst,
sondern auch aus dem Vortrag der Beklagten, wonach das Kommunikationsforum in
erster Linie dem Ziel diene, Uber Entwicklungen auf dem Reisemarkt zu informieren,
um bei Negativentwicklungen rechtzeitig im Interesse der Kunden handeln zu
kénnen. Aus dem Vortrag der Beklagten, die Klagerin habe selbst durch ihr Ver-
halten Anlass zu entsprechenden Spekulationen Uber ihre Zahlungsfahigkeit gege-
ben, so dass man den Umstand, dass die Klagerin ihre Schulden nicht bezahle, der
Fachoffentlichkeit im Kommunikationsforum habe mitteilen ddrfen, ergibt sich, dass
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sie die eigenen Zweifel an der Zahlungsfahigkeit der Klagerin als eine entsprechend
mitteilungswirdige Negativentwicklung angesehen hat.

Dass es den Beklagten nicht nur bewusst war, sondern sie auch das Ziel verfolgt
haben, durch die Verdffentlichung der streitgegensténdlichen AuRerung andere Rei-
sebiros davon abzuhalten, der Klagerin Reisen zu vermitteln, ergibt sich weiter aus
dem Umstand, dass in der angegriffenen Behauptung trotz des Umstandes, dass die
Beklagte zu 1) unstreitig nur eine einzige, zudem der Hohe nach geringflgige Pro-
visionsforderung gegen die Klagerin hatte, von ,Provisionen® gesprochen wurde. Aus
dem der tatsachlichen Sachlage widersprechenden Gebrauch des Plurals, flr den
die Beklagten keinerlei rechtfertigenden Grund vorgetragen haben und der beim
Leser der Nachricht den unrichtigen Eindruck von ganz erheblichen Forderungsrick-
stinden erwecken konnte, ergibt sich, dass die AuRerung nicht allein zum Mei
nungsaustausch mit Reiseblros im Interesse der Kunden, sondern jedenfalls auch
mit dem Ziel erfolgt ist, der Klagerin Nachteile im Wettbewerb mit anderen Reise-
veranstaltern zuzufigen.

Damit liegt zugleich ein marktgerichtetes Handeln mit Auenwirkung vor, welches
Uber ein fur die Annahme einer Wettbewerbsabsicht nicht ausreichendes bloRes Hin-
wirken auf die Erfillung und Durchsetzung individueller vertraglicher Pflichten hin-
ausgeht (vgl. dazu Kohler/Piper, UWG, 2. Auifl. 2001, Einf Rn. 220).

bb) Gegenstand der streitbefangenen AuRerung war auch eine nicht erweislich
wahre Tatsache i.S. des § 14 Abs. 1 UWG. Tatsachen sind Vorgange oder Zustan-
de, deren Vorliegen oder Nichtvorliegen dem Wahrheitsbeweis zuganglich sind, wah-
rend im Gegensatz dazu Werturteile AuRerungen sind, die durch die Elemente der
Stellungnahme, des Dafiirhaltens oder Meinens gepragt sind. Fir die Anwendung
des § 14 UWG reicht es aus, wenn die Auf&erung Jm Kern“ eine Tatsachenbe-
hauptung enthalt. Dies wiederum beurteilt sich danach, ob das Werturteil einen sub-
stantiierten oder einen substanzarmen, d.h. unbestimmten, nicht naher konkretisier-
baren und daher der beweismaRigen Uberpriifung unzuganglichen Tatsachengehalt
aufweist (vgl. Kohler/Piper, UWG, 2. Aufl. 2001, § 14 Rn. 4 m.w.N.).

Die Behauptung, ,die Klagerin schulde der Beklagten zu 1) Provisionen®, ist nach
diesen Grundsatzen als (unrichtige) Tatsache i.S. des § 14 Abs. 1 UWG anzusehen.
Zwar enthalt die AuRerung in Bezug auf das Element des ,Schuldens* eine rechtliche
Wertung. Die AuRerung vermittelt jedoch beim Adressaten zugleich die Vorstellung
von konkreten Vorgangen, die den Abschluss eines Vertrages oder die Erbringung
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oder Nichterbringung der vertraglich geschuldeten Leistung darstellen und die einer
beweismaRigen Uberpriifung zuganglich sind. In der hier relevanten AuRerung steckt
insoweit konkret die Tatsachenbehauptung, die Beklagten hatten fir die Klagerin
mindestens zwei provisionspflichtige Leistungen erbracht, welche die Klagerin noch
nicht vergutet hat.

Diese tatsachliche Behauptung ist unstreitig unwahr. Es kann hier die zwischen den
Parteien umstrittene Frage dahinstehen, ob zum Zeitpunkt der AuRerung am
08.04.2002 bei den Beklagten ein bereits am 02.04.2002 ausgestellter Scheck der
Klagerin eingegangen und die Provisionszahlungspflicht der Klagerin wegen der Ver-
mittlung der Reise fur die Kunden H.-xxxx damit durch Erflllung erloschen war. Denn
jedenfalls ist der in der konkret angegriffenen AuRerung verwendete Plural
~Provisionen“ unwahr. Die Beklagten haben nur die Reise H.-xxxx“ als vermittelte
Reise vorgetragen. Weitere Vermittlungen zugunsten der Klagerin werden nicht be-
hauptet und sind auch sonst nicht ersichtlich.

cc) Die streitgegenstandliche AuRerung ist aich geeignet, den Betrieb des
Geschéftes der Klagerin zu schadigen. Die Behauptung, die Klagerin schulde der
Beklagten zu 1) Provisionen, erweckt den unzutreffenden Eindruck, die Kldgerin sei
nicht nur in einem Einzelfall eine Provision schuldig geblieben. Der verwendete
Plural Iasst fir den Leser der Nachricht eine Interpretation dahin zu, dass eine Viel
zahl von Provisionen noch nicht bezahlt wurden, dass mithin die Klagerin in groliem
Umfang ihre Schulden nicht begleiche. Es liegt auf der Hand, dass eine solche In-
formation geeignet ist, Reisebilros, welche die Nachricht in dem Kommunikations-
forum lesen, von der Vermittlung von Reisen fir die Klagerin abzuhalten, weil sie um
ihre Provisionen furchten werden.

dd) Die streitgegenstandliche AuRerung ist auch i.S. des § 14 Abs. 1 UWG ,be-
hauptet* worden. Vorliegend ist unerheblich, dass die Behauptung nicht im allgemein
zuganglichen Internet, sondern in einem passwortgeschitzten Kommunikationsforum
aufgestellt wurde. FUr einen Unterlassungsanspruch gemal § 14 Abs. 1 UWG ist
ausreichend, dass die AuRerung gegeniiber einem Dritten, d.h. einer anderen Per-
son als dem Verletzten erfolgt ist (Kohler/Piper, UWG, 2. Aufl. 2001, § 14 Rn. 7). Es
ist jedoch unstreitig, dass neben den Beklagten auch noch andere Personen Zugang
zu der streitgegenstandlichen Nachricht hatten. Der Dritte braucht im Ubrigen von
der Behauptung keine Kenntnis erlangt oder ihr gar Glauben geschenkt zu haben; es
muss ihm lediglich die Moglichkeit verschafft worden sein, vom Inhalt der Behaup-
tung Kenntnis zu nehmen (Kohler/Piper, UWG, 2. Aufl. 2001, § 14 Rn. 7). Vorliegend
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ergibt sich aus der Anlage K 12 sogar, dass zu der Nachricht ,Insolvenzantrag gegen
a.~-xxxx‘ vom 08.04.2002 bis zum 10.04.2002 ,3 Antworten“ eingegangen waren,
das urspringliche Schreiben mithin jedenfalls von einer Person im Forum gelesen
worden sein muss.

ee) Zu Unrecht machen die Beklagten geltend, die streitgegenstandliche AuRe-
rung sei durch die Meinungsfreiheit gedeckt. Vorliegend geht es um das Verbot einer
unwahren Tatsachenbehauptung. Es entspricht jedoch der standigen Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts, dass bewusst oder erwiesen unwahre Tat-
sachenbehauptungen nicht vom Schutz der Meinungsfreiheit i.S. des Art. 5 Abs. 1
GG umfasst sind (vgl. nur BVerfGNJW 94, 1779 m.w.N.).

ff) Die Beklagten sind auch Schuldner des Unterlassungsanspruchs.

Es ist unerheblich, ob das Schreiben vom 08.04.2002 von den Beklagten personlich
oder aber der damaligen Mitarbeiterin der Beklagten Frau P. Ze.-xxxxx in das In-
ternet-Kommunikationsforum gestellt wurde.

Die Beklagte zu 1) haftet als Inhaberin des Geschéatftsbetriebs ,T.-xooxx Tours®
gemal § 13 Abs. 4 UWG auch fur Zuwiderhandlungen ihrer Angestellten.

Der Beklagte zu 2) ist als Inhaber der E-Mail-Adresse beim Kommunikationsforum
verantwortlich.

Fir eine wettbewerbsrechtliche Haftung als Verletzer ist erforderlich aber auch aus-
reichend, dass der Inanspruchgenommene willentlich und adaquat kausal mitgewirkt
hat, um einen wettbewerbswidrigen Zustand zu schaffen oder aufrechtzuerhalten. Es
haftet also auch derjenige, der die Wettbewerbsbeeintrachtigung in Auftrag gegeben
hat oder der das eigenverantwortliche Handeln eines Dritten ausnutzt oder unter-
stutzt, obwonhl er ersichtlich in der Lage ist, es zu verhindern (Kéhler/Piper, UWG, 2.
Aufl. 2001, Vor § 13 Rn. 66 m.w.N.). Jedenfalls letzteres ist hier gegeben. Es bedarf
keiner naheren Darlegungen, dass der Beklagte zu 2) als Inhaber der E-Mail
Adresse, welche eine Teilnahme am Kommunikationsforum ermdglichte, rechtlich
und tatséchlich in der Lage war, AuRerungen der Angestellten Ze.-xxxxx in diesem
Internetforum zu verhindern. Der Beklagte zu 2) hat sich weiter die streitgegen-
standliche AuRerung noch am 08.04.2002 sogar zu eigen gemacht, jedenfalls aber
ihre Aufrechterhaltung geduldet. Die Klagerin hat unwidersprochen vorgetragen, ihr
Geschaftsfuhrer habe unmittelbar nach Erhalt des Telefax den Beklagten zu 2) hin-
sichtlich des Textes zur Rede gestellt, wobei dieser den Text inhaltlich gerechtfertigt

Internet-Zeitschrift fir Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de


Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de - Internet-Zeitschrift fuer Rechtsinformatik und Informationsrecht (Download am: 20.05.2024)

Internet-Zeitschrift fir Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

-16 -

habe. Der Beklagte hat auch nicht hinreichend konkret vorgetragen, sogleich nach
dem Anruf flr eine Entfernung des Schreiben aus dem Internetforum Sorge getragen
zu haben. Vielmehr hat er durch handschriftiche Anderungen auf der von der Kl&-
gerin vorbereiteten Unterlassungserklarung und deren Ricksendung am 09.04.2002
verdeutlicht, dass er die streitgegensténdliche AuRerung aufrechterhalten wolle.

Der Vortrag des Beklagten zu 2), er sei weder Angestellter noch Inhaber der Fa. T.-
xxxx Tours, andert an seiner wettbewerbsrechtlichen Verantwortung nichts. Der
Beklagte hat den Vortrag der Klagerin, der Beklagte zu 2) habe sich auf dem zurtick-
gesandten Agenturfragebogen als Geschaftsfihrer bzw. Inhaber von T.-xxxx Tours
bezeichnet, nicht bestritten. Weiter hat er den Vortrag der Klagerin nicht bestritten, er
habe sich beim Telefonat vom 08.04.2002 als Geschaftsfuhrer von 144 Reiseburos
bezeichnet. Der Vortrag der Klagerin findet im Ubrigen eine Stiitze in der von den
Beklagten selbst mit Schriftsatz vom 15. Mai 2003 eingereichten Anlage, wo in einem
Forumsbeitrag von der ,La.-xx-Gruppe“ die Rede ist.

Vor diesem Hintergrund hatte der Beklagte umfassend und konkret vortragen
milssen, dass er trotz der dargelegten Umstande nicht in der Lage war, die streitge-
genstandlichen AuRerungen zu verhindern bzw. dass er diese weder ausgenutzt
noch unterstitzt hat.

ag) Zu Unrecht wendet der Beklagte zu 2) gegen den Unterlassungsanspruch
schliefdlich ein, er sei nicht ordnungsgemals abgemahnt worden. Eine vorherige Ab-
mahnung ist fir de Zulassigkeit oder Begrindetheit der klageweisen Geltendma-
chung eines wettbewerbsrechtlichen Unterlassungsanspruchs nicht erforderlich.

b) Der Klagerin steht weiter der in der Berufungsverhandlung beantragte Un-
terlassungsanspruch im Hinblick auf die konkreten Verletzungsform des Schreibens
vom 08.04.2002 gemal’ Anlage K 5 zu.

aa) Der Antrag ist zulassig. Die Voraussetzungen einer zuldssigen Klageande-
rung geman §§ 264 Nr. 2, 525, 533, 529 Abs. 1 Nr. 1 ZPO liegen vor.

bb) Der Antrag ist gemaf § 14 Abs. 1 UWG auch begrundet.
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Dem streitgegenstandlichen Schreiben lasst sich aus der Uberschrift ,/Jnsolvenzan-
trag gegen a.-xxxxx“ in Verbindung mit den Satzen ,Wenn ja, wiirden Sie sich un-
serem Insolvenzantrag anschlieRen, damit wir retten, was zu retten ist. Selbst wenn
es nur um einige Euros geht?“ als jedenfalls moglichen und naheliegenden Erkla-
rungsinhalt entnehmen, die Beklagten bzw. T.-xxxx Tours héatten bereits einen Inso-
Ivenzantrag zu Lasten der Klagerin gestellt und suchten durch das Schreiben weitere
Auftraggeber der Klagerin, die sich diesem bereits gestellten Insolvenzantrag an-
schlieken wirden. Der Umstand, ob die Beklagten einen Insolvenzantrag gestellt
haben oder nicht, ist dem Beweis zuganglich und damit eine Tatsache gemaR § 14
Abs. 1 UWG. Da die Beklagten unstreitig keinen entsprechenden Antrag gestellt
haben, ist diese Tatsache auch nicht erweislich wahr im Sinne dieser Vorschrift.
Ferner ist die Behauptung der Stellung eines Insolvenzantrages geeignet, den Be-
trieb des Geschafts der Klagerin zu schadigen. Es ist konkret zu besorgen, dass
etwa ein Reiseblro, welches der streitgegenstandliche Aussage entnimmt, die Be-
klagten Uberlegten nicht nur die Stellung eines Insolvenzantrags, sondern hatten auf-
grund der ihnen zur Frage der Zahlungsfahigkeit der Klagerin bekannten Umstande
einen solchen Antrag bereits gestellt, erhebliche Zweifel an der Zahlungsfahigkeit he-
gen. Dies wiederum birgt die Gefahr, dass der Klagerin durch diese Reiseblros aus
Furcht um deren Fahigkeit zur Provisionszahlung keine Reisen vermittelt werden.
Wie bereits dargelegt, kdnnen sich die Beklagten im Hinblick auf die hier in Rede
stehende unrichtige Tatsachenbehauptung auch nicht auf die Meinungsfreiheit ge-
maf Art. 5 Abs. 1 GG berufen. Dass die Beklagten Schuldner eines Unterlassungs-
anspruchs sind, die AuRerungen aus dem Internetschreiben vom 08.04.2002 be-
treffen, wurde ebenfalls bereits ausgefuhrt.

c) Dagegen steht der Klagerin im Hinblick auf die konkrete Verletzungsform
des Internetschreibens vom 10.04.2002 (Anlage K 12/K13) kein Unterlassungsan-
spruch zu.

aa) Ein solcher Anspruch ergibt sich nicht aus § 14 UWG.

Bei der Behauptung, entweder seien die Beklagten die einzigen Kunden der Klagerin
oder andere Reiseblros wirden immer noch auf ihre Provision warten, handelt es
sich nicht um eine fur die Anwendung des § 14 Abs. 1 UWG erforderliche Tat-
sachenbehauptung.
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Jede beanstandete AuRerung ist in dem Gesamtzusammenhang zu beurteilen, in
dem sie gefallen ist. Sie darf nicht aus dem sie betreffenden Kontext herausgelost
einer rein isolierten Betrachtung zugefiihrt werden. Ob eine AuRerung als Tatsa
chenbehauptung einzustufen ist, hangt entscheidend davon ab, ob die Aussage
einer Uberpriifung auf ihre Richtigkeit mit den Mitteln des Beweises zuganglich ist.
Dabei kann sich auch eine AuRerung, die auf Werturteilen beruht, als Tatsachenbe-
hauptung erweisen, wenn und soweit bei dem Adressaten zugleich die Vorstellung
von konkreten, in die Wertung eingekleideten Vorgangen hervorgerufen wird. Sofern
jedoch eine AuBerung, in der sich Tatsachen und Meinungen vermengen, in ent-
scheidender Weise durch die Elemente der Stellungnahme, des DaflUrhaltens oder
Meinens gepragt ist, wird sie als Werturteil und Meinungsaulierung anzusehen sein
(vgl. zum Ganzen BVerfG NJW 94, 2614, 2615).

So liegt es hier. In dem Internetschreiben vom 10.04.2002 teilen die Beklagten dem
Leser in zutreffender und von der Klagerin auch nicht beanstandeten Weise den
Erhalt des am 08.04.2002 ausgestellten Schecks der Klagerin und seine Vorge-
schichte, namlich die von der Klagerin behauptete vorangegangenen Ubersendung
eines am 02.04.2002 ausgestellten Schecks sowie die Nummern beider Schecks
mit. Ankndpfend an diese - wahre - Tatsachenbasis, ziehen die Beklagten sodann
mit dem ,Entweder“-Satz erkennbar einen eigenen Schluss, namlich, dass entweder
sie die einzigen Kunden bei der Klagerin seien oder andere Reiseblros immer noch
auf ihre Provisionen warten wirden. Durch die vorherige Mitteilung der Tatsachen-
basis fur diese Schlussfolgerung wird der Leser der Nachricht in die Lage versetzt,
die Schlussfolgerung der Beklagten als solche zu erkennen, zu Gberprifen und diese
als ,richtig“ oder ggf. mit den vom Landgericht angestellten Erwdgungen, wonach
Zahlungen nicht nur per Scheck und nicht nur Gber ein bestimmtes Konto bewirkt
werden koénnen, als ,falsch® zu bewerten. Die Wertungskategorien ,richtig und
Jalsch® sind jedoch typischerweise solche, die auf Werturteile und Meinungsaul3e-
rungen angewendet werden (Palandt-Thomas, BGB, 61. Aufl. 2002, § 824 . 2
m.w.N.).

bb) Ein Unterlassungsanspruch ergibt sich auch nicht aus § 1 UWG.

Zwar sind verletzende AuRerungen Uber die Person oder das Unternehmen eines
Mitbewerbers nicht schon deshalb zulassig, weil sie wahr sind oder blofie Werturteile
darstellen. Sie kdnnen vielmehr unter dem Gesichtspunkt der Rufschadigung gegen
§ 1 UWG verstolRen (Kohler/Piper, UWG, 2. Aufl. 2001, § 1 Rn. 359). Allerdings sind
rufschadigende AuRerungen (iber einen Dritten nicht von vornherein rechtswidrig.
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Vielmehr ist das Grundrecht der Meinungsfreiheit gemaf Art. 5 Abs. 1 GG und das
Aufkldrungsinteresse des Adressaten bzw. der Offentlichkeit zu beriicksichtigen.
Zwar gelten fir AuRerungen, die zu Wettbewerbszwecken getan und bei denen die
Meinungsfreiheit und das Informationsinteresse der Allgemeinheit lediglich als Mittel
zur Forderung privater Wirtschaftsinteressen eingesetzt werden, strengere Anforde-
rungen. Denn zu den (ihrerseits verfassungskonform auszulegenden) Schranken der
Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 2 GG) gehort auch § 1 UWG. Allerdings ist § 1 UWG
als einfachrechtliche Vorschrift wiederum im Lichte der Bedeutung des Grundrechts
auszulegen und so in ihrer das Grundrecht beschrankenden Wirkung wieder selbst
einzuschranken. Dem ist bei der Abwagung der Rechtsgiter und Interessen der Be-
teiligten und der Allgemeinheit unter BerUcksichtigung des Grundsatzes der Ver-
haltnismaRigkeit Rechnung zu tragen. Erforderlich ist stets eine Gesamtwurdigung
aller Umstande. Dabei ist auch das (rechtswidrige) Vorverhalten des durch die Kritik
Verletzten und das Bestehen einer Nachahmungsgefahr einerseits und der Grad des
Informationsinteresses Dritter und der Offentlichkeit sowie die Auswirkungen der Kri-
tik andererseits zu berlcksichtigen (vgl. nur Kohler/Piper, UWG, 2. Aufl. 2001, § 1
Rn. 361 m.w.N.). Erforderlich ist schlieRlich, dass die angegriffene AuRerung nach
den Gegebenheiten des Einzelfalls so schwerwiegend ist, dass sie eine hinreichende
Gefahrdung des Leistungswettbewerbs als das materielle Schutzgut des § 1 UWG
darstellt (BVerfG GRUR 2001, 1058, 1060 — Therapeutische Aquivalenz).

Bei Anwendung dieser Grundsatze vermag der Senat eine gegen die guten Sitten
verstolende Handlung im Sinne des § 1 UWG nicht erkennen. Zwar kann man, wie
es die Klagerin geltend macht, dem Schreiben vom 10.04.2002 insgesamt entneh-
men, dass die Beklagten der Klagerin vorwirft, die Provisionsforderung der Beklagten
zu 1) nicht rechtzeitig beglichen zu haben und erst auf den Druck eines Insol-
venzantrags bzw. der Androhung eines solchen reagiert zu haben. Ein solcher Vor-
wurf ist auch geeignet, die Klagerin bei anderen Reisebiiros in ein schlechtes Licht
zu ricken. Im Rahmen der Gesamtwurdigung aller Umstande ist jedoch zu berlck-
sichtigen, dass das Verhalten der Klagerin einen gewissen Anlass gab, von einer
nicht rechtzeitigen Erflllung der Provisionsforderung der Beklagten auszugehen. Be-
reits nach dem eigenen Vortrag der Klagerin ist die von der Beklagten vermittelte
Reise von den Kunden H.-xxxx ,kurz vor Reiseantritt nach Erhalt der Unterlagen,
mithin Anfang Marz 2002“ bezahlt worden. Selbst wenn an dieser Darlegung insoweit
Zweifel bestehen, weil nach dem Rechnungsformular der Klagerin (Anlage K 2) die
Zahlung bereits zum 12.02.2002 fallig war und ein Unterlagenversand erst ,nach
Restzahlung“ erfolgen sollte, also gewisse Anhaltspunkte dafur bestehen, dass eine
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Zahlung, wie von den Beklagten behauptet, tatsachlich bereits Mitte Februar 2002
erfolgte, hatte die Klagerin die Provision jedenfalls Anfang Marz 2002 an die Be-
klagten bezahlen mussen. Denn gemall § 7.1 des Agenturvertrages K 1 ist die
Provision mit der Bezahlung des Reisepreises fallig. Eine Schecklbersendung am
02.04.2002, wie von der Klagerin als friiheste Erfillungshandlung behauptet, ware
damit bereits erheblich verspatet gewesen. Dies qilt erst recht flr die dann unstreitig
tatsachlich erfolgte Scheckibersendung vom 08.04.2002.

Weiter ist zu beachten, dass die streitgegenstindlichen AuRerungen im Rahmen
eines InternetKommunikationsforums vorgenommen wurden, welches unstreitig
dem Austausch von Informationen und Meinungen zwischen Reiseblros und Reise-
veranstaltern dient und das damit in besonderem Male durch das Grundrechts aus
Art. 5 Abs. 1 GG geschitzt ist.

Demgegentber enthalt das Schreiben vom 10.04.2002 keine UbermaRigen Schma-
hungen oder sonst besonders nachdrticklich vorgetragene Vorwilrfe gegen die Kla-
gerin, sondern ermdglicht durch die zutreffende Darlegung des Sachverhaltes dem
Leser, die Schlussfolgerung bzw. ,Empfehlung® der Beklagten nachzuvollziehen und
selbst zu bewerten. Die rufbeeintrachtigenden Elemente des Internetschreibens wie-
gen deshalb jedenfalls unter Berlcksichtigung der vorstehend gewurdigten Gesichts-
punkte des vorliegenden Falles insgesamt nicht schwer genug, um von einer die Ein-
schrankung der Meinungsfreiheit rechtfertigenden hinreichenden Gefahrdung des
Leistungswettbewerbs auszugehen.

2. Der Klagerin steht im Umfang der dargelegten Unterlassungsanspriiche
auch ein Anspruch auf Schadensersatz gemaR § 14 Abs. 1 Satz 1 UWG zu, dessen
Feststellung geman § 256 Abs. 1 ZPO zulassig ist. Weiter besteht im ausgeurteilten
Umfang gemaR § 242 BGB zur Vorbereitung der Bezifferung des Schadensersatz-
anspruchs ein Auskunftsanspruch. Auf die zutreffenden Darlegungen des landge-
richtlichen Urteils wird Bezug genommen.

3. Die Nebenentscheidungen beruhen auf den §§ 92, 97, 708 Nr. 10, 711, 543
Abs. 2 ZPO. Die Revision ist nicht zuzulassen. Die Rechtssache geht, wie die vor-
stehenden AusfUhrungen zeigen, Uber die Anwendung gesicherter Rechtspre-
chungsgrundsatze auf den vorliegenden Sachverhalt nicht hinaus. Die Rechtssache
hat keine grundsatzliche Bedeutung, die Zulassung der Revision ist weder zur Fort-
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bildung des Rechts noch zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung erforder-
lich.

Gartner v. Franqué Dr. Loffler
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HANSEATISCHES OBERLANDESGERICHT

URTEIL
IM NAMEN DES VOLKES

3 U 211/02 .
312 0 366/02 In dem Rechtsstreit
Verkiindet am: A GmbH,
3. Juli 2003 vertreten durch,
Freese
Justizangestellte Klagerin
als Urkundsbeamtin '
der Geschéftsstelle. Berufungsbeklagte,
Prozessbevollmachtigte:
gegen
1. H,
2. A
Beklagte,

Beklagter zu 2) Berufungsklager,

Dr.L5./Du. Prozessbevollmachtigte: Rechtsanwalte

hat das Hanseatische Oberlandesgericht Hamburg, 3. Zivilsenat, durch die Richter
Gartner, v. Franqué, Dr. Loffler

nach der am 12. Juni 2003 geschlossenen mundlichen Verhandlung fur Recht erkannt:

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Landgerichts Hamburg,
Zivilkammer 12, vom 12. November 2002 (312 O 366/02) abgeandert und zur
Klarstellung insgesamt wie folgt neu gefasst:

l. Die Beklagten werden verurteilt, es bei Vermeidung der vom
Landgericht angedrohten Ordnungsmittel zu unterlassen,

a) im geschéftlichen Verkehr zum Zwecke des Wettbewerbs die
Behauptung aufzustellen undloder aufstellen zu lassen, zu verbreiten
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und/oder verbreiten zu lassen, die Kldgerin schulde der Beklagten zu
1) Provisionen.

b)  Dritten gegeniiber im geschéftlichen Verkehr zum Zwecke des
Wettbewerbs folgendes zu behaupten undl/oder behaupten zu lassen
undloder zu verbreiten undloder verbreiten zu lassen:

minsolvenzantrag gegen a.-xxxxx

Guten Tag,

der Hamburger Veranstalter a.-xxxxx schuldet uns Provisionen.
Schuldet a.-xxxxx lhnen auch Provisionen?

Wenn ja, wurden Sie sich unserem Insolvenzantrag anschliel3en,
damit wir retten, was zu retten ist. Selbst wenn es nur um einige
Euros geht?”

1. Die Beklagten werden verurteilt Auskunft dartber zu
erteilen, bis zu welchem Zeitpunkt die Behauptungen geméan Ziffer |.
im Internet auf der Homepage www.kn.-xxxxx.de verbreitet wurden,
wie viele potentielle Nutzer es fiir die Homepage gibt und in welchem
Umfang auf die Homepage Zugriffe in dem Zeitpunkt von der
Einstellung der Behauptungen in die Homepage bis zu deren
Entfernung erfolgt sind, des weiteren Auskunft dariiber zu erteilen,
wem gegentiber die Behauptungen gemdl3 Ziffer . aullerhalb der
Homepage www.kn.-xxxxx.de aufgestellt wurden.

1. Es wird festgestellt, dass die Beklagten wie Gesamt-
schuldner verpflichtet sind, der Kldgerin alle Schdden zu ersetzen, die
dieser durch die in Ziffer |. beschriebenen Handlungen bisher
entstanden sind und/oder noch entstehen werden.

V. Im (brigen wird die Klage abgewiesen.

Im Gbrigen wird die Berufung der Beklagten zurlickgewiesen.

Von den Kosten des Rechtsstreits in beiden Instanzen tragen die Klagerin
40 % und die Beklagten wie Gesamtschuldner 60 %.

Das Urteil ist vorlaufig vollstreckbar.

Die Beklagten kdnnen die Zwangsvollstreckung durch eine Sicherheitsleis-
tung von € 35.000,- abwenden, wenn nicht die Klagerin vor der Vol
streckung Sicherheit in gleicher Hohe leistet.

Die Klagerin kann die Zwangsvollstreckung durch eine Sicherheitsleistung
von € 2.900,- abwenden, wenn nicht die Beklagten vor der Vollstreckung
Sicherheit in gleicher Hohe leisten.
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Die Revision wird nicht zugelassen.

und beschlossen:

Der Streitwert wird auch fur das Berufungsverfahren auf € 50.000
(Unterlassungsantrag zu |.: € 40.000; Antrage zu Il. und lll. betreffend
Auskunft und Schadensersatzfeststellung je € 5.000) festgesetzt.
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Griinde:

Die Klagerin wendet sich mit der Klage gegen angeblich geschéftsschadigende AuRe-
rungen der Beklagten, die in einem Internet-Kommunikationsforum getatigt wurden.

Die Klagerin ist seit Anfang 2002 als Reiseveranstalterin tatig. Vor Aufnahme ihres
Geschéftsbetriebes, namlich im Dezember 2001, Ubersandte die Klagerin an Reisebu-
ros, unter anderem auch an das Reisebiro ,T.-xxxx Tours“ in W., einen
Agenturfragebogen. Dieser wurde am 24.12.2001 von ,T.-xxxx Tours®, deren Inhaberin
die Beklagte zu 1) ist, zuriickgesandt. Der Fragebogen war von dem Beklagten zu 2)
unterzeichnet. Dieser war dort als Geschéaftsfuhrer bzw. Inhaber von ,T.-xxxx Tours*
bezeichnet.

Am 16.02.2002 schloss die Klagerin mit ,T.-xxxx Tours“ den aus der Anlage K 1 er-
sichtlichen Agenturvertrag, in dem die Klagerin ,I.-xxxx Tours® als Agentur mit der
Vermittlung von Reiseleistungen beauftragte. Fur ,T.-xxxx Tours® unterschrieb der Be-
klagte zu 2) mit dem Zusatz ,j.a.“

In § 7 des Vertrages heilt es unter der Uberschrift ,Provisionsregelung®:

»7-1 Die Agentur hat fiir alle wéhrend der Laufzeit dieses Vertrages fiir den Ver-
anstalter vermittelten und zustande gekommenen Buchungen und durchgefiihr-
ten Reisen Anspruch auf Provision. Die Hbhe der Provision wird durch die jeweils
vereinbarte Provisionsliste festgelegt .... Die Provision ist mit der Bezahlung des
Reisepreises féllig.“

Anfang Februar 2002 buchte ,T.-xxxx Tours® fur die Kunden H.-xxxx bei der
Klagerin eine Reise fur die Zeit vom 05.03.2002 — 22.03.2002 nach Bangkok und
Dubai zu einem Preis von insgesamt € 2.502,00,-. Unter dem 06.02.2002 Uber-
sandte die Klagerin der Kundin H.-xxxx eine Rechnung Uber den Reisepreis
(Anlage K 2). Als Falligkeitsdatum wurde der 12.02.2002 angegeben. Weiter
heif3t es am Ende der Rechnung:

,Der Unterlagenversand erfolgt nach Restzahlung.*”

Zwischen den Parteien ist streitig, ob die Kunden die Rechnung gegenuber der
Klagerin bereits am 15.02.2002 (so die Behauptung der Beklagten) oder erst kurz
vor Reiseantritt Anfang Marz 2002 bezahlten (so der Vortrag der Klagerin). Wei-
ter ist zwischen den Parteien streitig, ob die Klagerin ,I.-xxxx Tours® zwecks
Vergutung der Vermittlungsleistung H.-xxxx mit Schreiben vom 02.04.2002
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(Anlage K 3) einen aus der Anlage K 4 ersichtlichen Scheck tber € 348,28,-
Ubersandte und diesen spéater wieder sperren lie}, nachdem Zweifel am Zugang
des Schecks entstanden waren.

Mit Ausnahme der Reise H.-xxxx vermittelte das Reiseblro ,T.-xxxx Tours" bzw.
die Beklagten keine weiteren Reisen flr die Klagerin; Gber de Forderung aus
dieser Reise hinaus bestanden keine weiteren Provisionsforderungen des
Reiseblros bzw. der Beklagten gegen die Klagerin.

Am 08.04.2002 erhielt die Klagerin von einem nicht bekannten Absender ein
Telefax, welches den Ausdruck einer Internetseite enthielt. Die Seite bildete ein
.Kooperation Forum“ mit der Adresse ,www.kn.-xxxxxx.de“ ab. Dabei handelt es
sich um eine Seite fiir Reisevermittler und Reiseveranstalter, in der nach Eingabe
eines Passwortes Informationen verbreitet und bezogen werden kénnen. Dem
per Telefax Ubermittelten Ausdruck der Seite lasst sich eingangs die Information
LUser: G. La.-xxxxx/Letzte Login: 08.04.2002, 11:49“ entnehmen. Weiter findet
sich dort unter der durch Fettdruck hervorgehobenen Uberschrift ,/nsol-
venzantrag gegen a.-xxxxx“ der folgende Eintrag:

sInsolvenzantrag gegen a.-xxxxx-08.04.2002, 12:10

Guten Tag,

der Hamburger Veranstalter a.-xxxxx schuldet uns Provisionen. Schuldet a.-
xxxxx lhnen auch Provisionen?

Wenn ja, wirden Sie sich unserem Insolvenzantrag anschlie3en, damit wir
retten, was zu retten ist. Selbst wenn es nur um einige Euros geht?

P. Ze.-xxxxx

T.-xxxx Tours

(Strasse, Ort, Telefon)

T.-xxxx@yyyreisen.de

G. La.-xxxxx A.
Unter der Nachricht war ein vorbereitetes Feld fir eine Antwortnachricht eingefiigt.
Als Empfanger der Antwort war dort der Beklagte zu 2) vorgesehen. Auf die Anlage

K 5 wird hinsichtlich der weiteren Einzelheiten Bezug genommen.

Unmittelbar nach Erhalt des Telefaxes rief der stellvertretende Geschéftsfuhrer der
Klagerin unter der in der Nachricht angegebenen Telefonnummer an und erreichte
dort den Beklagten zu 2). Der Beklagte zu 2) duRRerte sich dahingehend, dass Provi-
sionen nicht bezahlt worden seien und die Buchung der Reise bei der Klagerin ein
Testballon gewesen sei. FUr ihn stehe fest, dass dieser ,Turkenverein® fast pleite sei.
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Er sei Geschaftsfihrer von 144 Reiseblros, die er alle davon in Kenntnis gesetzt
habe. Einen Scheck habe er nicht erhalten.

Am selben Tag (08.04.2002) stellte die Klagerin den aus der Anlage B 1 ersichtlichen
Scheck Uber 348,28 Euro aus und Ubersandte ihn dem Reisebiiro der Beklagten.
Dort kam er spatestens am 10.04.2002 an.

Ebenfalls noch am 08.04.2002 mahnte die Kldgerin den Beklagten zu 2) unter der
Betreffzeile ,a.-xxxxx travel GmbH ./. A, G. La.-xxxxx (T.-xxxx Tours)“ wie aus der
Anlage K 6 ersichtlich ab. Der Beklagte zu 2) sandte die vorbereitete Unter-
lassungserklarung von ihm unterschrieben mit aus der Anlage K 7 ersichtlichen
handschriftlichen Anderungen am Folgetag zuriick. So setzte der Beklagte zu 2) das
Wort ,nicht vor ,zu unterlassen®, die Randbemerkung ,bleibt bestehen neben die
Umschreibung der angegriffenen AuRerung sowie die Anmerkung ,Beweisen Sie das
Gegenteil® zum Text hinzu, in dem auf den erweckten Eindruck der Zahlungsunfa-
higkeit hingewiesen wird. Weiterhin wies eine Anmerkung darauf hin, dass der Be-
klagte zu 2) nicht Inhaber der ,T.-xxxx Tours“ sei. Nach einer Handelsregisteran-
frage, die als Geschaftsinhaberin der ,T.-xxxx Tours“ die Beklagte zu 1) ergab,
mahnte die Klagerin unter dem 09.04.2002 nunmehr die ,Firma T.-xxxx Tours
Europe e.K.“ ab (Anlage K 8). Die vorbereitete Unterlassungsverpflichtungserklarung
wurde ohne Unterschrift mit dem handschriftlichen Vermerk ,NEIN“ und ,Klagen Sie!*
an die Klagerin zurlickgesandt (Anlage K 8).

Am 10.04.2002 wurde auf der Internetseite ,Kooperation Forum® unter der wiederum
durch Fettdruck hervorgehobenen Uberschrift ,Insolvenzantrag gegen a.-xxxxx“ fol-
gender Eintrag ins Netz gestellt (Anlage K 13):

»RE Insolvenzantrag gegen a.-xxxxx-10.04.2002, 11:05

Guten Tag,

heute erhielten wir einen auf den 08.04.02 datierten Provisionsscheck von a.-
xxxxx. Der Scheckzusendung gingen massive Telefongesprdche beider Seiten
voraus. A.-xxxxx hat nun per Kopie den Nachweis versucht, dass mit Datum
von 02.04.02 bereits ein Provisionsscheck ausgestellt worden sei. Interessant
finden wir, dass der vom 02.04.02 ausgestellte Provisionsscheck, der uns nicht
erreichte, die Endnummer 330 hat. Der am 08.04.02 ausgestellte
Provisionsscheck hat die Endnummer 331. Entweder sind wir die einzigen
Kunden bei a.-xxxxx gewesen oder andere Reisebliros warten immer noch auf
ihre Provision.

Empfehlung: Am schnellsten kommt man an ausstehende Provisionen, wenn
man gegen den jeweiligen Schuldner einen Insolvenzantrag stellt. Oder eine
Insolvenzantragsdrohung
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P. Ze.-xxxxx
G. La.-xxxxxA.

Das Landgericht erlie3 im vorangegangenen Verfugungsverfahren (312 O 200/02)
am 17. April 2002 eine einstweiligen Verfigung, mit der den Beklagten verboten wur-
de, die Behauptung aufzustellen oder aufstellen zu lassen, zu verbreiten und/oder
verbreiten zu lassen,
a) die Antragstellerin schulde der Antragsgegnerin zu 1) Provision-
en;

b) die Antragstellerin sei méglicherweise insolvent,

Auf den Widerspruch der Beklagten bestatigte das Landgericht die einstweilige Ver-
figung mit Urteil vom 4. Juni 2002. Auf die Akte des Landgerichts Hamburg (312 O
200/02), die zum Gegenstand der Verhandlung gemacht wurde, wird Bezug ge-
nommen. Dem Verlangen der Kl&gerin nach Abgabe einer Abschlusserklarung ka-
men die Beklagten nicht nach.

Die Kl&gerin hat geltend gemacht:

Die angegriffenen AuBerungen seien unwahr und geschéftsschadigend. Sie, die Kl&-
gerin, arbeite mit einer Vielzahl von Reisebiros zusammen und komme ihren ver-
traglichen Verpflichtungen diesen Geschéftspartnern gegentber vollen Umfangs
nach. Die streitgegenstandlichen Behauptungen seien geeignet, sie bei ihren Ge-
schéaftspartnern zu diskreditieren.

Die Klagerin hat beantragt,

1. den Beklagten bei Vermeidung der gesetzlichen Ordnungsmittel
Zu verbieten,

die Behauptung aufzustellen oder aufstellen zu lassen, zu ver-
breiten und/oder verbreiten zu lassen,

a) die Klagerin schulde der Beklagten zu 1) Provisionen;
b) die Kidgerin sei moglicherweise insolvent,
c) entweder sei die Beklagte zu 1) der einzige Kunde bei

der Kldgerin oder anderer Reisebliros warten noch immer
auf ihre Provision.
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2. Auskunft dariiber zu erteilen, bis zu welchem Zeitpunkt die Be-
hauptungen gemafR Ziffer 1 im Internet auf der Homepage
www.Kn.-xxxxx.de verbreitet wurden, wie viele potentielle Nutzer es
fur die Homepage gibt und in welchem Umfang auf die Homepage
Zugriffe in dem Zeitpunkt von der Einstellung der Behauptungen in
die Homepage bis zu deren Entfernung erfolgt sind, des weiteren
Auskunft darliber zu erteilen, wem gegeniber die Behauptungen
gemal Ziffer 1 aullerhalb der Homepage www.kn.-xxxxx.de
aufgestellt wurden.

3. Festzustellen, dass die Beklagten wie Gesamtschuldner ver-
pflichtet sind, der Klagerin alle Schaden zu ersetzen, die dieser
durch die in Ziffer 1 beschriebenen Handlungen bisher entstanden
sind und/oder noch entstehen werden.

Die Beklagten haben beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie haben geltend gemacht:

den am 08.04.2002 ausgestellten Provisions scheck habe sie erst am 10.04.2002 er-
halten. Bis zu diesem Zeitpunkt habe der Beklagte zu 2) die Klagerin mehrfach tele-
fonisch abgemahnt. Da trotzdem die Zahlung nicht eingegangen sei, héatten sie, die
Beklagten, angenommen, die Klagerin sei moglicherweise zahlungs unfahig.

Die angegriffenen Textmitteilungen habe nicht der Beklagte zu 2), sondern eine Mit-
arbeiterin der Beklagten zu 1), Frau P.Ze.-xxxxx, in das Kommunikationsforum
gestellt. Der Beklagte zu 2) sei lediglich Inhaber der E-Mail Adresse bei dem
Kommunikationsforum.

Die Beklagten hatten auch nicht das Ansehen der Klagerin durch die Behauptungen
im Kommunikationsforum schmalern wollen, um als Wettbewerber hieraus Vorteile
zu ziehen. Dass Kommunikationsforum diene hauptséchlich dem Erfahrungsaus-
tausch unter Reiseblirobetreibern und habe in erster Linie das Ziel, (ber Entwicklun-
gen auf dem Reisemarkt auf dem Laufenden zu halten, um bei Negativentwicklungen
rechtzeitig im Interesse der Kunden handeln zu kdnnen. Die Klagerin habe keinen
Anspruch darauf, dass Meinungséaufierungen im Kommunikationsforum unterblieben,
wenn sie durch ihr Verhalten selbst Anlass zu Spekulationen gegeben habe. Es sei
das Uberwiegende Recht der freien Meinungsaullerung der Beklagten zu beachten.
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Angesichts des Verhaltens der Klagerin und der Flaute in der Reisebranche hatten
die Beklagten zu Recht annehmen konnen, dass die Klagerin sich in finanziellen
Schwierigkeiten befinde. Gerade die Welle von Insolvenzen bei Reiseblros und Rei-
severanstaltern habe deutlich gemacht, dass solche Annahmen nicht unbegriindet
seien. Nach Kenntnis der Beklagten habe sich die Klagerin tatsachlich in Zahlungs-
schwierigkeiten befunden. So habe der Beklagte zu 2) Kenntnis davon gehabt, dass
die Geschéftsfiihrung oder ein Teil der Geschaftsfihrung der Klagerin zuvor fir die
Firma Wor.-xxx tatig gewesen sei, welche sich in der Insolvenz befunden habe.
Zudem seien von der Klagerin entgegen den sonstigen Gepflogenheiten schon lan-
ger keine wochentlichen Werbemails (sog. ,Flyer) mehr eingegangen. Die Klagerin
trage die Beweislast fUr ihre Zahlungsfahigkeit und fir die Frage, ob es sich bei den
Beklagten tatsachlich nicht um die einzigen Kunden der Klagerin gehandelt habe.
Die Beklagten hatten nach Falligkeit der Provisionsforderung bis zum Eingang des
Schecks jederzeit einen Insolvenzantrag gegen die Klagerin stellen kdnnen. Eine
nicht sofortige Weiterleitung der Provision nach Falligkeit erflille zudem den Tatbe-
stand der Untreue.

SchlieRlich sei zu bericksichtigen, dass der Zutritt zum Kommunikationsforum pass-
wortgeschutzt sei und die dortigen Inhalte daher nicht fir jedermann zuganglich
seien.

Einem Unterlassungsanspruch stehe weiter entgegen, dass der Beklagte zu 2) nicht
ordnungsgemanl abgemahnt worden sei. Zudem sei nach der erfolgten Zahlung
durch die Klagerin eine Wiederholungsgefahr nicht gegeben. Die Seite gemaly An-
lage K 5 sei zwischenzeitlich entfernt worden. Der Klagerin sei kein Schaden ent-
standen. Nach den Unterlagen der Beklagten sei die streitgegenstandliche Seite ge-
maf Anlage K 5 nur einmal aufgerufen worden. Zudem sei zu berlcksichtigen, dass
potentielle Kunden der Zutritt zum Kommunikationsforum nicht mdglich sei. Auch
hatten nur eine geringe Anzahl von Reisebliros die Méglichkeit, auf das Forum zuzu-
greifen.

Durch Urteil vom 12. November 2002 hat das Landgericht die Beklagten gemaf dem
Antrag der Klagerin verurteilt.

Gegen dieses Urteil, auf das Bezug genommen wird, wenden sich die Beklagten mit
der Berufung, die sie form- und fristgerecht eingelegt und begriindet haben.
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Die Beklagten wiederholen und vertiefen ihr erstinstanzliches Vorbringen. Ergénzend
tragen sie vor:

Jeder, der Zugriff auf das Kommunikationsforum habe, kdnne unter dem Pseudonym
des Beklagten zu 2) einen Text in das Kommunikationsforum einstellen. Die streit-
gegenstandlichen Texte seien von P. Ze-xxxxx eigenméachtig in das Forum gestellt
worden. Es treffe auch nicht zu, dass der Beklagte zu 2) sich die Behauptungen aus
dem Text im Kommunikationsforum durch die handschriftichen Zusatze in der
Unterlassungsverpflichtungserklarung zu eigen gemacht habe. Da der Beklagte zu 2)
weder Angestellter noch Inhaber der Fa. T.-xxxx Tours sei, kdnne eine solche Er-
klarung durch ihn gar nicht erfolgen.

Die Beklagten beantragen,

unter Abanderung des am 12.11.2002 verkiindeten und
am 18.11.2002 zugestellten Urteils des Landgerichts
Hamburg (Az.: 312 O 366/02) die Klage abzuweisen.

Die Kl&gerin beantragt,
die Berufung mit den MaRgaben zuriickzuweisen, dass

1. die beanstandeten AuRerungen im geschéft-
lichen Verkehr zum Zwecke des Wettbewerbs
nicht verbreiteten werden sollen;

2. der Antrag zu b) nur in der konkreten Ver-
letzungsform der vollstandigen Mitteilung aus
der Anlage K 5 und der Antrag zu c) nur in der
vollstandigen Beanstandungsform gemaR Anla-
ge K 13 verteidigt werden soll; die gleichen Ein-
schrankungen sollen fir die auf den Unter-
lassungsanspruch rickbezogenen Folgeantrage
gelten.
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Die Klagerin verteidigt das landgerichtliche Urteil und wiederholt und vertieft ihr erst
instanzliches Vorbringen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die angefoch-
tene Entscheidung, die von den Parteien zur Akte gereichten Schriftsatze nebst
Anlagen sowie auf den Inhalt der Beiakte Landgericht Hamburg 312 O 200/02 Bezug
genommen.

Die zulassige Berufung der Beklagten hat in der Sache teilweise Erfolg.

1. Der Unterlassungsantrag zu 1. a) ist in vollem Umfang begriindet. Dage-
gen ist der Unterlassungsantrag zu 1 b) nur in Form des in der Berufungsinstanz
erstmalig gestellten, auf die konkrete Verletzungsform bezogenen Antrags begrin-
det. Der Unterlassungsantrag zu 1 c) ist unbegriindet.

a) Die Klagerin kann Unterlassung der Behauptung verlangen, ,die Klagerin
schulde der Beklagten zu 1) Provisionen®. Der Unterlassungsanspruch ergibt sich
aus § 14 Abs. 1 Satz 2 UWG. Voraussetzung fur einen Unterlassungsanspruch nach
dieser Vorschrift ist, dass der Verletzer gemaR § 14 Abs. 1 Satz 1 UWG zu Zwecken
des Wettbewerbs lber das Erwerbsgeschaft eines anderen Tatsachen behauptet
oder verbreitet, die geeignet sind, den Betrieb des Geschafts oder den Kredit des
Inhabers zu schadigen, sofern die Tatsachen nicht erweislich wahr sind. Diese Vor-
aussetzungen sind hier erfillt.

aa) Die von der Klagerin angegriffenen Behauptungen erfolgten zu Zwecken
des Wettbewerbs. Von einem Handeln zu Zwecken des Wettbewerbs ist auszuge-
hen, wenn in objektiver Hinsicht ein Verhalten vorliegt, das geeignet ist, den Absatz
oder Bezug einer Person zum Nachteil einer anderen zu beglinstigen, und wenn in
subjektiver Hinsicht der Handelnde von einer das objektive Geschehen begleitenden
Absicht bestimmt ist, d.h. von der Absicht, den eigenen — oder einen fremden —
Wettbewerb zum Nachteil des Wettbewerbs des anderen zu fordern, sofern diese
Absicht nicht vdllig hinter sonstigen Beweggrinden zuricktritt. Nachteilig flr den
Wettbewerb des Betroffenen ist — auch ohne eine effektive Verletzung — bereits die
konkrete Gefahrdung seiner wettbewerblichen Interessen (Kohler/Piper, UWG, 2.
Aufl. 2001, Einf. Rn.210 m.w.N.).
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Die objektive Eignung zur Wettbewerbsforderung ergibt sich hier jedenfalls aus dem
Gesichtspunkt der Foérderung fremden Wettbewerbs. Die vorliegend relevanten
AuRerungen wurden in einem Internetforum gemacht, welches unter anderem von
Reiseblros frequentiert wird. lhre Kundenauftrage bekommt die Klagerin in ihrer
Eigenschaft als Reiseveranstalterin jedoch unter anderem von Reiseburos vermittelt.
Die angegriffene Behauptungen setzen sich, wie noch dargelegt werden wird, in ne-
gativer Weise mit den geschéftlichen Verhaltnissen der Klagerin auseinander und
sind deshalb geeignet zu bewirken, dass Reiseblros andere Reiseveranstalter bei
der Vermittlung von Reisen der Klagerin vorziehen. Ob die Beklagten darlber hinaus
auch die eigene wettbewerbliche Position fordern wollten, etwa durch eine Eigen-
darstellung als tatkraftiges Unternehmen, welches zum Wohle der gesamten
Branche gegen saumige Schuldner vorgeht, kann dahinstehen.

Auch eine Wettbewerbsabsicht liegt vor. Zwar wird eine solche Absicht bei Fallges-
taltungen, wo es um die Forderung fremden Wettbewerbs geht, nicht vermutet, son-
dern muss positiv festgestellt werden (Kohler/Piper, UWG, 2. Aufl. 2001, Einf Rn.
226). Dies gilt hier umso mehr, als die streitgegenstandliche AuRerung in einem
Internetforum aufgestellt wurde, welches dem Austausch von Erfahrungen und Mei-
nungen verschiedener Personen und Unternehmen dient. Dadurch gewinnt auch der
Umstand Gewicht, dass der Begriff des Handelns zu Zwecken des Wettbewerbs im
Lichte des Art. 5 GG auszulegen ist (Baumbach/Hefermehl, Wettbewerbsrecht, 22.
Aufl. 2001, Einl UWG Rn. 237 m.w.N.). Eine Wettbewerbsabsicht kann sich jedoch
aus dem Inhalt der AuRerung ergeben. AuRerdem ist das Bewusstsein des Han-
delnden, dass sein Tun den Wettbewerb beeinflusst oder fremden Wettbewerb for-
dert, daflr ein Beweisanzeichen (Kohler/Piper, UWG, 2. Aufl. 2001, § Rn.234).

Hier ist die Au[&erung im Kommunikations-Forum mit dem Ziel verbreitet worden,
andere Reiseblros vor Geschaftsbeziehungen mit der Klagerin zu warnen, also
letztlich Reiseblros von der Erteilung von Auftrdgen an die Klagerin abzuhalten. Dies
ergibt sich nicht nur aus dem Inhalt des Internetschreibens vom 08.04.2002 selbst,
sondern auch aus dem Vortrag der Beklagten, wonach das Kommunikationsforum in
erster Linie dem Ziel diene, Uber Entwicklungen auf dem Reisemarkt zu informieren,
um bei Negativentwicklungen rechtzeitig im Interesse der Kunden handeln zu
kénnen. Aus dem Vortrag der Beklagten, die Klagerin habe selbst durch ihr Ver-
halten Anlass zu entsprechenden Spekulationen Uber ihre Zahlungsfahigkeit gege-
ben, so dass man den Umstand, dass die Klagerin ihre Schulden nicht bezahle, der
Fachoffentlichkeit im Kommunikationsforum habe mitteilen ddrfen, ergibt sich, dass

Internet-Zeitschrift fir Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de


Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de - Internet-Zeitschrift fuer Rechtsinformatik und Informationsrecht (Download am: 20.05.2024)

Internet-Zeitschrift fir Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

-13-

sie die eigenen Zweifel an der Zahlungsfahigkeit der Klagerin als eine entsprechend
mitteilungswirdige Negativentwicklung angesehen hat.

Dass es den Beklagten nicht nur bewusst war, sondern sie auch das Ziel verfolgt
haben, durch die Verdffentlichung der streitgegensténdlichen AuRerung andere Rei-
sebiros davon abzuhalten, der Klagerin Reisen zu vermitteln, ergibt sich weiter aus
dem Umstand, dass in der angegriffenen Behauptung trotz des Umstandes, dass die
Beklagte zu 1) unstreitig nur eine einzige, zudem der Hohe nach geringflgige Pro-
visionsforderung gegen die Klagerin hatte, von ,Provisionen® gesprochen wurde. Aus
dem der tatsachlichen Sachlage widersprechenden Gebrauch des Plurals, flr den
die Beklagten keinerlei rechtfertigenden Grund vorgetragen haben und der beim
Leser der Nachricht den unrichtigen Eindruck von ganz erheblichen Forderungsrick-
stinden erwecken konnte, ergibt sich, dass die AuRerung nicht allein zum Mei
nungsaustausch mit Reiseblros im Interesse der Kunden, sondern jedenfalls auch
mit dem Ziel erfolgt ist, der Klagerin Nachteile im Wettbewerb mit anderen Reise-
veranstaltern zuzufigen.

Damit liegt zugleich ein marktgerichtetes Handeln mit Auenwirkung vor, welches
Uber ein fur die Annahme einer Wettbewerbsabsicht nicht ausreichendes bloRes Hin-
wirken auf die Erfillung und Durchsetzung individueller vertraglicher Pflichten hin-
ausgeht (vgl. dazu Kohler/Piper, UWG, 2. Auifl. 2001, Einf Rn. 220).

bb) Gegenstand der streitbefangenen AuRerung war auch eine nicht erweislich
wahre Tatsache i.S. des § 14 Abs. 1 UWG. Tatsachen sind Vorgange oder Zustan-
de, deren Vorliegen oder Nichtvorliegen dem Wahrheitsbeweis zuganglich sind, wah-
rend im Gegensatz dazu Werturteile AuRerungen sind, die durch die Elemente der
Stellungnahme, des Dafiirhaltens oder Meinens gepragt sind. Fir die Anwendung
des § 14 UWG reicht es aus, wenn die Auf&erung Jm Kern“ eine Tatsachenbe-
hauptung enthalt. Dies wiederum beurteilt sich danach, ob das Werturteil einen sub-
stantiierten oder einen substanzarmen, d.h. unbestimmten, nicht naher konkretisier-
baren und daher der beweismaRigen Uberpriifung unzuganglichen Tatsachengehalt
aufweist (vgl. Kohler/Piper, UWG, 2. Aufl. 2001, § 14 Rn. 4 m.w.N.).

Die Behauptung, ,die Klagerin schulde der Beklagten zu 1) Provisionen®, ist nach
diesen Grundsatzen als (unrichtige) Tatsache i.S. des § 14 Abs. 1 UWG anzusehen.
Zwar enthalt die AuRerung in Bezug auf das Element des ,Schuldens* eine rechtliche
Wertung. Die AuRerung vermittelt jedoch beim Adressaten zugleich die Vorstellung
von konkreten Vorgangen, die den Abschluss eines Vertrages oder die Erbringung
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oder Nichterbringung der vertraglich geschuldeten Leistung darstellen und die einer
beweismaRigen Uberpriifung zuganglich sind. In der hier relevanten AuRerung steckt
insoweit konkret die Tatsachenbehauptung, die Beklagten hatten fir die Klagerin
mindestens zwei provisionspflichtige Leistungen erbracht, welche die Klagerin noch
nicht vergutet hat.

Diese tatsachliche Behauptung ist unstreitig unwahr. Es kann hier die zwischen den
Parteien umstrittene Frage dahinstehen, ob zum Zeitpunkt der AuRerung am
08.04.2002 bei den Beklagten ein bereits am 02.04.2002 ausgestellter Scheck der
Klagerin eingegangen und die Provisionszahlungspflicht der Klagerin wegen der Ver-
mittlung der Reise fur die Kunden H.-xxxx damit durch Erflllung erloschen war. Denn
jedenfalls ist der in der konkret angegriffenen AuRerung verwendete Plural
~Provisionen“ unwahr. Die Beklagten haben nur die Reise H.-xxxx“ als vermittelte
Reise vorgetragen. Weitere Vermittlungen zugunsten der Klagerin werden nicht be-
hauptet und sind auch sonst nicht ersichtlich.

cc) Die streitgegenstandliche AuRerung ist aich geeignet, den Betrieb des
Geschéftes der Klagerin zu schadigen. Die Behauptung, die Klagerin schulde der
Beklagten zu 1) Provisionen, erweckt den unzutreffenden Eindruck, die Kldgerin sei
nicht nur in einem Einzelfall eine Provision schuldig geblieben. Der verwendete
Plural Iasst fir den Leser der Nachricht eine Interpretation dahin zu, dass eine Viel
zahl von Provisionen noch nicht bezahlt wurden, dass mithin die Klagerin in groliem
Umfang ihre Schulden nicht begleiche. Es liegt auf der Hand, dass eine solche In-
formation geeignet ist, Reisebilros, welche die Nachricht in dem Kommunikations-
forum lesen, von der Vermittlung von Reisen fir die Klagerin abzuhalten, weil sie um
ihre Provisionen furchten werden.

dd) Die streitgegenstandliche AuRerung ist auch i.S. des § 14 Abs. 1 UWG ,be-
hauptet* worden. Vorliegend ist unerheblich, dass die Behauptung nicht im allgemein
zuganglichen Internet, sondern in einem passwortgeschitzten Kommunikationsforum
aufgestellt wurde. FUr einen Unterlassungsanspruch gemal § 14 Abs. 1 UWG ist
ausreichend, dass die AuRerung gegeniiber einem Dritten, d.h. einer anderen Per-
son als dem Verletzten erfolgt ist (Kohler/Piper, UWG, 2. Aufl. 2001, § 14 Rn. 7). Es
ist jedoch unstreitig, dass neben den Beklagten auch noch andere Personen Zugang
zu der streitgegenstandlichen Nachricht hatten. Der Dritte braucht im Ubrigen von
der Behauptung keine Kenntnis erlangt oder ihr gar Glauben geschenkt zu haben; es
muss ihm lediglich die Moglichkeit verschafft worden sein, vom Inhalt der Behaup-
tung Kenntnis zu nehmen (Kohler/Piper, UWG, 2. Aufl. 2001, § 14 Rn. 7). Vorliegend
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ergibt sich aus der Anlage K 12 sogar, dass zu der Nachricht ,Insolvenzantrag gegen
a.~-xxxx‘ vom 08.04.2002 bis zum 10.04.2002 ,3 Antworten“ eingegangen waren,
das urspringliche Schreiben mithin jedenfalls von einer Person im Forum gelesen
worden sein muss.

ee) Zu Unrecht machen die Beklagten geltend, die streitgegenstandliche AuRe-
rung sei durch die Meinungsfreiheit gedeckt. Vorliegend geht es um das Verbot einer
unwahren Tatsachenbehauptung. Es entspricht jedoch der standigen Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts, dass bewusst oder erwiesen unwahre Tat-
sachenbehauptungen nicht vom Schutz der Meinungsfreiheit i.S. des Art. 5 Abs. 1
GG umfasst sind (vgl. nur BVerfGNJW 94, 1779 m.w.N.).

ff) Die Beklagten sind auch Schuldner des Unterlassungsanspruchs.

Es ist unerheblich, ob das Schreiben vom 08.04.2002 von den Beklagten personlich
oder aber der damaligen Mitarbeiterin der Beklagten Frau P. Ze.-xxxxx in das In-
ternet-Kommunikationsforum gestellt wurde.

Die Beklagte zu 1) haftet als Inhaberin des Geschéatftsbetriebs ,T.-xooxx Tours®
gemal § 13 Abs. 4 UWG auch fur Zuwiderhandlungen ihrer Angestellten.

Der Beklagte zu 2) ist als Inhaber der E-Mail-Adresse beim Kommunikationsforum
verantwortlich.

Fir eine wettbewerbsrechtliche Haftung als Verletzer ist erforderlich aber auch aus-
reichend, dass der Inanspruchgenommene willentlich und adaquat kausal mitgewirkt
hat, um einen wettbewerbswidrigen Zustand zu schaffen oder aufrechtzuerhalten. Es
haftet also auch derjenige, der die Wettbewerbsbeeintrachtigung in Auftrag gegeben
hat oder der das eigenverantwortliche Handeln eines Dritten ausnutzt oder unter-
stutzt, obwonhl er ersichtlich in der Lage ist, es zu verhindern (Kéhler/Piper, UWG, 2.
Aufl. 2001, Vor § 13 Rn. 66 m.w.N.). Jedenfalls letzteres ist hier gegeben. Es bedarf
keiner naheren Darlegungen, dass der Beklagte zu 2) als Inhaber der E-Mail
Adresse, welche eine Teilnahme am Kommunikationsforum ermdglichte, rechtlich
und tatséchlich in der Lage war, AuRerungen der Angestellten Ze.-xxxxx in diesem
Internetforum zu verhindern. Der Beklagte zu 2) hat sich weiter die streitgegen-
standliche AuRerung noch am 08.04.2002 sogar zu eigen gemacht, jedenfalls aber
ihre Aufrechterhaltung geduldet. Die Klagerin hat unwidersprochen vorgetragen, ihr
Geschaftsfuhrer habe unmittelbar nach Erhalt des Telefax den Beklagten zu 2) hin-
sichtlich des Textes zur Rede gestellt, wobei dieser den Text inhaltlich gerechtfertigt
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habe. Der Beklagte hat auch nicht hinreichend konkret vorgetragen, sogleich nach
dem Anruf flr eine Entfernung des Schreiben aus dem Internetforum Sorge getragen
zu haben. Vielmehr hat er durch handschriftiche Anderungen auf der von der Kl&-
gerin vorbereiteten Unterlassungserklarung und deren Ricksendung am 09.04.2002
verdeutlicht, dass er die streitgegensténdliche AuRerung aufrechterhalten wolle.

Der Vortrag des Beklagten zu 2), er sei weder Angestellter noch Inhaber der Fa. T.-
xxxx Tours, andert an seiner wettbewerbsrechtlichen Verantwortung nichts. Der
Beklagte hat den Vortrag der Klagerin, der Beklagte zu 2) habe sich auf dem zurtick-
gesandten Agenturfragebogen als Geschaftsfihrer bzw. Inhaber von T.-xxxx Tours
bezeichnet, nicht bestritten. Weiter hat er den Vortrag der Klagerin nicht bestritten, er
habe sich beim Telefonat vom 08.04.2002 als Geschaftsfuhrer von 144 Reiseburos
bezeichnet. Der Vortrag der Klagerin findet im Ubrigen eine Stiitze in der von den
Beklagten selbst mit Schriftsatz vom 15. Mai 2003 eingereichten Anlage, wo in einem
Forumsbeitrag von der ,La.-xx-Gruppe“ die Rede ist.

Vor diesem Hintergrund hatte der Beklagte umfassend und konkret vortragen
milssen, dass er trotz der dargelegten Umstande nicht in der Lage war, die streitge-
genstandlichen AuRerungen zu verhindern bzw. dass er diese weder ausgenutzt
noch unterstitzt hat.

ag) Zu Unrecht wendet der Beklagte zu 2) gegen den Unterlassungsanspruch
schliefdlich ein, er sei nicht ordnungsgemals abgemahnt worden. Eine vorherige Ab-
mahnung ist fir de Zulassigkeit oder Begrindetheit der klageweisen Geltendma-
chung eines wettbewerbsrechtlichen Unterlassungsanspruchs nicht erforderlich.

b) Der Klagerin steht weiter der in der Berufungsverhandlung beantragte Un-
terlassungsanspruch im Hinblick auf die konkreten Verletzungsform des Schreibens
vom 08.04.2002 gemal’ Anlage K 5 zu.

aa) Der Antrag ist zulassig. Die Voraussetzungen einer zuldssigen Klageande-
rung geman §§ 264 Nr. 2, 525, 533, 529 Abs. 1 Nr. 1 ZPO liegen vor.

bb) Der Antrag ist gemaf § 14 Abs. 1 UWG auch begrundet.
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Dem streitgegenstandlichen Schreiben lasst sich aus der Uberschrift ,/Jnsolvenzan-
trag gegen a.-xxxxx“ in Verbindung mit den Satzen ,Wenn ja, wiirden Sie sich un-
serem Insolvenzantrag anschlieRen, damit wir retten, was zu retten ist. Selbst wenn
es nur um einige Euros geht?“ als jedenfalls moglichen und naheliegenden Erkla-
rungsinhalt entnehmen, die Beklagten bzw. T.-xxxx Tours héatten bereits einen Inso-
Ivenzantrag zu Lasten der Klagerin gestellt und suchten durch das Schreiben weitere
Auftraggeber der Klagerin, die sich diesem bereits gestellten Insolvenzantrag an-
schlieken wirden. Der Umstand, ob die Beklagten einen Insolvenzantrag gestellt
haben oder nicht, ist dem Beweis zuganglich und damit eine Tatsache gemaR § 14
Abs. 1 UWG. Da die Beklagten unstreitig keinen entsprechenden Antrag gestellt
haben, ist diese Tatsache auch nicht erweislich wahr im Sinne dieser Vorschrift.
Ferner ist die Behauptung der Stellung eines Insolvenzantrages geeignet, den Be-
trieb des Geschafts der Klagerin zu schadigen. Es ist konkret zu besorgen, dass
etwa ein Reiseblro, welches der streitgegenstandliche Aussage entnimmt, die Be-
klagten Uberlegten nicht nur die Stellung eines Insolvenzantrags, sondern hatten auf-
grund der ihnen zur Frage der Zahlungsfahigkeit der Klagerin bekannten Umstande
einen solchen Antrag bereits gestellt, erhebliche Zweifel an der Zahlungsfahigkeit he-
gen. Dies wiederum birgt die Gefahr, dass der Klagerin durch diese Reiseblros aus
Furcht um deren Fahigkeit zur Provisionszahlung keine Reisen vermittelt werden.
Wie bereits dargelegt, kdnnen sich die Beklagten im Hinblick auf die hier in Rede
stehende unrichtige Tatsachenbehauptung auch nicht auf die Meinungsfreiheit ge-
maf Art. 5 Abs. 1 GG berufen. Dass die Beklagten Schuldner eines Unterlassungs-
anspruchs sind, die AuRerungen aus dem Internetschreiben vom 08.04.2002 be-
treffen, wurde ebenfalls bereits ausgefuhrt.

c) Dagegen steht der Klagerin im Hinblick auf die konkrete Verletzungsform
des Internetschreibens vom 10.04.2002 (Anlage K 12/K13) kein Unterlassungsan-
spruch zu.

aa) Ein solcher Anspruch ergibt sich nicht aus § 14 UWG.

Bei der Behauptung, entweder seien die Beklagten die einzigen Kunden der Klagerin
oder andere Reiseblros wirden immer noch auf ihre Provision warten, handelt es
sich nicht um eine fur die Anwendung des § 14 Abs. 1 UWG erforderliche Tat-
sachenbehauptung.
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Jede beanstandete AuRerung ist in dem Gesamtzusammenhang zu beurteilen, in
dem sie gefallen ist. Sie darf nicht aus dem sie betreffenden Kontext herausgelost
einer rein isolierten Betrachtung zugefiihrt werden. Ob eine AuRerung als Tatsa
chenbehauptung einzustufen ist, hangt entscheidend davon ab, ob die Aussage
einer Uberpriifung auf ihre Richtigkeit mit den Mitteln des Beweises zuganglich ist.
Dabei kann sich auch eine AuRerung, die auf Werturteilen beruht, als Tatsachenbe-
hauptung erweisen, wenn und soweit bei dem Adressaten zugleich die Vorstellung
von konkreten, in die Wertung eingekleideten Vorgangen hervorgerufen wird. Sofern
jedoch eine AuBerung, in der sich Tatsachen und Meinungen vermengen, in ent-
scheidender Weise durch die Elemente der Stellungnahme, des DaflUrhaltens oder
Meinens gepragt ist, wird sie als Werturteil und Meinungsaulierung anzusehen sein
(vgl. zum Ganzen BVerfG NJW 94, 2614, 2615).

So liegt es hier. In dem Internetschreiben vom 10.04.2002 teilen die Beklagten dem
Leser in zutreffender und von der Klagerin auch nicht beanstandeten Weise den
Erhalt des am 08.04.2002 ausgestellten Schecks der Klagerin und seine Vorge-
schichte, namlich die von der Klagerin behauptete vorangegangenen Ubersendung
eines am 02.04.2002 ausgestellten Schecks sowie die Nummern beider Schecks
mit. Ankndpfend an diese - wahre - Tatsachenbasis, ziehen die Beklagten sodann
mit dem ,Entweder“-Satz erkennbar einen eigenen Schluss, namlich, dass entweder
sie die einzigen Kunden bei der Klagerin seien oder andere Reiseblros immer noch
auf ihre Provisionen warten wirden. Durch die vorherige Mitteilung der Tatsachen-
basis fur diese Schlussfolgerung wird der Leser der Nachricht in die Lage versetzt,
die Schlussfolgerung der Beklagten als solche zu erkennen, zu Gberprifen und diese
als ,richtig“ oder ggf. mit den vom Landgericht angestellten Erwdgungen, wonach
Zahlungen nicht nur per Scheck und nicht nur Gber ein bestimmtes Konto bewirkt
werden koénnen, als ,falsch® zu bewerten. Die Wertungskategorien ,richtig und
Jalsch® sind jedoch typischerweise solche, die auf Werturteile und Meinungsaul3e-
rungen angewendet werden (Palandt-Thomas, BGB, 61. Aufl. 2002, § 824 . 2
m.w.N.).

bb) Ein Unterlassungsanspruch ergibt sich auch nicht aus § 1 UWG.

Zwar sind verletzende AuRerungen Uber die Person oder das Unternehmen eines
Mitbewerbers nicht schon deshalb zulassig, weil sie wahr sind oder blofie Werturteile
darstellen. Sie kdnnen vielmehr unter dem Gesichtspunkt der Rufschadigung gegen
§ 1 UWG verstolRen (Kohler/Piper, UWG, 2. Aufl. 2001, § 1 Rn. 359). Allerdings sind
rufschadigende AuRerungen (iber einen Dritten nicht von vornherein rechtswidrig.
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Vielmehr ist das Grundrecht der Meinungsfreiheit gemaf Art. 5 Abs. 1 GG und das
Aufkldrungsinteresse des Adressaten bzw. der Offentlichkeit zu beriicksichtigen.
Zwar gelten fir AuRerungen, die zu Wettbewerbszwecken getan und bei denen die
Meinungsfreiheit und das Informationsinteresse der Allgemeinheit lediglich als Mittel
zur Forderung privater Wirtschaftsinteressen eingesetzt werden, strengere Anforde-
rungen. Denn zu den (ihrerseits verfassungskonform auszulegenden) Schranken der
Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 2 GG) gehort auch § 1 UWG. Allerdings ist § 1 UWG
als einfachrechtliche Vorschrift wiederum im Lichte der Bedeutung des Grundrechts
auszulegen und so in ihrer das Grundrecht beschrankenden Wirkung wieder selbst
einzuschranken. Dem ist bei der Abwagung der Rechtsgiter und Interessen der Be-
teiligten und der Allgemeinheit unter BerUcksichtigung des Grundsatzes der Ver-
haltnismaRigkeit Rechnung zu tragen. Erforderlich ist stets eine Gesamtwurdigung
aller Umstande. Dabei ist auch das (rechtswidrige) Vorverhalten des durch die Kritik
Verletzten und das Bestehen einer Nachahmungsgefahr einerseits und der Grad des
Informationsinteresses Dritter und der Offentlichkeit sowie die Auswirkungen der Kri-
tik andererseits zu berlcksichtigen (vgl. nur Kohler/Piper, UWG, 2. Aufl. 2001, § 1
Rn. 361 m.w.N.). Erforderlich ist schlieRlich, dass die angegriffene AuRerung nach
den Gegebenheiten des Einzelfalls so schwerwiegend ist, dass sie eine hinreichende
Gefahrdung des Leistungswettbewerbs als das materielle Schutzgut des § 1 UWG
darstellt (BVerfG GRUR 2001, 1058, 1060 — Therapeutische Aquivalenz).

Bei Anwendung dieser Grundsatze vermag der Senat eine gegen die guten Sitten
verstolende Handlung im Sinne des § 1 UWG nicht erkennen. Zwar kann man, wie
es die Klagerin geltend macht, dem Schreiben vom 10.04.2002 insgesamt entneh-
men, dass die Beklagten der Klagerin vorwirft, die Provisionsforderung der Beklagten
zu 1) nicht rechtzeitig beglichen zu haben und erst auf den Druck eines Insol-
venzantrags bzw. der Androhung eines solchen reagiert zu haben. Ein solcher Vor-
wurf ist auch geeignet, die Klagerin bei anderen Reisebiiros in ein schlechtes Licht
zu ricken. Im Rahmen der Gesamtwurdigung aller Umstande ist jedoch zu berlck-
sichtigen, dass das Verhalten der Klagerin einen gewissen Anlass gab, von einer
nicht rechtzeitigen Erflllung der Provisionsforderung der Beklagten auszugehen. Be-
reits nach dem eigenen Vortrag der Klagerin ist die von der Beklagten vermittelte
Reise von den Kunden H.-xxxx ,kurz vor Reiseantritt nach Erhalt der Unterlagen,
mithin Anfang Marz 2002“ bezahlt worden. Selbst wenn an dieser Darlegung insoweit
Zweifel bestehen, weil nach dem Rechnungsformular der Klagerin (Anlage K 2) die
Zahlung bereits zum 12.02.2002 fallig war und ein Unterlagenversand erst ,nach
Restzahlung“ erfolgen sollte, also gewisse Anhaltspunkte dafur bestehen, dass eine
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Zahlung, wie von den Beklagten behauptet, tatsachlich bereits Mitte Februar 2002
erfolgte, hatte die Klagerin die Provision jedenfalls Anfang Marz 2002 an die Be-
klagten bezahlen mussen. Denn gemall § 7.1 des Agenturvertrages K 1 ist die
Provision mit der Bezahlung des Reisepreises fallig. Eine Schecklbersendung am
02.04.2002, wie von der Klagerin als friiheste Erfillungshandlung behauptet, ware
damit bereits erheblich verspatet gewesen. Dies qilt erst recht flr die dann unstreitig
tatsachlich erfolgte Scheckibersendung vom 08.04.2002.

Weiter ist zu beachten, dass die streitgegenstindlichen AuRerungen im Rahmen
eines InternetKommunikationsforums vorgenommen wurden, welches unstreitig
dem Austausch von Informationen und Meinungen zwischen Reiseblros und Reise-
veranstaltern dient und das damit in besonderem Male durch das Grundrechts aus
Art. 5 Abs. 1 GG geschitzt ist.

Demgegentber enthalt das Schreiben vom 10.04.2002 keine UbermaRigen Schma-
hungen oder sonst besonders nachdrticklich vorgetragene Vorwilrfe gegen die Kla-
gerin, sondern ermdglicht durch die zutreffende Darlegung des Sachverhaltes dem
Leser, die Schlussfolgerung bzw. ,Empfehlung® der Beklagten nachzuvollziehen und
selbst zu bewerten. Die rufbeeintrachtigenden Elemente des Internetschreibens wie-
gen deshalb jedenfalls unter Berlcksichtigung der vorstehend gewurdigten Gesichts-
punkte des vorliegenden Falles insgesamt nicht schwer genug, um von einer die Ein-
schrankung der Meinungsfreiheit rechtfertigenden hinreichenden Gefahrdung des
Leistungswettbewerbs auszugehen.

2. Der Klagerin steht im Umfang der dargelegten Unterlassungsanspriiche
auch ein Anspruch auf Schadensersatz gemaR § 14 Abs. 1 Satz 1 UWG zu, dessen
Feststellung geman § 256 Abs. 1 ZPO zulassig ist. Weiter besteht im ausgeurteilten
Umfang gemaR § 242 BGB zur Vorbereitung der Bezifferung des Schadensersatz-
anspruchs ein Auskunftsanspruch. Auf die zutreffenden Darlegungen des landge-
richtlichen Urteils wird Bezug genommen.

3. Die Nebenentscheidungen beruhen auf den §§ 92, 97, 708 Nr. 10, 711, 543
Abs. 2 ZPO. Die Revision ist nicht zuzulassen. Die Rechtssache geht, wie die vor-
stehenden AusfUhrungen zeigen, Uber die Anwendung gesicherter Rechtspre-
chungsgrundsatze auf den vorliegenden Sachverhalt nicht hinaus. Die Rechtssache
hat keine grundsatzliche Bedeutung, die Zulassung der Revision ist weder zur Fort-
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bildung des Rechts noch zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung erforder-
lich.

Gartner v. Franqué Dr. Loffler
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HANSEATISCHES OBERLANDESGERICHT

URTEIL
IM NAMEN DES VOLKES

3 U 211/02 .
312 0 366/02 In dem Rechtsstreit
Verkiindet am: A GmbH,
3. Juli 2003 vertreten durch,
Freese
Justizangestellte Klagerin
als Urkundsbeamtin '
der Geschéftsstelle. Berufungsbeklagte,
Prozessbevollmachtigte:
gegen
1. H,
2. A
Beklagte,

Beklagter zu 2) Berufungsklager,

Dr.L5./Du. Prozessbevollmachtigte: Rechtsanwalte

hat das Hanseatische Oberlandesgericht Hamburg, 3. Zivilsenat, durch die Richter
Gartner, v. Franqué, Dr. Loffler

nach der am 12. Juni 2003 geschlossenen mundlichen Verhandlung fur Recht erkannt:

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Landgerichts Hamburg,
Zivilkammer 12, vom 12. November 2002 (312 O 366/02) abgeandert und zur
Klarstellung insgesamt wie folgt neu gefasst:

l. Die Beklagten werden verurteilt, es bei Vermeidung der vom
Landgericht angedrohten Ordnungsmittel zu unterlassen,

a) im geschéftlichen Verkehr zum Zwecke des Wettbewerbs die
Behauptung aufzustellen undloder aufstellen zu lassen, zu verbreiten
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und/oder verbreiten zu lassen, die Kldgerin schulde der Beklagten zu
1) Provisionen.

b)  Dritten gegeniiber im geschéftlichen Verkehr zum Zwecke des
Wettbewerbs folgendes zu behaupten undl/oder behaupten zu lassen
undloder zu verbreiten undloder verbreiten zu lassen:

minsolvenzantrag gegen a.-xxxxx

Guten Tag,

der Hamburger Veranstalter a.-xxxxx schuldet uns Provisionen.
Schuldet a.-xxxxx lhnen auch Provisionen?

Wenn ja, wurden Sie sich unserem Insolvenzantrag anschliel3en,
damit wir retten, was zu retten ist. Selbst wenn es nur um einige
Euros geht?”

1. Die Beklagten werden verurteilt Auskunft dartber zu
erteilen, bis zu welchem Zeitpunkt die Behauptungen geméan Ziffer |.
im Internet auf der Homepage www.kn.-xxxxx.de verbreitet wurden,
wie viele potentielle Nutzer es fiir die Homepage gibt und in welchem
Umfang auf die Homepage Zugriffe in dem Zeitpunkt von der
Einstellung der Behauptungen in die Homepage bis zu deren
Entfernung erfolgt sind, des weiteren Auskunft dariiber zu erteilen,
wem gegentiber die Behauptungen gemdl3 Ziffer . aullerhalb der
Homepage www.kn.-xxxxx.de aufgestellt wurden.

1. Es wird festgestellt, dass die Beklagten wie Gesamt-
schuldner verpflichtet sind, der Kldgerin alle Schdden zu ersetzen, die
dieser durch die in Ziffer |. beschriebenen Handlungen bisher
entstanden sind und/oder noch entstehen werden.

V. Im (brigen wird die Klage abgewiesen.

Im Gbrigen wird die Berufung der Beklagten zurlickgewiesen.

Von den Kosten des Rechtsstreits in beiden Instanzen tragen die Klagerin
40 % und die Beklagten wie Gesamtschuldner 60 %.

Das Urteil ist vorlaufig vollstreckbar.

Die Beklagten kdnnen die Zwangsvollstreckung durch eine Sicherheitsleis-
tung von € 35.000,- abwenden, wenn nicht die Klagerin vor der Vol
streckung Sicherheit in gleicher Hohe leistet.

Die Klagerin kann die Zwangsvollstreckung durch eine Sicherheitsleistung
von € 2.900,- abwenden, wenn nicht die Beklagten vor der Vollstreckung
Sicherheit in gleicher Hohe leisten.
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Die Revision wird nicht zugelassen.

und beschlossen:

Der Streitwert wird auch fur das Berufungsverfahren auf € 50.000
(Unterlassungsantrag zu |.: € 40.000; Antrage zu Il. und lll. betreffend
Auskunft und Schadensersatzfeststellung je € 5.000) festgesetzt.

Internet-Zeitschrift fir Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de


Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de - Internet-Zeitschrift fuer Rechtsinformatik und Informationsrecht (Download am: 20.05.2024)

Internet-Zeitschrift fir Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

Griinde:

Die Klagerin wendet sich mit der Klage gegen angeblich geschéftsschadigende AuRe-
rungen der Beklagten, die in einem Internet-Kommunikationsforum getatigt wurden.

Die Klagerin ist seit Anfang 2002 als Reiseveranstalterin tatig. Vor Aufnahme ihres
Geschéftsbetriebes, namlich im Dezember 2001, Ubersandte die Klagerin an Reisebu-
ros, unter anderem auch an das Reisebiro ,T.-xxxx Tours“ in W., einen
Agenturfragebogen. Dieser wurde am 24.12.2001 von ,T.-xxxx Tours®, deren Inhaberin
die Beklagte zu 1) ist, zuriickgesandt. Der Fragebogen war von dem Beklagten zu 2)
unterzeichnet. Dieser war dort als Geschéaftsfuhrer bzw. Inhaber von ,T.-xxxx Tours*
bezeichnet.

Am 16.02.2002 schloss die Klagerin mit ,T.-xxxx Tours“ den aus der Anlage K 1 er-
sichtlichen Agenturvertrag, in dem die Klagerin ,I.-xxxx Tours® als Agentur mit der
Vermittlung von Reiseleistungen beauftragte. Fur ,T.-xxxx Tours® unterschrieb der Be-
klagte zu 2) mit dem Zusatz ,j.a.“

In § 7 des Vertrages heilt es unter der Uberschrift ,Provisionsregelung®:

»7-1 Die Agentur hat fiir alle wéhrend der Laufzeit dieses Vertrages fiir den Ver-
anstalter vermittelten und zustande gekommenen Buchungen und durchgefiihr-
ten Reisen Anspruch auf Provision. Die Hbhe der Provision wird durch die jeweils
vereinbarte Provisionsliste festgelegt .... Die Provision ist mit der Bezahlung des
Reisepreises féllig.“

Anfang Februar 2002 buchte ,T.-xxxx Tours® fur die Kunden H.-xxxx bei der
Klagerin eine Reise fur die Zeit vom 05.03.2002 — 22.03.2002 nach Bangkok und
Dubai zu einem Preis von insgesamt € 2.502,00,-. Unter dem 06.02.2002 Uber-
sandte die Klagerin der Kundin H.-xxxx eine Rechnung Uber den Reisepreis
(Anlage K 2). Als Falligkeitsdatum wurde der 12.02.2002 angegeben. Weiter
heif3t es am Ende der Rechnung:

,Der Unterlagenversand erfolgt nach Restzahlung.*”

Zwischen den Parteien ist streitig, ob die Kunden die Rechnung gegenuber der
Klagerin bereits am 15.02.2002 (so die Behauptung der Beklagten) oder erst kurz
vor Reiseantritt Anfang Marz 2002 bezahlten (so der Vortrag der Klagerin). Wei-
ter ist zwischen den Parteien streitig, ob die Klagerin ,I.-xxxx Tours® zwecks
Vergutung der Vermittlungsleistung H.-xxxx mit Schreiben vom 02.04.2002
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(Anlage K 3) einen aus der Anlage K 4 ersichtlichen Scheck tber € 348,28,-
Ubersandte und diesen spéater wieder sperren lie}, nachdem Zweifel am Zugang
des Schecks entstanden waren.

Mit Ausnahme der Reise H.-xxxx vermittelte das Reiseblro ,T.-xxxx Tours" bzw.
die Beklagten keine weiteren Reisen flr die Klagerin; Gber de Forderung aus
dieser Reise hinaus bestanden keine weiteren Provisionsforderungen des
Reiseblros bzw. der Beklagten gegen die Klagerin.

Am 08.04.2002 erhielt die Klagerin von einem nicht bekannten Absender ein
Telefax, welches den Ausdruck einer Internetseite enthielt. Die Seite bildete ein
.Kooperation Forum“ mit der Adresse ,www.kn.-xxxxxx.de“ ab. Dabei handelt es
sich um eine Seite fiir Reisevermittler und Reiseveranstalter, in der nach Eingabe
eines Passwortes Informationen verbreitet und bezogen werden kénnen. Dem
per Telefax Ubermittelten Ausdruck der Seite lasst sich eingangs die Information
LUser: G. La.-xxxxx/Letzte Login: 08.04.2002, 11:49“ entnehmen. Weiter findet
sich dort unter der durch Fettdruck hervorgehobenen Uberschrift ,/nsol-
venzantrag gegen a.-xxxxx“ der folgende Eintrag:

sInsolvenzantrag gegen a.-xxxxx-08.04.2002, 12:10

Guten Tag,

der Hamburger Veranstalter a.-xxxxx schuldet uns Provisionen. Schuldet a.-
xxxxx lhnen auch Provisionen?

Wenn ja, wirden Sie sich unserem Insolvenzantrag anschlie3en, damit wir
retten, was zu retten ist. Selbst wenn es nur um einige Euros geht?

P. Ze.-xxxxx

T.-xxxx Tours

(Strasse, Ort, Telefon)

T.-xxxx@yyyreisen.de

G. La.-xxxxx A.
Unter der Nachricht war ein vorbereitetes Feld fir eine Antwortnachricht eingefiigt.
Als Empfanger der Antwort war dort der Beklagte zu 2) vorgesehen. Auf die Anlage

K 5 wird hinsichtlich der weiteren Einzelheiten Bezug genommen.

Unmittelbar nach Erhalt des Telefaxes rief der stellvertretende Geschéftsfuhrer der
Klagerin unter der in der Nachricht angegebenen Telefonnummer an und erreichte
dort den Beklagten zu 2). Der Beklagte zu 2) duRRerte sich dahingehend, dass Provi-
sionen nicht bezahlt worden seien und die Buchung der Reise bei der Klagerin ein
Testballon gewesen sei. FUr ihn stehe fest, dass dieser ,Turkenverein® fast pleite sei.
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Er sei Geschaftsfihrer von 144 Reiseblros, die er alle davon in Kenntnis gesetzt
habe. Einen Scheck habe er nicht erhalten.

Am selben Tag (08.04.2002) stellte die Klagerin den aus der Anlage B 1 ersichtlichen
Scheck Uber 348,28 Euro aus und Ubersandte ihn dem Reisebiiro der Beklagten.
Dort kam er spatestens am 10.04.2002 an.

Ebenfalls noch am 08.04.2002 mahnte die Kldgerin den Beklagten zu 2) unter der
Betreffzeile ,a.-xxxxx travel GmbH ./. A, G. La.-xxxxx (T.-xxxx Tours)“ wie aus der
Anlage K 6 ersichtlich ab. Der Beklagte zu 2) sandte die vorbereitete Unter-
lassungserklarung von ihm unterschrieben mit aus der Anlage K 7 ersichtlichen
handschriftlichen Anderungen am Folgetag zuriick. So setzte der Beklagte zu 2) das
Wort ,nicht vor ,zu unterlassen®, die Randbemerkung ,bleibt bestehen neben die
Umschreibung der angegriffenen AuRerung sowie die Anmerkung ,Beweisen Sie das
Gegenteil® zum Text hinzu, in dem auf den erweckten Eindruck der Zahlungsunfa-
higkeit hingewiesen wird. Weiterhin wies eine Anmerkung darauf hin, dass der Be-
klagte zu 2) nicht Inhaber der ,T.-xxxx Tours“ sei. Nach einer Handelsregisteran-
frage, die als Geschaftsinhaberin der ,T.-xxxx Tours“ die Beklagte zu 1) ergab,
mahnte die Klagerin unter dem 09.04.2002 nunmehr die ,Firma T.-xxxx Tours
Europe e.K.“ ab (Anlage K 8). Die vorbereitete Unterlassungsverpflichtungserklarung
wurde ohne Unterschrift mit dem handschriftlichen Vermerk ,NEIN“ und ,Klagen Sie!*
an die Klagerin zurlickgesandt (Anlage K 8).

Am 10.04.2002 wurde auf der Internetseite ,Kooperation Forum® unter der wiederum
durch Fettdruck hervorgehobenen Uberschrift ,Insolvenzantrag gegen a.-xxxxx“ fol-
gender Eintrag ins Netz gestellt (Anlage K 13):

»RE Insolvenzantrag gegen a.-xxxxx-10.04.2002, 11:05

Guten Tag,

heute erhielten wir einen auf den 08.04.02 datierten Provisionsscheck von a.-
xxxxx. Der Scheckzusendung gingen massive Telefongesprdche beider Seiten
voraus. A.-xxxxx hat nun per Kopie den Nachweis versucht, dass mit Datum
von 02.04.02 bereits ein Provisionsscheck ausgestellt worden sei. Interessant
finden wir, dass der vom 02.04.02 ausgestellte Provisionsscheck, der uns nicht
erreichte, die Endnummer 330 hat. Der am 08.04.02 ausgestellte
Provisionsscheck hat die Endnummer 331. Entweder sind wir die einzigen
Kunden bei a.-xxxxx gewesen oder andere Reisebliros warten immer noch auf
ihre Provision.

Empfehlung: Am schnellsten kommt man an ausstehende Provisionen, wenn
man gegen den jeweiligen Schuldner einen Insolvenzantrag stellt. Oder eine
Insolvenzantragsdrohung
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P. Ze.-xxxxx
G. La.-xxxxxA.

Das Landgericht erlie3 im vorangegangenen Verfugungsverfahren (312 O 200/02)
am 17. April 2002 eine einstweiligen Verfigung, mit der den Beklagten verboten wur-
de, die Behauptung aufzustellen oder aufstellen zu lassen, zu verbreiten und/oder
verbreiten zu lassen,
a) die Antragstellerin schulde der Antragsgegnerin zu 1) Provision-
en;

b) die Antragstellerin sei méglicherweise insolvent,

Auf den Widerspruch der Beklagten bestatigte das Landgericht die einstweilige Ver-
figung mit Urteil vom 4. Juni 2002. Auf die Akte des Landgerichts Hamburg (312 O
200/02), die zum Gegenstand der Verhandlung gemacht wurde, wird Bezug ge-
nommen. Dem Verlangen der Kl&gerin nach Abgabe einer Abschlusserklarung ka-
men die Beklagten nicht nach.

Die Kl&gerin hat geltend gemacht:

Die angegriffenen AuBerungen seien unwahr und geschéftsschadigend. Sie, die Kl&-
gerin, arbeite mit einer Vielzahl von Reisebiros zusammen und komme ihren ver-
traglichen Verpflichtungen diesen Geschéftspartnern gegentber vollen Umfangs
nach. Die streitgegenstandlichen Behauptungen seien geeignet, sie bei ihren Ge-
schéaftspartnern zu diskreditieren.

Die Klagerin hat beantragt,

1. den Beklagten bei Vermeidung der gesetzlichen Ordnungsmittel
Zu verbieten,

die Behauptung aufzustellen oder aufstellen zu lassen, zu ver-
breiten und/oder verbreiten zu lassen,

a) die Klagerin schulde der Beklagten zu 1) Provisionen;
b) die Kidgerin sei moglicherweise insolvent,
c) entweder sei die Beklagte zu 1) der einzige Kunde bei

der Kldgerin oder anderer Reisebliros warten noch immer
auf ihre Provision.
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2. Auskunft dariiber zu erteilen, bis zu welchem Zeitpunkt die Be-
hauptungen gemafR Ziffer 1 im Internet auf der Homepage
www.Kn.-xxxxx.de verbreitet wurden, wie viele potentielle Nutzer es
fur die Homepage gibt und in welchem Umfang auf die Homepage
Zugriffe in dem Zeitpunkt von der Einstellung der Behauptungen in
die Homepage bis zu deren Entfernung erfolgt sind, des weiteren
Auskunft darliber zu erteilen, wem gegeniber die Behauptungen
gemal Ziffer 1 aullerhalb der Homepage www.kn.-xxxxx.de
aufgestellt wurden.

3. Festzustellen, dass die Beklagten wie Gesamtschuldner ver-
pflichtet sind, der Klagerin alle Schaden zu ersetzen, die dieser
durch die in Ziffer 1 beschriebenen Handlungen bisher entstanden
sind und/oder noch entstehen werden.

Die Beklagten haben beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie haben geltend gemacht:

den am 08.04.2002 ausgestellten Provisions scheck habe sie erst am 10.04.2002 er-
halten. Bis zu diesem Zeitpunkt habe der Beklagte zu 2) die Klagerin mehrfach tele-
fonisch abgemahnt. Da trotzdem die Zahlung nicht eingegangen sei, héatten sie, die
Beklagten, angenommen, die Klagerin sei moglicherweise zahlungs unfahig.

Die angegriffenen Textmitteilungen habe nicht der Beklagte zu 2), sondern eine Mit-
arbeiterin der Beklagten zu 1), Frau P.Ze.-xxxxx, in das Kommunikationsforum
gestellt. Der Beklagte zu 2) sei lediglich Inhaber der E-Mail Adresse bei dem
Kommunikationsforum.

Die Beklagten hatten auch nicht das Ansehen der Klagerin durch die Behauptungen
im Kommunikationsforum schmalern wollen, um als Wettbewerber hieraus Vorteile
zu ziehen. Dass Kommunikationsforum diene hauptséchlich dem Erfahrungsaus-
tausch unter Reiseblirobetreibern und habe in erster Linie das Ziel, (ber Entwicklun-
gen auf dem Reisemarkt auf dem Laufenden zu halten, um bei Negativentwicklungen
rechtzeitig im Interesse der Kunden handeln zu kdnnen. Die Klagerin habe keinen
Anspruch darauf, dass Meinungséaufierungen im Kommunikationsforum unterblieben,
wenn sie durch ihr Verhalten selbst Anlass zu Spekulationen gegeben habe. Es sei
das Uberwiegende Recht der freien Meinungsaullerung der Beklagten zu beachten.
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Angesichts des Verhaltens der Klagerin und der Flaute in der Reisebranche hatten
die Beklagten zu Recht annehmen konnen, dass die Klagerin sich in finanziellen
Schwierigkeiten befinde. Gerade die Welle von Insolvenzen bei Reiseblros und Rei-
severanstaltern habe deutlich gemacht, dass solche Annahmen nicht unbegriindet
seien. Nach Kenntnis der Beklagten habe sich die Klagerin tatsachlich in Zahlungs-
schwierigkeiten befunden. So habe der Beklagte zu 2) Kenntnis davon gehabt, dass
die Geschéftsfiihrung oder ein Teil der Geschaftsfihrung der Klagerin zuvor fir die
Firma Wor.-xxx tatig gewesen sei, welche sich in der Insolvenz befunden habe.
Zudem seien von der Klagerin entgegen den sonstigen Gepflogenheiten schon lan-
ger keine wochentlichen Werbemails (sog. ,Flyer) mehr eingegangen. Die Klagerin
trage die Beweislast fUr ihre Zahlungsfahigkeit und fir die Frage, ob es sich bei den
Beklagten tatsachlich nicht um die einzigen Kunden der Klagerin gehandelt habe.
Die Beklagten hatten nach Falligkeit der Provisionsforderung bis zum Eingang des
Schecks jederzeit einen Insolvenzantrag gegen die Klagerin stellen kdnnen. Eine
nicht sofortige Weiterleitung der Provision nach Falligkeit erflille zudem den Tatbe-
stand der Untreue.

SchlieRlich sei zu bericksichtigen, dass der Zutritt zum Kommunikationsforum pass-
wortgeschutzt sei und die dortigen Inhalte daher nicht fir jedermann zuganglich
seien.

Einem Unterlassungsanspruch stehe weiter entgegen, dass der Beklagte zu 2) nicht
ordnungsgemanl abgemahnt worden sei. Zudem sei nach der erfolgten Zahlung
durch die Klagerin eine Wiederholungsgefahr nicht gegeben. Die Seite gemaly An-
lage K 5 sei zwischenzeitlich entfernt worden. Der Klagerin sei kein Schaden ent-
standen. Nach den Unterlagen der Beklagten sei die streitgegenstandliche Seite ge-
maf Anlage K 5 nur einmal aufgerufen worden. Zudem sei zu berlcksichtigen, dass
potentielle Kunden der Zutritt zum Kommunikationsforum nicht mdglich sei. Auch
hatten nur eine geringe Anzahl von Reisebliros die Méglichkeit, auf das Forum zuzu-
greifen.

Durch Urteil vom 12. November 2002 hat das Landgericht die Beklagten gemaf dem
Antrag der Klagerin verurteilt.

Gegen dieses Urteil, auf das Bezug genommen wird, wenden sich die Beklagten mit
der Berufung, die sie form- und fristgerecht eingelegt und begriindet haben.
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Die Beklagten wiederholen und vertiefen ihr erstinstanzliches Vorbringen. Ergénzend
tragen sie vor:

Jeder, der Zugriff auf das Kommunikationsforum habe, kdnne unter dem Pseudonym
des Beklagten zu 2) einen Text in das Kommunikationsforum einstellen. Die streit-
gegenstandlichen Texte seien von P. Ze-xxxxx eigenméachtig in das Forum gestellt
worden. Es treffe auch nicht zu, dass der Beklagte zu 2) sich die Behauptungen aus
dem Text im Kommunikationsforum durch die handschriftichen Zusatze in der
Unterlassungsverpflichtungserklarung zu eigen gemacht habe. Da der Beklagte zu 2)
weder Angestellter noch Inhaber der Fa. T.-xxxx Tours sei, kdnne eine solche Er-
klarung durch ihn gar nicht erfolgen.

Die Beklagten beantragen,

unter Abanderung des am 12.11.2002 verkiindeten und
am 18.11.2002 zugestellten Urteils des Landgerichts
Hamburg (Az.: 312 O 366/02) die Klage abzuweisen.

Die Kl&gerin beantragt,
die Berufung mit den MaRgaben zuriickzuweisen, dass

1. die beanstandeten AuRerungen im geschéft-
lichen Verkehr zum Zwecke des Wettbewerbs
nicht verbreiteten werden sollen;

2. der Antrag zu b) nur in der konkreten Ver-
letzungsform der vollstandigen Mitteilung aus
der Anlage K 5 und der Antrag zu c) nur in der
vollstandigen Beanstandungsform gemaR Anla-
ge K 13 verteidigt werden soll; die gleichen Ein-
schrankungen sollen fir die auf den Unter-
lassungsanspruch rickbezogenen Folgeantrage
gelten.
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Die Klagerin verteidigt das landgerichtliche Urteil und wiederholt und vertieft ihr erst
instanzliches Vorbringen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die angefoch-
tene Entscheidung, die von den Parteien zur Akte gereichten Schriftsatze nebst
Anlagen sowie auf den Inhalt der Beiakte Landgericht Hamburg 312 O 200/02 Bezug
genommen.

Die zulassige Berufung der Beklagten hat in der Sache teilweise Erfolg.

1. Der Unterlassungsantrag zu 1. a) ist in vollem Umfang begriindet. Dage-
gen ist der Unterlassungsantrag zu 1 b) nur in Form des in der Berufungsinstanz
erstmalig gestellten, auf die konkrete Verletzungsform bezogenen Antrags begrin-
det. Der Unterlassungsantrag zu 1 c) ist unbegriindet.

a) Die Klagerin kann Unterlassung der Behauptung verlangen, ,die Klagerin
schulde der Beklagten zu 1) Provisionen®. Der Unterlassungsanspruch ergibt sich
aus § 14 Abs. 1 Satz 2 UWG. Voraussetzung fur einen Unterlassungsanspruch nach
dieser Vorschrift ist, dass der Verletzer gemaR § 14 Abs. 1 Satz 1 UWG zu Zwecken
des Wettbewerbs lber das Erwerbsgeschaft eines anderen Tatsachen behauptet
oder verbreitet, die geeignet sind, den Betrieb des Geschafts oder den Kredit des
Inhabers zu schadigen, sofern die Tatsachen nicht erweislich wahr sind. Diese Vor-
aussetzungen sind hier erfillt.

aa) Die von der Klagerin angegriffenen Behauptungen erfolgten zu Zwecken
des Wettbewerbs. Von einem Handeln zu Zwecken des Wettbewerbs ist auszuge-
hen, wenn in objektiver Hinsicht ein Verhalten vorliegt, das geeignet ist, den Absatz
oder Bezug einer Person zum Nachteil einer anderen zu beglinstigen, und wenn in
subjektiver Hinsicht der Handelnde von einer das objektive Geschehen begleitenden
Absicht bestimmt ist, d.h. von der Absicht, den eigenen — oder einen fremden —
Wettbewerb zum Nachteil des Wettbewerbs des anderen zu fordern, sofern diese
Absicht nicht vdllig hinter sonstigen Beweggrinden zuricktritt. Nachteilig flr den
Wettbewerb des Betroffenen ist — auch ohne eine effektive Verletzung — bereits die
konkrete Gefahrdung seiner wettbewerblichen Interessen (Kohler/Piper, UWG, 2.
Aufl. 2001, Einf. Rn.210 m.w.N.).
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Die objektive Eignung zur Wettbewerbsforderung ergibt sich hier jedenfalls aus dem
Gesichtspunkt der Foérderung fremden Wettbewerbs. Die vorliegend relevanten
AuRerungen wurden in einem Internetforum gemacht, welches unter anderem von
Reiseblros frequentiert wird. lhre Kundenauftrage bekommt die Klagerin in ihrer
Eigenschaft als Reiseveranstalterin jedoch unter anderem von Reiseburos vermittelt.
Die angegriffene Behauptungen setzen sich, wie noch dargelegt werden wird, in ne-
gativer Weise mit den geschéftlichen Verhaltnissen der Klagerin auseinander und
sind deshalb geeignet zu bewirken, dass Reiseblros andere Reiseveranstalter bei
der Vermittlung von Reisen der Klagerin vorziehen. Ob die Beklagten darlber hinaus
auch die eigene wettbewerbliche Position fordern wollten, etwa durch eine Eigen-
darstellung als tatkraftiges Unternehmen, welches zum Wohle der gesamten
Branche gegen saumige Schuldner vorgeht, kann dahinstehen.

Auch eine Wettbewerbsabsicht liegt vor. Zwar wird eine solche Absicht bei Fallges-
taltungen, wo es um die Forderung fremden Wettbewerbs geht, nicht vermutet, son-
dern muss positiv festgestellt werden (Kohler/Piper, UWG, 2. Aufl. 2001, Einf Rn.
226). Dies gilt hier umso mehr, als die streitgegenstandliche AuRerung in einem
Internetforum aufgestellt wurde, welches dem Austausch von Erfahrungen und Mei-
nungen verschiedener Personen und Unternehmen dient. Dadurch gewinnt auch der
Umstand Gewicht, dass der Begriff des Handelns zu Zwecken des Wettbewerbs im
Lichte des Art. 5 GG auszulegen ist (Baumbach/Hefermehl, Wettbewerbsrecht, 22.
Aufl. 2001, Einl UWG Rn. 237 m.w.N.). Eine Wettbewerbsabsicht kann sich jedoch
aus dem Inhalt der AuRerung ergeben. AuRerdem ist das Bewusstsein des Han-
delnden, dass sein Tun den Wettbewerb beeinflusst oder fremden Wettbewerb for-
dert, daflr ein Beweisanzeichen (Kohler/Piper, UWG, 2. Aufl. 2001, § Rn.234).

Hier ist die Au[&erung im Kommunikations-Forum mit dem Ziel verbreitet worden,
andere Reiseblros vor Geschaftsbeziehungen mit der Klagerin zu warnen, also
letztlich Reiseblros von der Erteilung von Auftrdgen an die Klagerin abzuhalten. Dies
ergibt sich nicht nur aus dem Inhalt des Internetschreibens vom 08.04.2002 selbst,
sondern auch aus dem Vortrag der Beklagten, wonach das Kommunikationsforum in
erster Linie dem Ziel diene, Uber Entwicklungen auf dem Reisemarkt zu informieren,
um bei Negativentwicklungen rechtzeitig im Interesse der Kunden handeln zu
kénnen. Aus dem Vortrag der Beklagten, die Klagerin habe selbst durch ihr Ver-
halten Anlass zu entsprechenden Spekulationen Uber ihre Zahlungsfahigkeit gege-
ben, so dass man den Umstand, dass die Klagerin ihre Schulden nicht bezahle, der
Fachoffentlichkeit im Kommunikationsforum habe mitteilen ddrfen, ergibt sich, dass
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sie die eigenen Zweifel an der Zahlungsfahigkeit der Klagerin als eine entsprechend
mitteilungswirdige Negativentwicklung angesehen hat.

Dass es den Beklagten nicht nur bewusst war, sondern sie auch das Ziel verfolgt
haben, durch die Verdffentlichung der streitgegensténdlichen AuRerung andere Rei-
sebiros davon abzuhalten, der Klagerin Reisen zu vermitteln, ergibt sich weiter aus
dem Umstand, dass in der angegriffenen Behauptung trotz des Umstandes, dass die
Beklagte zu 1) unstreitig nur eine einzige, zudem der Hohe nach geringflgige Pro-
visionsforderung gegen die Klagerin hatte, von ,Provisionen® gesprochen wurde. Aus
dem der tatsachlichen Sachlage widersprechenden Gebrauch des Plurals, flr den
die Beklagten keinerlei rechtfertigenden Grund vorgetragen haben und der beim
Leser der Nachricht den unrichtigen Eindruck von ganz erheblichen Forderungsrick-
stinden erwecken konnte, ergibt sich, dass die AuRerung nicht allein zum Mei
nungsaustausch mit Reiseblros im Interesse der Kunden, sondern jedenfalls auch
mit dem Ziel erfolgt ist, der Klagerin Nachteile im Wettbewerb mit anderen Reise-
veranstaltern zuzufigen.

Damit liegt zugleich ein marktgerichtetes Handeln mit Auenwirkung vor, welches
Uber ein fur die Annahme einer Wettbewerbsabsicht nicht ausreichendes bloRes Hin-
wirken auf die Erfillung und Durchsetzung individueller vertraglicher Pflichten hin-
ausgeht (vgl. dazu Kohler/Piper, UWG, 2. Auifl. 2001, Einf Rn. 220).

bb) Gegenstand der streitbefangenen AuRerung war auch eine nicht erweislich
wahre Tatsache i.S. des § 14 Abs. 1 UWG. Tatsachen sind Vorgange oder Zustan-
de, deren Vorliegen oder Nichtvorliegen dem Wahrheitsbeweis zuganglich sind, wah-
rend im Gegensatz dazu Werturteile AuRerungen sind, die durch die Elemente der
Stellungnahme, des Dafiirhaltens oder Meinens gepragt sind. Fir die Anwendung
des § 14 UWG reicht es aus, wenn die Auf&erung Jm Kern“ eine Tatsachenbe-
hauptung enthalt. Dies wiederum beurteilt sich danach, ob das Werturteil einen sub-
stantiierten oder einen substanzarmen, d.h. unbestimmten, nicht naher konkretisier-
baren und daher der beweismaRigen Uberpriifung unzuganglichen Tatsachengehalt
aufweist (vgl. Kohler/Piper, UWG, 2. Aufl. 2001, § 14 Rn. 4 m.w.N.).

Die Behauptung, ,die Klagerin schulde der Beklagten zu 1) Provisionen®, ist nach
diesen Grundsatzen als (unrichtige) Tatsache i.S. des § 14 Abs. 1 UWG anzusehen.
Zwar enthalt die AuRerung in Bezug auf das Element des ,Schuldens* eine rechtliche
Wertung. Die AuRerung vermittelt jedoch beim Adressaten zugleich die Vorstellung
von konkreten Vorgangen, die den Abschluss eines Vertrages oder die Erbringung
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oder Nichterbringung der vertraglich geschuldeten Leistung darstellen und die einer
beweismaRigen Uberpriifung zuganglich sind. In der hier relevanten AuRerung steckt
insoweit konkret die Tatsachenbehauptung, die Beklagten hatten fir die Klagerin
mindestens zwei provisionspflichtige Leistungen erbracht, welche die Klagerin noch
nicht vergutet hat.

Diese tatsachliche Behauptung ist unstreitig unwahr. Es kann hier die zwischen den
Parteien umstrittene Frage dahinstehen, ob zum Zeitpunkt der AuRerung am
08.04.2002 bei den Beklagten ein bereits am 02.04.2002 ausgestellter Scheck der
Klagerin eingegangen und die Provisionszahlungspflicht der Klagerin wegen der Ver-
mittlung der Reise fur die Kunden H.-xxxx damit durch Erflllung erloschen war. Denn
jedenfalls ist der in der konkret angegriffenen AuRerung verwendete Plural
~Provisionen“ unwahr. Die Beklagten haben nur die Reise H.-xxxx“ als vermittelte
Reise vorgetragen. Weitere Vermittlungen zugunsten der Klagerin werden nicht be-
hauptet und sind auch sonst nicht ersichtlich.

cc) Die streitgegenstandliche AuRerung ist aich geeignet, den Betrieb des
Geschéftes der Klagerin zu schadigen. Die Behauptung, die Klagerin schulde der
Beklagten zu 1) Provisionen, erweckt den unzutreffenden Eindruck, die Kldgerin sei
nicht nur in einem Einzelfall eine Provision schuldig geblieben. Der verwendete
Plural Iasst fir den Leser der Nachricht eine Interpretation dahin zu, dass eine Viel
zahl von Provisionen noch nicht bezahlt wurden, dass mithin die Klagerin in groliem
Umfang ihre Schulden nicht begleiche. Es liegt auf der Hand, dass eine solche In-
formation geeignet ist, Reisebilros, welche die Nachricht in dem Kommunikations-
forum lesen, von der Vermittlung von Reisen fir die Klagerin abzuhalten, weil sie um
ihre Provisionen furchten werden.

dd) Die streitgegenstandliche AuRerung ist auch i.S. des § 14 Abs. 1 UWG ,be-
hauptet* worden. Vorliegend ist unerheblich, dass die Behauptung nicht im allgemein
zuganglichen Internet, sondern in einem passwortgeschitzten Kommunikationsforum
aufgestellt wurde. FUr einen Unterlassungsanspruch gemal § 14 Abs. 1 UWG ist
ausreichend, dass die AuRerung gegeniiber einem Dritten, d.h. einer anderen Per-
son als dem Verletzten erfolgt ist (Kohler/Piper, UWG, 2. Aufl. 2001, § 14 Rn. 7). Es
ist jedoch unstreitig, dass neben den Beklagten auch noch andere Personen Zugang
zu der streitgegenstandlichen Nachricht hatten. Der Dritte braucht im Ubrigen von
der Behauptung keine Kenntnis erlangt oder ihr gar Glauben geschenkt zu haben; es
muss ihm lediglich die Moglichkeit verschafft worden sein, vom Inhalt der Behaup-
tung Kenntnis zu nehmen (Kohler/Piper, UWG, 2. Aufl. 2001, § 14 Rn. 7). Vorliegend
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ergibt sich aus der Anlage K 12 sogar, dass zu der Nachricht ,Insolvenzantrag gegen
a.~-xxxx‘ vom 08.04.2002 bis zum 10.04.2002 ,3 Antworten“ eingegangen waren,
das urspringliche Schreiben mithin jedenfalls von einer Person im Forum gelesen
worden sein muss.

ee) Zu Unrecht machen die Beklagten geltend, die streitgegenstandliche AuRe-
rung sei durch die Meinungsfreiheit gedeckt. Vorliegend geht es um das Verbot einer
unwahren Tatsachenbehauptung. Es entspricht jedoch der standigen Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts, dass bewusst oder erwiesen unwahre Tat-
sachenbehauptungen nicht vom Schutz der Meinungsfreiheit i.S. des Art. 5 Abs. 1
GG umfasst sind (vgl. nur BVerfGNJW 94, 1779 m.w.N.).

ff) Die Beklagten sind auch Schuldner des Unterlassungsanspruchs.

Es ist unerheblich, ob das Schreiben vom 08.04.2002 von den Beklagten personlich
oder aber der damaligen Mitarbeiterin der Beklagten Frau P. Ze.-xxxxx in das In-
ternet-Kommunikationsforum gestellt wurde.

Die Beklagte zu 1) haftet als Inhaberin des Geschéatftsbetriebs ,T.-xooxx Tours®
gemal § 13 Abs. 4 UWG auch fur Zuwiderhandlungen ihrer Angestellten.

Der Beklagte zu 2) ist als Inhaber der E-Mail-Adresse beim Kommunikationsforum
verantwortlich.

Fir eine wettbewerbsrechtliche Haftung als Verletzer ist erforderlich aber auch aus-
reichend, dass der Inanspruchgenommene willentlich und adaquat kausal mitgewirkt
hat, um einen wettbewerbswidrigen Zustand zu schaffen oder aufrechtzuerhalten. Es
haftet also auch derjenige, der die Wettbewerbsbeeintrachtigung in Auftrag gegeben
hat oder der das eigenverantwortliche Handeln eines Dritten ausnutzt oder unter-
stutzt, obwonhl er ersichtlich in der Lage ist, es zu verhindern (Kéhler/Piper, UWG, 2.
Aufl. 2001, Vor § 13 Rn. 66 m.w.N.). Jedenfalls letzteres ist hier gegeben. Es bedarf
keiner naheren Darlegungen, dass der Beklagte zu 2) als Inhaber der E-Mail
Adresse, welche eine Teilnahme am Kommunikationsforum ermdglichte, rechtlich
und tatséchlich in der Lage war, AuRerungen der Angestellten Ze.-xxxxx in diesem
Internetforum zu verhindern. Der Beklagte zu 2) hat sich weiter die streitgegen-
standliche AuRerung noch am 08.04.2002 sogar zu eigen gemacht, jedenfalls aber
ihre Aufrechterhaltung geduldet. Die Klagerin hat unwidersprochen vorgetragen, ihr
Geschaftsfuhrer habe unmittelbar nach Erhalt des Telefax den Beklagten zu 2) hin-
sichtlich des Textes zur Rede gestellt, wobei dieser den Text inhaltlich gerechtfertigt
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habe. Der Beklagte hat auch nicht hinreichend konkret vorgetragen, sogleich nach
dem Anruf flr eine Entfernung des Schreiben aus dem Internetforum Sorge getragen
zu haben. Vielmehr hat er durch handschriftiche Anderungen auf der von der Kl&-
gerin vorbereiteten Unterlassungserklarung und deren Ricksendung am 09.04.2002
verdeutlicht, dass er die streitgegensténdliche AuRerung aufrechterhalten wolle.

Der Vortrag des Beklagten zu 2), er sei weder Angestellter noch Inhaber der Fa. T.-
xxxx Tours, andert an seiner wettbewerbsrechtlichen Verantwortung nichts. Der
Beklagte hat den Vortrag der Klagerin, der Beklagte zu 2) habe sich auf dem zurtick-
gesandten Agenturfragebogen als Geschaftsfihrer bzw. Inhaber von T.-xxxx Tours
bezeichnet, nicht bestritten. Weiter hat er den Vortrag der Klagerin nicht bestritten, er
habe sich beim Telefonat vom 08.04.2002 als Geschaftsfuhrer von 144 Reiseburos
bezeichnet. Der Vortrag der Klagerin findet im Ubrigen eine Stiitze in der von den
Beklagten selbst mit Schriftsatz vom 15. Mai 2003 eingereichten Anlage, wo in einem
Forumsbeitrag von der ,La.-xx-Gruppe“ die Rede ist.

Vor diesem Hintergrund hatte der Beklagte umfassend und konkret vortragen
milssen, dass er trotz der dargelegten Umstande nicht in der Lage war, die streitge-
genstandlichen AuRerungen zu verhindern bzw. dass er diese weder ausgenutzt
noch unterstitzt hat.

ag) Zu Unrecht wendet der Beklagte zu 2) gegen den Unterlassungsanspruch
schliefdlich ein, er sei nicht ordnungsgemals abgemahnt worden. Eine vorherige Ab-
mahnung ist fir de Zulassigkeit oder Begrindetheit der klageweisen Geltendma-
chung eines wettbewerbsrechtlichen Unterlassungsanspruchs nicht erforderlich.

b) Der Klagerin steht weiter der in der Berufungsverhandlung beantragte Un-
terlassungsanspruch im Hinblick auf die konkreten Verletzungsform des Schreibens
vom 08.04.2002 gemal’ Anlage K 5 zu.

aa) Der Antrag ist zulassig. Die Voraussetzungen einer zuldssigen Klageande-
rung geman §§ 264 Nr. 2, 525, 533, 529 Abs. 1 Nr. 1 ZPO liegen vor.

bb) Der Antrag ist gemaf § 14 Abs. 1 UWG auch begrundet.
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Dem streitgegenstandlichen Schreiben lasst sich aus der Uberschrift ,/Jnsolvenzan-
trag gegen a.-xxxxx“ in Verbindung mit den Satzen ,Wenn ja, wiirden Sie sich un-
serem Insolvenzantrag anschlieRen, damit wir retten, was zu retten ist. Selbst wenn
es nur um einige Euros geht?“ als jedenfalls moglichen und naheliegenden Erkla-
rungsinhalt entnehmen, die Beklagten bzw. T.-xxxx Tours héatten bereits einen Inso-
Ivenzantrag zu Lasten der Klagerin gestellt und suchten durch das Schreiben weitere
Auftraggeber der Klagerin, die sich diesem bereits gestellten Insolvenzantrag an-
schlieken wirden. Der Umstand, ob die Beklagten einen Insolvenzantrag gestellt
haben oder nicht, ist dem Beweis zuganglich und damit eine Tatsache gemaR § 14
Abs. 1 UWG. Da die Beklagten unstreitig keinen entsprechenden Antrag gestellt
haben, ist diese Tatsache auch nicht erweislich wahr im Sinne dieser Vorschrift.
Ferner ist die Behauptung der Stellung eines Insolvenzantrages geeignet, den Be-
trieb des Geschafts der Klagerin zu schadigen. Es ist konkret zu besorgen, dass
etwa ein Reiseblro, welches der streitgegenstandliche Aussage entnimmt, die Be-
klagten Uberlegten nicht nur die Stellung eines Insolvenzantrags, sondern hatten auf-
grund der ihnen zur Frage der Zahlungsfahigkeit der Klagerin bekannten Umstande
einen solchen Antrag bereits gestellt, erhebliche Zweifel an der Zahlungsfahigkeit he-
gen. Dies wiederum birgt die Gefahr, dass der Klagerin durch diese Reiseblros aus
Furcht um deren Fahigkeit zur Provisionszahlung keine Reisen vermittelt werden.
Wie bereits dargelegt, kdnnen sich die Beklagten im Hinblick auf die hier in Rede
stehende unrichtige Tatsachenbehauptung auch nicht auf die Meinungsfreiheit ge-
maf Art. 5 Abs. 1 GG berufen. Dass die Beklagten Schuldner eines Unterlassungs-
anspruchs sind, die AuRerungen aus dem Internetschreiben vom 08.04.2002 be-
treffen, wurde ebenfalls bereits ausgefuhrt.

c) Dagegen steht der Klagerin im Hinblick auf die konkrete Verletzungsform
des Internetschreibens vom 10.04.2002 (Anlage K 12/K13) kein Unterlassungsan-
spruch zu.

aa) Ein solcher Anspruch ergibt sich nicht aus § 14 UWG.

Bei der Behauptung, entweder seien die Beklagten die einzigen Kunden der Klagerin
oder andere Reiseblros wirden immer noch auf ihre Provision warten, handelt es
sich nicht um eine fur die Anwendung des § 14 Abs. 1 UWG erforderliche Tat-
sachenbehauptung.
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Jede beanstandete AuRerung ist in dem Gesamtzusammenhang zu beurteilen, in
dem sie gefallen ist. Sie darf nicht aus dem sie betreffenden Kontext herausgelost
einer rein isolierten Betrachtung zugefiihrt werden. Ob eine AuRerung als Tatsa
chenbehauptung einzustufen ist, hangt entscheidend davon ab, ob die Aussage
einer Uberpriifung auf ihre Richtigkeit mit den Mitteln des Beweises zuganglich ist.
Dabei kann sich auch eine AuRerung, die auf Werturteilen beruht, als Tatsachenbe-
hauptung erweisen, wenn und soweit bei dem Adressaten zugleich die Vorstellung
von konkreten, in die Wertung eingekleideten Vorgangen hervorgerufen wird. Sofern
jedoch eine AuBerung, in der sich Tatsachen und Meinungen vermengen, in ent-
scheidender Weise durch die Elemente der Stellungnahme, des DaflUrhaltens oder
Meinens gepragt ist, wird sie als Werturteil und Meinungsaulierung anzusehen sein
(vgl. zum Ganzen BVerfG NJW 94, 2614, 2615).

So liegt es hier. In dem Internetschreiben vom 10.04.2002 teilen die Beklagten dem
Leser in zutreffender und von der Klagerin auch nicht beanstandeten Weise den
Erhalt des am 08.04.2002 ausgestellten Schecks der Klagerin und seine Vorge-
schichte, namlich die von der Klagerin behauptete vorangegangenen Ubersendung
eines am 02.04.2002 ausgestellten Schecks sowie die Nummern beider Schecks
mit. Ankndpfend an diese - wahre - Tatsachenbasis, ziehen die Beklagten sodann
mit dem ,Entweder“-Satz erkennbar einen eigenen Schluss, namlich, dass entweder
sie die einzigen Kunden bei der Klagerin seien oder andere Reiseblros immer noch
auf ihre Provisionen warten wirden. Durch die vorherige Mitteilung der Tatsachen-
basis fur diese Schlussfolgerung wird der Leser der Nachricht in die Lage versetzt,
die Schlussfolgerung der Beklagten als solche zu erkennen, zu Gberprifen und diese
als ,richtig“ oder ggf. mit den vom Landgericht angestellten Erwdgungen, wonach
Zahlungen nicht nur per Scheck und nicht nur Gber ein bestimmtes Konto bewirkt
werden koénnen, als ,falsch® zu bewerten. Die Wertungskategorien ,richtig und
Jalsch® sind jedoch typischerweise solche, die auf Werturteile und Meinungsaul3e-
rungen angewendet werden (Palandt-Thomas, BGB, 61. Aufl. 2002, § 824 . 2
m.w.N.).

bb) Ein Unterlassungsanspruch ergibt sich auch nicht aus § 1 UWG.

Zwar sind verletzende AuRerungen Uber die Person oder das Unternehmen eines
Mitbewerbers nicht schon deshalb zulassig, weil sie wahr sind oder blofie Werturteile
darstellen. Sie kdnnen vielmehr unter dem Gesichtspunkt der Rufschadigung gegen
§ 1 UWG verstolRen (Kohler/Piper, UWG, 2. Aufl. 2001, § 1 Rn. 359). Allerdings sind
rufschadigende AuRerungen (iber einen Dritten nicht von vornherein rechtswidrig.
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Vielmehr ist das Grundrecht der Meinungsfreiheit gemaf Art. 5 Abs. 1 GG und das
Aufkldrungsinteresse des Adressaten bzw. der Offentlichkeit zu beriicksichtigen.
Zwar gelten fir AuRerungen, die zu Wettbewerbszwecken getan und bei denen die
Meinungsfreiheit und das Informationsinteresse der Allgemeinheit lediglich als Mittel
zur Forderung privater Wirtschaftsinteressen eingesetzt werden, strengere Anforde-
rungen. Denn zu den (ihrerseits verfassungskonform auszulegenden) Schranken der
Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 2 GG) gehort auch § 1 UWG. Allerdings ist § 1 UWG
als einfachrechtliche Vorschrift wiederum im Lichte der Bedeutung des Grundrechts
auszulegen und so in ihrer das Grundrecht beschrankenden Wirkung wieder selbst
einzuschranken. Dem ist bei der Abwagung der Rechtsgiter und Interessen der Be-
teiligten und der Allgemeinheit unter BerUcksichtigung des Grundsatzes der Ver-
haltnismaRigkeit Rechnung zu tragen. Erforderlich ist stets eine Gesamtwurdigung
aller Umstande. Dabei ist auch das (rechtswidrige) Vorverhalten des durch die Kritik
Verletzten und das Bestehen einer Nachahmungsgefahr einerseits und der Grad des
Informationsinteresses Dritter und der Offentlichkeit sowie die Auswirkungen der Kri-
tik andererseits zu berlcksichtigen (vgl. nur Kohler/Piper, UWG, 2. Aufl. 2001, § 1
Rn. 361 m.w.N.). Erforderlich ist schlieRlich, dass die angegriffene AuRerung nach
den Gegebenheiten des Einzelfalls so schwerwiegend ist, dass sie eine hinreichende
Gefahrdung des Leistungswettbewerbs als das materielle Schutzgut des § 1 UWG
darstellt (BVerfG GRUR 2001, 1058, 1060 — Therapeutische Aquivalenz).

Bei Anwendung dieser Grundsatze vermag der Senat eine gegen die guten Sitten
verstolende Handlung im Sinne des § 1 UWG nicht erkennen. Zwar kann man, wie
es die Klagerin geltend macht, dem Schreiben vom 10.04.2002 insgesamt entneh-
men, dass die Beklagten der Klagerin vorwirft, die Provisionsforderung der Beklagten
zu 1) nicht rechtzeitig beglichen zu haben und erst auf den Druck eines Insol-
venzantrags bzw. der Androhung eines solchen reagiert zu haben. Ein solcher Vor-
wurf ist auch geeignet, die Klagerin bei anderen Reisebiiros in ein schlechtes Licht
zu ricken. Im Rahmen der Gesamtwurdigung aller Umstande ist jedoch zu berlck-
sichtigen, dass das Verhalten der Klagerin einen gewissen Anlass gab, von einer
nicht rechtzeitigen Erflllung der Provisionsforderung der Beklagten auszugehen. Be-
reits nach dem eigenen Vortrag der Klagerin ist die von der Beklagten vermittelte
Reise von den Kunden H.-xxxx ,kurz vor Reiseantritt nach Erhalt der Unterlagen,
mithin Anfang Marz 2002“ bezahlt worden. Selbst wenn an dieser Darlegung insoweit
Zweifel bestehen, weil nach dem Rechnungsformular der Klagerin (Anlage K 2) die
Zahlung bereits zum 12.02.2002 fallig war und ein Unterlagenversand erst ,nach
Restzahlung“ erfolgen sollte, also gewisse Anhaltspunkte dafur bestehen, dass eine
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Zahlung, wie von den Beklagten behauptet, tatsachlich bereits Mitte Februar 2002
erfolgte, hatte die Klagerin die Provision jedenfalls Anfang Marz 2002 an die Be-
klagten bezahlen mussen. Denn gemall § 7.1 des Agenturvertrages K 1 ist die
Provision mit der Bezahlung des Reisepreises fallig. Eine Schecklbersendung am
02.04.2002, wie von der Klagerin als friiheste Erfillungshandlung behauptet, ware
damit bereits erheblich verspatet gewesen. Dies qilt erst recht flr die dann unstreitig
tatsachlich erfolgte Scheckibersendung vom 08.04.2002.

Weiter ist zu beachten, dass die streitgegenstindlichen AuRerungen im Rahmen
eines InternetKommunikationsforums vorgenommen wurden, welches unstreitig
dem Austausch von Informationen und Meinungen zwischen Reiseblros und Reise-
veranstaltern dient und das damit in besonderem Male durch das Grundrechts aus
Art. 5 Abs. 1 GG geschitzt ist.

Demgegentber enthalt das Schreiben vom 10.04.2002 keine UbermaRigen Schma-
hungen oder sonst besonders nachdrticklich vorgetragene Vorwilrfe gegen die Kla-
gerin, sondern ermdglicht durch die zutreffende Darlegung des Sachverhaltes dem
Leser, die Schlussfolgerung bzw. ,Empfehlung® der Beklagten nachzuvollziehen und
selbst zu bewerten. Die rufbeeintrachtigenden Elemente des Internetschreibens wie-
gen deshalb jedenfalls unter Berlcksichtigung der vorstehend gewurdigten Gesichts-
punkte des vorliegenden Falles insgesamt nicht schwer genug, um von einer die Ein-
schrankung der Meinungsfreiheit rechtfertigenden hinreichenden Gefahrdung des
Leistungswettbewerbs auszugehen.

2. Der Klagerin steht im Umfang der dargelegten Unterlassungsanspriiche
auch ein Anspruch auf Schadensersatz gemaR § 14 Abs. 1 Satz 1 UWG zu, dessen
Feststellung geman § 256 Abs. 1 ZPO zulassig ist. Weiter besteht im ausgeurteilten
Umfang gemaR § 242 BGB zur Vorbereitung der Bezifferung des Schadensersatz-
anspruchs ein Auskunftsanspruch. Auf die zutreffenden Darlegungen des landge-
richtlichen Urteils wird Bezug genommen.

3. Die Nebenentscheidungen beruhen auf den §§ 92, 97, 708 Nr. 10, 711, 543
Abs. 2 ZPO. Die Revision ist nicht zuzulassen. Die Rechtssache geht, wie die vor-
stehenden AusfUhrungen zeigen, Uber die Anwendung gesicherter Rechtspre-
chungsgrundsatze auf den vorliegenden Sachverhalt nicht hinaus. Die Rechtssache
hat keine grundsatzliche Bedeutung, die Zulassung der Revision ist weder zur Fort-
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bildung des Rechts noch zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung erforder-
lich.

Gartner v. Franqué Dr. Loffler
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HANSEATISCHES OBERLANDESGERICHT

URTEIL
IM NAMEN DES VOLKES

3 U 211/02 .
312 0 366/02 In dem Rechtsstreit
Verkiindet am: A GmbH,
3. Juli 2003 vertreten durch,
Freese
Justizangestellte Klagerin
als Urkundsbeamtin '
der Geschéftsstelle. Berufungsbeklagte,
Prozessbevollmachtigte:
gegen
1. H,
2. A
Beklagte,

Beklagter zu 2) Berufungsklager,

Dr.L5./Du. Prozessbevollmachtigte: Rechtsanwalte

hat das Hanseatische Oberlandesgericht Hamburg, 3. Zivilsenat, durch die Richter
Gartner, v. Franqué, Dr. Loffler

nach der am 12. Juni 2003 geschlossenen mundlichen Verhandlung fur Recht erkannt:

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Landgerichts Hamburg,
Zivilkammer 12, vom 12. November 2002 (312 O 366/02) abgeandert und zur
Klarstellung insgesamt wie folgt neu gefasst:

l. Die Beklagten werden verurteilt, es bei Vermeidung der vom
Landgericht angedrohten Ordnungsmittel zu unterlassen,

a) im geschéftlichen Verkehr zum Zwecke des Wettbewerbs die
Behauptung aufzustellen undloder aufstellen zu lassen, zu verbreiten
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und/oder verbreiten zu lassen, die Kldgerin schulde der Beklagten zu
1) Provisionen.

b)  Dritten gegeniiber im geschéftlichen Verkehr zum Zwecke des
Wettbewerbs folgendes zu behaupten undl/oder behaupten zu lassen
undloder zu verbreiten undloder verbreiten zu lassen:

minsolvenzantrag gegen a.-xxxxx

Guten Tag,

der Hamburger Veranstalter a.-xxxxx schuldet uns Provisionen.
Schuldet a.-xxxxx lhnen auch Provisionen?

Wenn ja, wurden Sie sich unserem Insolvenzantrag anschliel3en,
damit wir retten, was zu retten ist. Selbst wenn es nur um einige
Euros geht?”

1. Die Beklagten werden verurteilt Auskunft dartber zu
erteilen, bis zu welchem Zeitpunkt die Behauptungen geméan Ziffer |.
im Internet auf der Homepage www.kn.-xxxxx.de verbreitet wurden,
wie viele potentielle Nutzer es fiir die Homepage gibt und in welchem
Umfang auf die Homepage Zugriffe in dem Zeitpunkt von der
Einstellung der Behauptungen in die Homepage bis zu deren
Entfernung erfolgt sind, des weiteren Auskunft dariiber zu erteilen,
wem gegentiber die Behauptungen gemdl3 Ziffer . aullerhalb der
Homepage www.kn.-xxxxx.de aufgestellt wurden.

1. Es wird festgestellt, dass die Beklagten wie Gesamt-
schuldner verpflichtet sind, der Kldgerin alle Schdden zu ersetzen, die
dieser durch die in Ziffer |. beschriebenen Handlungen bisher
entstanden sind und/oder noch entstehen werden.

V. Im (brigen wird die Klage abgewiesen.

Im Gbrigen wird die Berufung der Beklagten zurlickgewiesen.

Von den Kosten des Rechtsstreits in beiden Instanzen tragen die Klagerin
40 % und die Beklagten wie Gesamtschuldner 60 %.

Das Urteil ist vorlaufig vollstreckbar.

Die Beklagten kdnnen die Zwangsvollstreckung durch eine Sicherheitsleis-
tung von € 35.000,- abwenden, wenn nicht die Klagerin vor der Vol
streckung Sicherheit in gleicher Hohe leistet.

Die Klagerin kann die Zwangsvollstreckung durch eine Sicherheitsleistung
von € 2.900,- abwenden, wenn nicht die Beklagten vor der Vollstreckung
Sicherheit in gleicher Hohe leisten.
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Die Revision wird nicht zugelassen.

und beschlossen:

Der Streitwert wird auch fur das Berufungsverfahren auf € 50.000
(Unterlassungsantrag zu |.: € 40.000; Antrage zu Il. und lll. betreffend
Auskunft und Schadensersatzfeststellung je € 5.000) festgesetzt.
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Griinde:

Die Klagerin wendet sich mit der Klage gegen angeblich geschéftsschadigende AuRe-
rungen der Beklagten, die in einem Internet-Kommunikationsforum getatigt wurden.

Die Klagerin ist seit Anfang 2002 als Reiseveranstalterin tatig. Vor Aufnahme ihres
Geschéftsbetriebes, namlich im Dezember 2001, Ubersandte die Klagerin an Reisebu-
ros, unter anderem auch an das Reisebiro ,T.-xxxx Tours“ in W., einen
Agenturfragebogen. Dieser wurde am 24.12.2001 von ,T.-xxxx Tours®, deren Inhaberin
die Beklagte zu 1) ist, zuriickgesandt. Der Fragebogen war von dem Beklagten zu 2)
unterzeichnet. Dieser war dort als Geschéaftsfuhrer bzw. Inhaber von ,T.-xxxx Tours*
bezeichnet.

Am 16.02.2002 schloss die Klagerin mit ,T.-xxxx Tours“ den aus der Anlage K 1 er-
sichtlichen Agenturvertrag, in dem die Klagerin ,I.-xxxx Tours® als Agentur mit der
Vermittlung von Reiseleistungen beauftragte. Fur ,T.-xxxx Tours® unterschrieb der Be-
klagte zu 2) mit dem Zusatz ,j.a.“

In § 7 des Vertrages heilt es unter der Uberschrift ,Provisionsregelung®:

»7-1 Die Agentur hat fiir alle wéhrend der Laufzeit dieses Vertrages fiir den Ver-
anstalter vermittelten und zustande gekommenen Buchungen und durchgefiihr-
ten Reisen Anspruch auf Provision. Die Hbhe der Provision wird durch die jeweils
vereinbarte Provisionsliste festgelegt .... Die Provision ist mit der Bezahlung des
Reisepreises féllig.“

Anfang Februar 2002 buchte ,T.-xxxx Tours® fur die Kunden H.-xxxx bei der
Klagerin eine Reise fur die Zeit vom 05.03.2002 — 22.03.2002 nach Bangkok und
Dubai zu einem Preis von insgesamt € 2.502,00,-. Unter dem 06.02.2002 Uber-
sandte die Klagerin der Kundin H.-xxxx eine Rechnung Uber den Reisepreis
(Anlage K 2). Als Falligkeitsdatum wurde der 12.02.2002 angegeben. Weiter
heif3t es am Ende der Rechnung:

,Der Unterlagenversand erfolgt nach Restzahlung.*”

Zwischen den Parteien ist streitig, ob die Kunden die Rechnung gegenuber der
Klagerin bereits am 15.02.2002 (so die Behauptung der Beklagten) oder erst kurz
vor Reiseantritt Anfang Marz 2002 bezahlten (so der Vortrag der Klagerin). Wei-
ter ist zwischen den Parteien streitig, ob die Klagerin ,I.-xxxx Tours® zwecks
Vergutung der Vermittlungsleistung H.-xxxx mit Schreiben vom 02.04.2002

Internet-Zeitschrift fir Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de


Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de - Internet-Zeitschrift fuer Rechtsinformatik und Informationsrecht (Download am: 20.05.2024)

Internet-Zeitschrift fir Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

(Anlage K 3) einen aus der Anlage K 4 ersichtlichen Scheck tber € 348,28,-
Ubersandte und diesen spéater wieder sperren lie}, nachdem Zweifel am Zugang
des Schecks entstanden waren.

Mit Ausnahme der Reise H.-xxxx vermittelte das Reiseblro ,T.-xxxx Tours" bzw.
die Beklagten keine weiteren Reisen flr die Klagerin; Gber de Forderung aus
dieser Reise hinaus bestanden keine weiteren Provisionsforderungen des
Reiseblros bzw. der Beklagten gegen die Klagerin.

Am 08.04.2002 erhielt die Klagerin von einem nicht bekannten Absender ein
Telefax, welches den Ausdruck einer Internetseite enthielt. Die Seite bildete ein
.Kooperation Forum“ mit der Adresse ,www.kn.-xxxxxx.de“ ab. Dabei handelt es
sich um eine Seite fiir Reisevermittler und Reiseveranstalter, in der nach Eingabe
eines Passwortes Informationen verbreitet und bezogen werden kénnen. Dem
per Telefax Ubermittelten Ausdruck der Seite lasst sich eingangs die Information
LUser: G. La.-xxxxx/Letzte Login: 08.04.2002, 11:49“ entnehmen. Weiter findet
sich dort unter der durch Fettdruck hervorgehobenen Uberschrift ,/nsol-
venzantrag gegen a.-xxxxx“ der folgende Eintrag:

sInsolvenzantrag gegen a.-xxxxx-08.04.2002, 12:10

Guten Tag,

der Hamburger Veranstalter a.-xxxxx schuldet uns Provisionen. Schuldet a.-
xxxxx lhnen auch Provisionen?

Wenn ja, wirden Sie sich unserem Insolvenzantrag anschlie3en, damit wir
retten, was zu retten ist. Selbst wenn es nur um einige Euros geht?

P. Ze.-xxxxx

T.-xxxx Tours

(Strasse, Ort, Telefon)

T.-xxxx@yyyreisen.de

G. La.-xxxxx A.
Unter der Nachricht war ein vorbereitetes Feld fir eine Antwortnachricht eingefiigt.
Als Empfanger der Antwort war dort der Beklagte zu 2) vorgesehen. Auf die Anlage

K 5 wird hinsichtlich der weiteren Einzelheiten Bezug genommen.

Unmittelbar nach Erhalt des Telefaxes rief der stellvertretende Geschéftsfuhrer der
Klagerin unter der in der Nachricht angegebenen Telefonnummer an und erreichte
dort den Beklagten zu 2). Der Beklagte zu 2) duRRerte sich dahingehend, dass Provi-
sionen nicht bezahlt worden seien und die Buchung der Reise bei der Klagerin ein
Testballon gewesen sei. FUr ihn stehe fest, dass dieser ,Turkenverein® fast pleite sei.
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Er sei Geschaftsfihrer von 144 Reiseblros, die er alle davon in Kenntnis gesetzt
habe. Einen Scheck habe er nicht erhalten.

Am selben Tag (08.04.2002) stellte die Klagerin den aus der Anlage B 1 ersichtlichen
Scheck Uber 348,28 Euro aus und Ubersandte ihn dem Reisebiiro der Beklagten.
Dort kam er spatestens am 10.04.2002 an.

Ebenfalls noch am 08.04.2002 mahnte die Kldgerin den Beklagten zu 2) unter der
Betreffzeile ,a.-xxxxx travel GmbH ./. A, G. La.-xxxxx (T.-xxxx Tours)“ wie aus der
Anlage K 6 ersichtlich ab. Der Beklagte zu 2) sandte die vorbereitete Unter-
lassungserklarung von ihm unterschrieben mit aus der Anlage K 7 ersichtlichen
handschriftlichen Anderungen am Folgetag zuriick. So setzte der Beklagte zu 2) das
Wort ,nicht vor ,zu unterlassen®, die Randbemerkung ,bleibt bestehen neben die
Umschreibung der angegriffenen AuRerung sowie die Anmerkung ,Beweisen Sie das
Gegenteil® zum Text hinzu, in dem auf den erweckten Eindruck der Zahlungsunfa-
higkeit hingewiesen wird. Weiterhin wies eine Anmerkung darauf hin, dass der Be-
klagte zu 2) nicht Inhaber der ,T.-xxxx Tours“ sei. Nach einer Handelsregisteran-
frage, die als Geschaftsinhaberin der ,T.-xxxx Tours“ die Beklagte zu 1) ergab,
mahnte die Klagerin unter dem 09.04.2002 nunmehr die ,Firma T.-xxxx Tours
Europe e.K.“ ab (Anlage K 8). Die vorbereitete Unterlassungsverpflichtungserklarung
wurde ohne Unterschrift mit dem handschriftlichen Vermerk ,NEIN“ und ,Klagen Sie!*
an die Klagerin zurlickgesandt (Anlage K 8).

Am 10.04.2002 wurde auf der Internetseite ,Kooperation Forum® unter der wiederum
durch Fettdruck hervorgehobenen Uberschrift ,Insolvenzantrag gegen a.-xxxxx“ fol-
gender Eintrag ins Netz gestellt (Anlage K 13):

»RE Insolvenzantrag gegen a.-xxxxx-10.04.2002, 11:05

Guten Tag,

heute erhielten wir einen auf den 08.04.02 datierten Provisionsscheck von a.-
xxxxx. Der Scheckzusendung gingen massive Telefongesprdche beider Seiten
voraus. A.-xxxxx hat nun per Kopie den Nachweis versucht, dass mit Datum
von 02.04.02 bereits ein Provisionsscheck ausgestellt worden sei. Interessant
finden wir, dass der vom 02.04.02 ausgestellte Provisionsscheck, der uns nicht
erreichte, die Endnummer 330 hat. Der am 08.04.02 ausgestellte
Provisionsscheck hat die Endnummer 331. Entweder sind wir die einzigen
Kunden bei a.-xxxxx gewesen oder andere Reisebliros warten immer noch auf
ihre Provision.

Empfehlung: Am schnellsten kommt man an ausstehende Provisionen, wenn
man gegen den jeweiligen Schuldner einen Insolvenzantrag stellt. Oder eine
Insolvenzantragsdrohung
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P. Ze.-xxxxx
G. La.-xxxxxA.

Das Landgericht erlie3 im vorangegangenen Verfugungsverfahren (312 O 200/02)
am 17. April 2002 eine einstweiligen Verfigung, mit der den Beklagten verboten wur-
de, die Behauptung aufzustellen oder aufstellen zu lassen, zu verbreiten und/oder
verbreiten zu lassen,
a) die Antragstellerin schulde der Antragsgegnerin zu 1) Provision-
en;

b) die Antragstellerin sei méglicherweise insolvent,

Auf den Widerspruch der Beklagten bestatigte das Landgericht die einstweilige Ver-
figung mit Urteil vom 4. Juni 2002. Auf die Akte des Landgerichts Hamburg (312 O
200/02), die zum Gegenstand der Verhandlung gemacht wurde, wird Bezug ge-
nommen. Dem Verlangen der Kl&gerin nach Abgabe einer Abschlusserklarung ka-
men die Beklagten nicht nach.

Die Kl&gerin hat geltend gemacht:

Die angegriffenen AuBerungen seien unwahr und geschéftsschadigend. Sie, die Kl&-
gerin, arbeite mit einer Vielzahl von Reisebiros zusammen und komme ihren ver-
traglichen Verpflichtungen diesen Geschéftspartnern gegentber vollen Umfangs
nach. Die streitgegenstandlichen Behauptungen seien geeignet, sie bei ihren Ge-
schéaftspartnern zu diskreditieren.

Die Klagerin hat beantragt,

1. den Beklagten bei Vermeidung der gesetzlichen Ordnungsmittel
Zu verbieten,

die Behauptung aufzustellen oder aufstellen zu lassen, zu ver-
breiten und/oder verbreiten zu lassen,

a) die Klagerin schulde der Beklagten zu 1) Provisionen;
b) die Kidgerin sei moglicherweise insolvent,
c) entweder sei die Beklagte zu 1) der einzige Kunde bei

der Kldgerin oder anderer Reisebliros warten noch immer
auf ihre Provision.
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2. Auskunft dariiber zu erteilen, bis zu welchem Zeitpunkt die Be-
hauptungen gemafR Ziffer 1 im Internet auf der Homepage
www.Kn.-xxxxx.de verbreitet wurden, wie viele potentielle Nutzer es
fur die Homepage gibt und in welchem Umfang auf die Homepage
Zugriffe in dem Zeitpunkt von der Einstellung der Behauptungen in
die Homepage bis zu deren Entfernung erfolgt sind, des weiteren
Auskunft darliber zu erteilen, wem gegeniber die Behauptungen
gemal Ziffer 1 aullerhalb der Homepage www.kn.-xxxxx.de
aufgestellt wurden.

3. Festzustellen, dass die Beklagten wie Gesamtschuldner ver-
pflichtet sind, der Klagerin alle Schaden zu ersetzen, die dieser
durch die in Ziffer 1 beschriebenen Handlungen bisher entstanden
sind und/oder noch entstehen werden.

Die Beklagten haben beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie haben geltend gemacht:

den am 08.04.2002 ausgestellten Provisions scheck habe sie erst am 10.04.2002 er-
halten. Bis zu diesem Zeitpunkt habe der Beklagte zu 2) die Klagerin mehrfach tele-
fonisch abgemahnt. Da trotzdem die Zahlung nicht eingegangen sei, héatten sie, die
Beklagten, angenommen, die Klagerin sei moglicherweise zahlungs unfahig.

Die angegriffenen Textmitteilungen habe nicht der Beklagte zu 2), sondern eine Mit-
arbeiterin der Beklagten zu 1), Frau P.Ze.-xxxxx, in das Kommunikationsforum
gestellt. Der Beklagte zu 2) sei lediglich Inhaber der E-Mail Adresse bei dem
Kommunikationsforum.

Die Beklagten hatten auch nicht das Ansehen der Klagerin durch die Behauptungen
im Kommunikationsforum schmalern wollen, um als Wettbewerber hieraus Vorteile
zu ziehen. Dass Kommunikationsforum diene hauptséchlich dem Erfahrungsaus-
tausch unter Reiseblirobetreibern und habe in erster Linie das Ziel, (ber Entwicklun-
gen auf dem Reisemarkt auf dem Laufenden zu halten, um bei Negativentwicklungen
rechtzeitig im Interesse der Kunden handeln zu kdnnen. Die Klagerin habe keinen
Anspruch darauf, dass Meinungséaufierungen im Kommunikationsforum unterblieben,
wenn sie durch ihr Verhalten selbst Anlass zu Spekulationen gegeben habe. Es sei
das Uberwiegende Recht der freien Meinungsaullerung der Beklagten zu beachten.
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Angesichts des Verhaltens der Klagerin und der Flaute in der Reisebranche hatten
die Beklagten zu Recht annehmen konnen, dass die Klagerin sich in finanziellen
Schwierigkeiten befinde. Gerade die Welle von Insolvenzen bei Reiseblros und Rei-
severanstaltern habe deutlich gemacht, dass solche Annahmen nicht unbegriindet
seien. Nach Kenntnis der Beklagten habe sich die Klagerin tatsachlich in Zahlungs-
schwierigkeiten befunden. So habe der Beklagte zu 2) Kenntnis davon gehabt, dass
die Geschéftsfiihrung oder ein Teil der Geschaftsfihrung der Klagerin zuvor fir die
Firma Wor.-xxx tatig gewesen sei, welche sich in der Insolvenz befunden habe.
Zudem seien von der Klagerin entgegen den sonstigen Gepflogenheiten schon lan-
ger keine wochentlichen Werbemails (sog. ,Flyer) mehr eingegangen. Die Klagerin
trage die Beweislast fUr ihre Zahlungsfahigkeit und fir die Frage, ob es sich bei den
Beklagten tatsachlich nicht um die einzigen Kunden der Klagerin gehandelt habe.
Die Beklagten hatten nach Falligkeit der Provisionsforderung bis zum Eingang des
Schecks jederzeit einen Insolvenzantrag gegen die Klagerin stellen kdnnen. Eine
nicht sofortige Weiterleitung der Provision nach Falligkeit erflille zudem den Tatbe-
stand der Untreue.

SchlieRlich sei zu bericksichtigen, dass der Zutritt zum Kommunikationsforum pass-
wortgeschutzt sei und die dortigen Inhalte daher nicht fir jedermann zuganglich
seien.

Einem Unterlassungsanspruch stehe weiter entgegen, dass der Beklagte zu 2) nicht
ordnungsgemanl abgemahnt worden sei. Zudem sei nach der erfolgten Zahlung
durch die Klagerin eine Wiederholungsgefahr nicht gegeben. Die Seite gemaly An-
lage K 5 sei zwischenzeitlich entfernt worden. Der Klagerin sei kein Schaden ent-
standen. Nach den Unterlagen der Beklagten sei die streitgegenstandliche Seite ge-
maf Anlage K 5 nur einmal aufgerufen worden. Zudem sei zu berlcksichtigen, dass
potentielle Kunden der Zutritt zum Kommunikationsforum nicht mdglich sei. Auch
hatten nur eine geringe Anzahl von Reisebliros die Méglichkeit, auf das Forum zuzu-
greifen.

Durch Urteil vom 12. November 2002 hat das Landgericht die Beklagten gemaf dem
Antrag der Klagerin verurteilt.

Gegen dieses Urteil, auf das Bezug genommen wird, wenden sich die Beklagten mit
der Berufung, die sie form- und fristgerecht eingelegt und begriindet haben.
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Die Beklagten wiederholen und vertiefen ihr erstinstanzliches Vorbringen. Ergénzend
tragen sie vor:

Jeder, der Zugriff auf das Kommunikationsforum habe, kdnne unter dem Pseudonym
des Beklagten zu 2) einen Text in das Kommunikationsforum einstellen. Die streit-
gegenstandlichen Texte seien von P. Ze-xxxxx eigenméachtig in das Forum gestellt
worden. Es treffe auch nicht zu, dass der Beklagte zu 2) sich die Behauptungen aus
dem Text im Kommunikationsforum durch die handschriftichen Zusatze in der
Unterlassungsverpflichtungserklarung zu eigen gemacht habe. Da der Beklagte zu 2)
weder Angestellter noch Inhaber der Fa. T.-xxxx Tours sei, kdnne eine solche Er-
klarung durch ihn gar nicht erfolgen.

Die Beklagten beantragen,

unter Abanderung des am 12.11.2002 verkiindeten und
am 18.11.2002 zugestellten Urteils des Landgerichts
Hamburg (Az.: 312 O 366/02) die Klage abzuweisen.

Die Kl&gerin beantragt,
die Berufung mit den MaRgaben zuriickzuweisen, dass

1. die beanstandeten AuRerungen im geschéft-
lichen Verkehr zum Zwecke des Wettbewerbs
nicht verbreiteten werden sollen;

2. der Antrag zu b) nur in der konkreten Ver-
letzungsform der vollstandigen Mitteilung aus
der Anlage K 5 und der Antrag zu c) nur in der
vollstandigen Beanstandungsform gemaR Anla-
ge K 13 verteidigt werden soll; die gleichen Ein-
schrankungen sollen fir die auf den Unter-
lassungsanspruch rickbezogenen Folgeantrage
gelten.
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Die Klagerin verteidigt das landgerichtliche Urteil und wiederholt und vertieft ihr erst
instanzliches Vorbringen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die angefoch-
tene Entscheidung, die von den Parteien zur Akte gereichten Schriftsatze nebst
Anlagen sowie auf den Inhalt der Beiakte Landgericht Hamburg 312 O 200/02 Bezug
genommen.

Die zulassige Berufung der Beklagten hat in der Sache teilweise Erfolg.

1. Der Unterlassungsantrag zu 1. a) ist in vollem Umfang begriindet. Dage-
gen ist der Unterlassungsantrag zu 1 b) nur in Form des in der Berufungsinstanz
erstmalig gestellten, auf die konkrete Verletzungsform bezogenen Antrags begrin-
det. Der Unterlassungsantrag zu 1 c) ist unbegriindet.

a) Die Klagerin kann Unterlassung der Behauptung verlangen, ,die Klagerin
schulde der Beklagten zu 1) Provisionen®. Der Unterlassungsanspruch ergibt sich
aus § 14 Abs. 1 Satz 2 UWG. Voraussetzung fur einen Unterlassungsanspruch nach
dieser Vorschrift ist, dass der Verletzer gemaR § 14 Abs. 1 Satz 1 UWG zu Zwecken
des Wettbewerbs lber das Erwerbsgeschaft eines anderen Tatsachen behauptet
oder verbreitet, die geeignet sind, den Betrieb des Geschafts oder den Kredit des
Inhabers zu schadigen, sofern die Tatsachen nicht erweislich wahr sind. Diese Vor-
aussetzungen sind hier erfillt.

aa) Die von der Klagerin angegriffenen Behauptungen erfolgten zu Zwecken
des Wettbewerbs. Von einem Handeln zu Zwecken des Wettbewerbs ist auszuge-
hen, wenn in objektiver Hinsicht ein Verhalten vorliegt, das geeignet ist, den Absatz
oder Bezug einer Person zum Nachteil einer anderen zu beglinstigen, und wenn in
subjektiver Hinsicht der Handelnde von einer das objektive Geschehen begleitenden
Absicht bestimmt ist, d.h. von der Absicht, den eigenen — oder einen fremden —
Wettbewerb zum Nachteil des Wettbewerbs des anderen zu fordern, sofern diese
Absicht nicht vdllig hinter sonstigen Beweggrinden zuricktritt. Nachteilig flr den
Wettbewerb des Betroffenen ist — auch ohne eine effektive Verletzung — bereits die
konkrete Gefahrdung seiner wettbewerblichen Interessen (Kohler/Piper, UWG, 2.
Aufl. 2001, Einf. Rn.210 m.w.N.).
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Die objektive Eignung zur Wettbewerbsforderung ergibt sich hier jedenfalls aus dem
Gesichtspunkt der Foérderung fremden Wettbewerbs. Die vorliegend relevanten
AuRerungen wurden in einem Internetforum gemacht, welches unter anderem von
Reiseblros frequentiert wird. lhre Kundenauftrage bekommt die Klagerin in ihrer
Eigenschaft als Reiseveranstalterin jedoch unter anderem von Reiseburos vermittelt.
Die angegriffene Behauptungen setzen sich, wie noch dargelegt werden wird, in ne-
gativer Weise mit den geschéftlichen Verhaltnissen der Klagerin auseinander und
sind deshalb geeignet zu bewirken, dass Reiseblros andere Reiseveranstalter bei
der Vermittlung von Reisen der Klagerin vorziehen. Ob die Beklagten darlber hinaus
auch die eigene wettbewerbliche Position fordern wollten, etwa durch eine Eigen-
darstellung als tatkraftiges Unternehmen, welches zum Wohle der gesamten
Branche gegen saumige Schuldner vorgeht, kann dahinstehen.

Auch eine Wettbewerbsabsicht liegt vor. Zwar wird eine solche Absicht bei Fallges-
taltungen, wo es um die Forderung fremden Wettbewerbs geht, nicht vermutet, son-
dern muss positiv festgestellt werden (Kohler/Piper, UWG, 2. Aufl. 2001, Einf Rn.
226). Dies gilt hier umso mehr, als die streitgegenstandliche AuRerung in einem
Internetforum aufgestellt wurde, welches dem Austausch von Erfahrungen und Mei-
nungen verschiedener Personen und Unternehmen dient. Dadurch gewinnt auch der
Umstand Gewicht, dass der Begriff des Handelns zu Zwecken des Wettbewerbs im
Lichte des Art. 5 GG auszulegen ist (Baumbach/Hefermehl, Wettbewerbsrecht, 22.
Aufl. 2001, Einl UWG Rn. 237 m.w.N.). Eine Wettbewerbsabsicht kann sich jedoch
aus dem Inhalt der AuRerung ergeben. AuRerdem ist das Bewusstsein des Han-
delnden, dass sein Tun den Wettbewerb beeinflusst oder fremden Wettbewerb for-
dert, daflr ein Beweisanzeichen (Kohler/Piper, UWG, 2. Aufl. 2001, § Rn.234).

Hier ist die Au[&erung im Kommunikations-Forum mit dem Ziel verbreitet worden,
andere Reiseblros vor Geschaftsbeziehungen mit der Klagerin zu warnen, also
letztlich Reiseblros von der Erteilung von Auftrdgen an die Klagerin abzuhalten. Dies
ergibt sich nicht nur aus dem Inhalt des Internetschreibens vom 08.04.2002 selbst,
sondern auch aus dem Vortrag der Beklagten, wonach das Kommunikationsforum in
erster Linie dem Ziel diene, Uber Entwicklungen auf dem Reisemarkt zu informieren,
um bei Negativentwicklungen rechtzeitig im Interesse der Kunden handeln zu
kénnen. Aus dem Vortrag der Beklagten, die Klagerin habe selbst durch ihr Ver-
halten Anlass zu entsprechenden Spekulationen Uber ihre Zahlungsfahigkeit gege-
ben, so dass man den Umstand, dass die Klagerin ihre Schulden nicht bezahle, der
Fachoffentlichkeit im Kommunikationsforum habe mitteilen ddrfen, ergibt sich, dass
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sie die eigenen Zweifel an der Zahlungsfahigkeit der Klagerin als eine entsprechend
mitteilungswirdige Negativentwicklung angesehen hat.

Dass es den Beklagten nicht nur bewusst war, sondern sie auch das Ziel verfolgt
haben, durch die Verdffentlichung der streitgegensténdlichen AuRerung andere Rei-
sebiros davon abzuhalten, der Klagerin Reisen zu vermitteln, ergibt sich weiter aus
dem Umstand, dass in der angegriffenen Behauptung trotz des Umstandes, dass die
Beklagte zu 1) unstreitig nur eine einzige, zudem der Hohe nach geringflgige Pro-
visionsforderung gegen die Klagerin hatte, von ,Provisionen® gesprochen wurde. Aus
dem der tatsachlichen Sachlage widersprechenden Gebrauch des Plurals, flr den
die Beklagten keinerlei rechtfertigenden Grund vorgetragen haben und der beim
Leser der Nachricht den unrichtigen Eindruck von ganz erheblichen Forderungsrick-
stinden erwecken konnte, ergibt sich, dass die AuRerung nicht allein zum Mei
nungsaustausch mit Reiseblros im Interesse der Kunden, sondern jedenfalls auch
mit dem Ziel erfolgt ist, der Klagerin Nachteile im Wettbewerb mit anderen Reise-
veranstaltern zuzufigen.

Damit liegt zugleich ein marktgerichtetes Handeln mit Auenwirkung vor, welches
Uber ein fur die Annahme einer Wettbewerbsabsicht nicht ausreichendes bloRes Hin-
wirken auf die Erfillung und Durchsetzung individueller vertraglicher Pflichten hin-
ausgeht (vgl. dazu Kohler/Piper, UWG, 2. Auifl. 2001, Einf Rn. 220).

bb) Gegenstand der streitbefangenen AuRerung war auch eine nicht erweislich
wahre Tatsache i.S. des § 14 Abs. 1 UWG. Tatsachen sind Vorgange oder Zustan-
de, deren Vorliegen oder Nichtvorliegen dem Wahrheitsbeweis zuganglich sind, wah-
rend im Gegensatz dazu Werturteile AuRerungen sind, die durch die Elemente der
Stellungnahme, des Dafiirhaltens oder Meinens gepragt sind. Fir die Anwendung
des § 14 UWG reicht es aus, wenn die Auf&erung Jm Kern“ eine Tatsachenbe-
hauptung enthalt. Dies wiederum beurteilt sich danach, ob das Werturteil einen sub-
stantiierten oder einen substanzarmen, d.h. unbestimmten, nicht naher konkretisier-
baren und daher der beweismaRigen Uberpriifung unzuganglichen Tatsachengehalt
aufweist (vgl. Kohler/Piper, UWG, 2. Aufl. 2001, § 14 Rn. 4 m.w.N.).

Die Behauptung, ,die Klagerin schulde der Beklagten zu 1) Provisionen®, ist nach
diesen Grundsatzen als (unrichtige) Tatsache i.S. des § 14 Abs. 1 UWG anzusehen.
Zwar enthalt die AuRerung in Bezug auf das Element des ,Schuldens* eine rechtliche
Wertung. Die AuRerung vermittelt jedoch beim Adressaten zugleich die Vorstellung
von konkreten Vorgangen, die den Abschluss eines Vertrages oder die Erbringung
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oder Nichterbringung der vertraglich geschuldeten Leistung darstellen und die einer
beweismaRigen Uberpriifung zuganglich sind. In der hier relevanten AuRerung steckt
insoweit konkret die Tatsachenbehauptung, die Beklagten hatten fir die Klagerin
mindestens zwei provisionspflichtige Leistungen erbracht, welche die Klagerin noch
nicht vergutet hat.

Diese tatsachliche Behauptung ist unstreitig unwahr. Es kann hier die zwischen den
Parteien umstrittene Frage dahinstehen, ob zum Zeitpunkt der AuRerung am
08.04.2002 bei den Beklagten ein bereits am 02.04.2002 ausgestellter Scheck der
Klagerin eingegangen und die Provisionszahlungspflicht der Klagerin wegen der Ver-
mittlung der Reise fur die Kunden H.-xxxx damit durch Erflllung erloschen war. Denn
jedenfalls ist der in der konkret angegriffenen AuRerung verwendete Plural
~Provisionen“ unwahr. Die Beklagten haben nur die Reise H.-xxxx“ als vermittelte
Reise vorgetragen. Weitere Vermittlungen zugunsten der Klagerin werden nicht be-
hauptet und sind auch sonst nicht ersichtlich.

cc) Die streitgegenstandliche AuRerung ist aich geeignet, den Betrieb des
Geschéftes der Klagerin zu schadigen. Die Behauptung, die Klagerin schulde der
Beklagten zu 1) Provisionen, erweckt den unzutreffenden Eindruck, die Kldgerin sei
nicht nur in einem Einzelfall eine Provision schuldig geblieben. Der verwendete
Plural Iasst fir den Leser der Nachricht eine Interpretation dahin zu, dass eine Viel
zahl von Provisionen noch nicht bezahlt wurden, dass mithin die Klagerin in groliem
Umfang ihre Schulden nicht begleiche. Es liegt auf der Hand, dass eine solche In-
formation geeignet ist, Reisebilros, welche die Nachricht in dem Kommunikations-
forum lesen, von der Vermittlung von Reisen fir die Klagerin abzuhalten, weil sie um
ihre Provisionen furchten werden.

dd) Die streitgegenstandliche AuRerung ist auch i.S. des § 14 Abs. 1 UWG ,be-
hauptet* worden. Vorliegend ist unerheblich, dass die Behauptung nicht im allgemein
zuganglichen Internet, sondern in einem passwortgeschitzten Kommunikationsforum
aufgestellt wurde. FUr einen Unterlassungsanspruch gemal § 14 Abs. 1 UWG ist
ausreichend, dass die AuRerung gegeniiber einem Dritten, d.h. einer anderen Per-
son als dem Verletzten erfolgt ist (Kohler/Piper, UWG, 2. Aufl. 2001, § 14 Rn. 7). Es
ist jedoch unstreitig, dass neben den Beklagten auch noch andere Personen Zugang
zu der streitgegenstandlichen Nachricht hatten. Der Dritte braucht im Ubrigen von
der Behauptung keine Kenntnis erlangt oder ihr gar Glauben geschenkt zu haben; es
muss ihm lediglich die Moglichkeit verschafft worden sein, vom Inhalt der Behaup-
tung Kenntnis zu nehmen (Kohler/Piper, UWG, 2. Aufl. 2001, § 14 Rn. 7). Vorliegend
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ergibt sich aus der Anlage K 12 sogar, dass zu der Nachricht ,Insolvenzantrag gegen
a.~-xxxx‘ vom 08.04.2002 bis zum 10.04.2002 ,3 Antworten“ eingegangen waren,
das urspringliche Schreiben mithin jedenfalls von einer Person im Forum gelesen
worden sein muss.

ee) Zu Unrecht machen die Beklagten geltend, die streitgegenstandliche AuRe-
rung sei durch die Meinungsfreiheit gedeckt. Vorliegend geht es um das Verbot einer
unwahren Tatsachenbehauptung. Es entspricht jedoch der standigen Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts, dass bewusst oder erwiesen unwahre Tat-
sachenbehauptungen nicht vom Schutz der Meinungsfreiheit i.S. des Art. 5 Abs. 1
GG umfasst sind (vgl. nur BVerfGNJW 94, 1779 m.w.N.).

ff) Die Beklagten sind auch Schuldner des Unterlassungsanspruchs.

Es ist unerheblich, ob das Schreiben vom 08.04.2002 von den Beklagten personlich
oder aber der damaligen Mitarbeiterin der Beklagten Frau P. Ze.-xxxxx in das In-
ternet-Kommunikationsforum gestellt wurde.

Die Beklagte zu 1) haftet als Inhaberin des Geschéatftsbetriebs ,T.-xooxx Tours®
gemal § 13 Abs. 4 UWG auch fur Zuwiderhandlungen ihrer Angestellten.

Der Beklagte zu 2) ist als Inhaber der E-Mail-Adresse beim Kommunikationsforum
verantwortlich.

Fir eine wettbewerbsrechtliche Haftung als Verletzer ist erforderlich aber auch aus-
reichend, dass der Inanspruchgenommene willentlich und adaquat kausal mitgewirkt
hat, um einen wettbewerbswidrigen Zustand zu schaffen oder aufrechtzuerhalten. Es
haftet also auch derjenige, der die Wettbewerbsbeeintrachtigung in Auftrag gegeben
hat oder der das eigenverantwortliche Handeln eines Dritten ausnutzt oder unter-
stutzt, obwonhl er ersichtlich in der Lage ist, es zu verhindern (Kéhler/Piper, UWG, 2.
Aufl. 2001, Vor § 13 Rn. 66 m.w.N.). Jedenfalls letzteres ist hier gegeben. Es bedarf
keiner naheren Darlegungen, dass der Beklagte zu 2) als Inhaber der E-Mail
Adresse, welche eine Teilnahme am Kommunikationsforum ermdglichte, rechtlich
und tatséchlich in der Lage war, AuRerungen der Angestellten Ze.-xxxxx in diesem
Internetforum zu verhindern. Der Beklagte zu 2) hat sich weiter die streitgegen-
standliche AuRerung noch am 08.04.2002 sogar zu eigen gemacht, jedenfalls aber
ihre Aufrechterhaltung geduldet. Die Klagerin hat unwidersprochen vorgetragen, ihr
Geschaftsfuhrer habe unmittelbar nach Erhalt des Telefax den Beklagten zu 2) hin-
sichtlich des Textes zur Rede gestellt, wobei dieser den Text inhaltlich gerechtfertigt
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habe. Der Beklagte hat auch nicht hinreichend konkret vorgetragen, sogleich nach
dem Anruf flr eine Entfernung des Schreiben aus dem Internetforum Sorge getragen
zu haben. Vielmehr hat er durch handschriftiche Anderungen auf der von der Kl&-
gerin vorbereiteten Unterlassungserklarung und deren Ricksendung am 09.04.2002
verdeutlicht, dass er die streitgegensténdliche AuRerung aufrechterhalten wolle.

Der Vortrag des Beklagten zu 2), er sei weder Angestellter noch Inhaber der Fa. T.-
xxxx Tours, andert an seiner wettbewerbsrechtlichen Verantwortung nichts. Der
Beklagte hat den Vortrag der Klagerin, der Beklagte zu 2) habe sich auf dem zurtick-
gesandten Agenturfragebogen als Geschaftsfihrer bzw. Inhaber von T.-xxxx Tours
bezeichnet, nicht bestritten. Weiter hat er den Vortrag der Klagerin nicht bestritten, er
habe sich beim Telefonat vom 08.04.2002 als Geschaftsfuhrer von 144 Reiseburos
bezeichnet. Der Vortrag der Klagerin findet im Ubrigen eine Stiitze in der von den
Beklagten selbst mit Schriftsatz vom 15. Mai 2003 eingereichten Anlage, wo in einem
Forumsbeitrag von der ,La.-xx-Gruppe“ die Rede ist.

Vor diesem Hintergrund hatte der Beklagte umfassend und konkret vortragen
milssen, dass er trotz der dargelegten Umstande nicht in der Lage war, die streitge-
genstandlichen AuRerungen zu verhindern bzw. dass er diese weder ausgenutzt
noch unterstitzt hat.

ag) Zu Unrecht wendet der Beklagte zu 2) gegen den Unterlassungsanspruch
schliefdlich ein, er sei nicht ordnungsgemals abgemahnt worden. Eine vorherige Ab-
mahnung ist fir de Zulassigkeit oder Begrindetheit der klageweisen Geltendma-
chung eines wettbewerbsrechtlichen Unterlassungsanspruchs nicht erforderlich.

b) Der Klagerin steht weiter der in der Berufungsverhandlung beantragte Un-
terlassungsanspruch im Hinblick auf die konkreten Verletzungsform des Schreibens
vom 08.04.2002 gemal’ Anlage K 5 zu.

aa) Der Antrag ist zulassig. Die Voraussetzungen einer zuldssigen Klageande-
rung geman §§ 264 Nr. 2, 525, 533, 529 Abs. 1 Nr. 1 ZPO liegen vor.

bb) Der Antrag ist gemaf § 14 Abs. 1 UWG auch begrundet.
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Dem streitgegenstandlichen Schreiben lasst sich aus der Uberschrift ,/Jnsolvenzan-
trag gegen a.-xxxxx“ in Verbindung mit den Satzen ,Wenn ja, wiirden Sie sich un-
serem Insolvenzantrag anschlieRen, damit wir retten, was zu retten ist. Selbst wenn
es nur um einige Euros geht?“ als jedenfalls moglichen und naheliegenden Erkla-
rungsinhalt entnehmen, die Beklagten bzw. T.-xxxx Tours héatten bereits einen Inso-
Ivenzantrag zu Lasten der Klagerin gestellt und suchten durch das Schreiben weitere
Auftraggeber der Klagerin, die sich diesem bereits gestellten Insolvenzantrag an-
schlieken wirden. Der Umstand, ob die Beklagten einen Insolvenzantrag gestellt
haben oder nicht, ist dem Beweis zuganglich und damit eine Tatsache gemaR § 14
Abs. 1 UWG. Da die Beklagten unstreitig keinen entsprechenden Antrag gestellt
haben, ist diese Tatsache auch nicht erweislich wahr im Sinne dieser Vorschrift.
Ferner ist die Behauptung der Stellung eines Insolvenzantrages geeignet, den Be-
trieb des Geschafts der Klagerin zu schadigen. Es ist konkret zu besorgen, dass
etwa ein Reiseblro, welches der streitgegenstandliche Aussage entnimmt, die Be-
klagten Uberlegten nicht nur die Stellung eines Insolvenzantrags, sondern hatten auf-
grund der ihnen zur Frage der Zahlungsfahigkeit der Klagerin bekannten Umstande
einen solchen Antrag bereits gestellt, erhebliche Zweifel an der Zahlungsfahigkeit he-
gen. Dies wiederum birgt die Gefahr, dass der Klagerin durch diese Reiseblros aus
Furcht um deren Fahigkeit zur Provisionszahlung keine Reisen vermittelt werden.
Wie bereits dargelegt, kdnnen sich die Beklagten im Hinblick auf die hier in Rede
stehende unrichtige Tatsachenbehauptung auch nicht auf die Meinungsfreiheit ge-
maf Art. 5 Abs. 1 GG berufen. Dass die Beklagten Schuldner eines Unterlassungs-
anspruchs sind, die AuRerungen aus dem Internetschreiben vom 08.04.2002 be-
treffen, wurde ebenfalls bereits ausgefuhrt.

c) Dagegen steht der Klagerin im Hinblick auf die konkrete Verletzungsform
des Internetschreibens vom 10.04.2002 (Anlage K 12/K13) kein Unterlassungsan-
spruch zu.

aa) Ein solcher Anspruch ergibt sich nicht aus § 14 UWG.

Bei der Behauptung, entweder seien die Beklagten die einzigen Kunden der Klagerin
oder andere Reiseblros wirden immer noch auf ihre Provision warten, handelt es
sich nicht um eine fur die Anwendung des § 14 Abs. 1 UWG erforderliche Tat-
sachenbehauptung.
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Jede beanstandete AuRerung ist in dem Gesamtzusammenhang zu beurteilen, in
dem sie gefallen ist. Sie darf nicht aus dem sie betreffenden Kontext herausgelost
einer rein isolierten Betrachtung zugefiihrt werden. Ob eine AuRerung als Tatsa
chenbehauptung einzustufen ist, hangt entscheidend davon ab, ob die Aussage
einer Uberpriifung auf ihre Richtigkeit mit den Mitteln des Beweises zuganglich ist.
Dabei kann sich auch eine AuRerung, die auf Werturteilen beruht, als Tatsachenbe-
hauptung erweisen, wenn und soweit bei dem Adressaten zugleich die Vorstellung
von konkreten, in die Wertung eingekleideten Vorgangen hervorgerufen wird. Sofern
jedoch eine AuBerung, in der sich Tatsachen und Meinungen vermengen, in ent-
scheidender Weise durch die Elemente der Stellungnahme, des DaflUrhaltens oder
Meinens gepragt ist, wird sie als Werturteil und Meinungsaulierung anzusehen sein
(vgl. zum Ganzen BVerfG NJW 94, 2614, 2615).

So liegt es hier. In dem Internetschreiben vom 10.04.2002 teilen die Beklagten dem
Leser in zutreffender und von der Klagerin auch nicht beanstandeten Weise den
Erhalt des am 08.04.2002 ausgestellten Schecks der Klagerin und seine Vorge-
schichte, namlich die von der Klagerin behauptete vorangegangenen Ubersendung
eines am 02.04.2002 ausgestellten Schecks sowie die Nummern beider Schecks
mit. Ankndpfend an diese - wahre - Tatsachenbasis, ziehen die Beklagten sodann
mit dem ,Entweder“-Satz erkennbar einen eigenen Schluss, namlich, dass entweder
sie die einzigen Kunden bei der Klagerin seien oder andere Reiseblros immer noch
auf ihre Provisionen warten wirden. Durch die vorherige Mitteilung der Tatsachen-
basis fur diese Schlussfolgerung wird der Leser der Nachricht in die Lage versetzt,
die Schlussfolgerung der Beklagten als solche zu erkennen, zu Gberprifen und diese
als ,richtig“ oder ggf. mit den vom Landgericht angestellten Erwdgungen, wonach
Zahlungen nicht nur per Scheck und nicht nur Gber ein bestimmtes Konto bewirkt
werden koénnen, als ,falsch® zu bewerten. Die Wertungskategorien ,richtig und
Jalsch® sind jedoch typischerweise solche, die auf Werturteile und Meinungsaul3e-
rungen angewendet werden (Palandt-Thomas, BGB, 61. Aufl. 2002, § 824 . 2
m.w.N.).

bb) Ein Unterlassungsanspruch ergibt sich auch nicht aus § 1 UWG.

Zwar sind verletzende AuRerungen Uber die Person oder das Unternehmen eines
Mitbewerbers nicht schon deshalb zulassig, weil sie wahr sind oder blofie Werturteile
darstellen. Sie kdnnen vielmehr unter dem Gesichtspunkt der Rufschadigung gegen
§ 1 UWG verstolRen (Kohler/Piper, UWG, 2. Aufl. 2001, § 1 Rn. 359). Allerdings sind
rufschadigende AuRerungen (iber einen Dritten nicht von vornherein rechtswidrig.
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Vielmehr ist das Grundrecht der Meinungsfreiheit gemaf Art. 5 Abs. 1 GG und das
Aufkldrungsinteresse des Adressaten bzw. der Offentlichkeit zu beriicksichtigen.
Zwar gelten fir AuRerungen, die zu Wettbewerbszwecken getan und bei denen die
Meinungsfreiheit und das Informationsinteresse der Allgemeinheit lediglich als Mittel
zur Forderung privater Wirtschaftsinteressen eingesetzt werden, strengere Anforde-
rungen. Denn zu den (ihrerseits verfassungskonform auszulegenden) Schranken der
Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 2 GG) gehort auch § 1 UWG. Allerdings ist § 1 UWG
als einfachrechtliche Vorschrift wiederum im Lichte der Bedeutung des Grundrechts
auszulegen und so in ihrer das Grundrecht beschrankenden Wirkung wieder selbst
einzuschranken. Dem ist bei der Abwagung der Rechtsgiter und Interessen der Be-
teiligten und der Allgemeinheit unter BerUcksichtigung des Grundsatzes der Ver-
haltnismaRigkeit Rechnung zu tragen. Erforderlich ist stets eine Gesamtwurdigung
aller Umstande. Dabei ist auch das (rechtswidrige) Vorverhalten des durch die Kritik
Verletzten und das Bestehen einer Nachahmungsgefahr einerseits und der Grad des
Informationsinteresses Dritter und der Offentlichkeit sowie die Auswirkungen der Kri-
tik andererseits zu berlcksichtigen (vgl. nur Kohler/Piper, UWG, 2. Aufl. 2001, § 1
Rn. 361 m.w.N.). Erforderlich ist schlieRlich, dass die angegriffene AuRerung nach
den Gegebenheiten des Einzelfalls so schwerwiegend ist, dass sie eine hinreichende
Gefahrdung des Leistungswettbewerbs als das materielle Schutzgut des § 1 UWG
darstellt (BVerfG GRUR 2001, 1058, 1060 — Therapeutische Aquivalenz).

Bei Anwendung dieser Grundsatze vermag der Senat eine gegen die guten Sitten
verstolende Handlung im Sinne des § 1 UWG nicht erkennen. Zwar kann man, wie
es die Klagerin geltend macht, dem Schreiben vom 10.04.2002 insgesamt entneh-
men, dass die Beklagten der Klagerin vorwirft, die Provisionsforderung der Beklagten
zu 1) nicht rechtzeitig beglichen zu haben und erst auf den Druck eines Insol-
venzantrags bzw. der Androhung eines solchen reagiert zu haben. Ein solcher Vor-
wurf ist auch geeignet, die Klagerin bei anderen Reisebiiros in ein schlechtes Licht
zu ricken. Im Rahmen der Gesamtwurdigung aller Umstande ist jedoch zu berlck-
sichtigen, dass das Verhalten der Klagerin einen gewissen Anlass gab, von einer
nicht rechtzeitigen Erflllung der Provisionsforderung der Beklagten auszugehen. Be-
reits nach dem eigenen Vortrag der Klagerin ist die von der Beklagten vermittelte
Reise von den Kunden H.-xxxx ,kurz vor Reiseantritt nach Erhalt der Unterlagen,
mithin Anfang Marz 2002“ bezahlt worden. Selbst wenn an dieser Darlegung insoweit
Zweifel bestehen, weil nach dem Rechnungsformular der Klagerin (Anlage K 2) die
Zahlung bereits zum 12.02.2002 fallig war und ein Unterlagenversand erst ,nach
Restzahlung“ erfolgen sollte, also gewisse Anhaltspunkte dafur bestehen, dass eine
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Zahlung, wie von den Beklagten behauptet, tatsachlich bereits Mitte Februar 2002
erfolgte, hatte die Klagerin die Provision jedenfalls Anfang Marz 2002 an die Be-
klagten bezahlen mussen. Denn gemall § 7.1 des Agenturvertrages K 1 ist die
Provision mit der Bezahlung des Reisepreises fallig. Eine Schecklbersendung am
02.04.2002, wie von der Klagerin als friiheste Erfillungshandlung behauptet, ware
damit bereits erheblich verspatet gewesen. Dies qilt erst recht flr die dann unstreitig
tatsachlich erfolgte Scheckibersendung vom 08.04.2002.

Weiter ist zu beachten, dass die streitgegenstindlichen AuRerungen im Rahmen
eines InternetKommunikationsforums vorgenommen wurden, welches unstreitig
dem Austausch von Informationen und Meinungen zwischen Reiseblros und Reise-
veranstaltern dient und das damit in besonderem Male durch das Grundrechts aus
Art. 5 Abs. 1 GG geschitzt ist.

Demgegentber enthalt das Schreiben vom 10.04.2002 keine UbermaRigen Schma-
hungen oder sonst besonders nachdrticklich vorgetragene Vorwilrfe gegen die Kla-
gerin, sondern ermdglicht durch die zutreffende Darlegung des Sachverhaltes dem
Leser, die Schlussfolgerung bzw. ,Empfehlung® der Beklagten nachzuvollziehen und
selbst zu bewerten. Die rufbeeintrachtigenden Elemente des Internetschreibens wie-
gen deshalb jedenfalls unter Berlcksichtigung der vorstehend gewurdigten Gesichts-
punkte des vorliegenden Falles insgesamt nicht schwer genug, um von einer die Ein-
schrankung der Meinungsfreiheit rechtfertigenden hinreichenden Gefahrdung des
Leistungswettbewerbs auszugehen.

2. Der Klagerin steht im Umfang der dargelegten Unterlassungsanspriiche
auch ein Anspruch auf Schadensersatz gemaR § 14 Abs. 1 Satz 1 UWG zu, dessen
Feststellung geman § 256 Abs. 1 ZPO zulassig ist. Weiter besteht im ausgeurteilten
Umfang gemaR § 242 BGB zur Vorbereitung der Bezifferung des Schadensersatz-
anspruchs ein Auskunftsanspruch. Auf die zutreffenden Darlegungen des landge-
richtlichen Urteils wird Bezug genommen.

3. Die Nebenentscheidungen beruhen auf den §§ 92, 97, 708 Nr. 10, 711, 543
Abs. 2 ZPO. Die Revision ist nicht zuzulassen. Die Rechtssache geht, wie die vor-
stehenden AusfUhrungen zeigen, Uber die Anwendung gesicherter Rechtspre-
chungsgrundsatze auf den vorliegenden Sachverhalt nicht hinaus. Die Rechtssache
hat keine grundsatzliche Bedeutung, die Zulassung der Revision ist weder zur Fort-
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bildung des Rechts noch zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung erforder-
lich.

Gartner v. Franqué Dr. Loffler
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